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Einleitung. 


Derjenige,  welcher  die  nationalökonomische  Fachliteratur 
mit  offenen  Augen  zu  verfolgen  vermag,  und  so  imstande  ist, 
die  allgemeinen  Tendenzen,  die  sich  in  der  letzten  Zeit  geltend 
machen,  zu  übersehen  und  richtig  zu  beurteilen,  wird  sich  der 
Tatsache  nicht  entziehen  können,  dass  die  Literaturgeschichte 
der  Nationalökonomie,  die  theoretische  Volkswirtschaftslehre, 
von  Tag  zu  Tag  mehr  an  Boden  gewinnt. 

Die  Zeit  ist  vorüber,  wo  man  nur  Tatsachen  auf  Tatsachen 
häufte,  ohne  dann  den  so  gewonnenen  Stoff  später  theoretisch, 
beziehungsweise  geistig  zu  verarbeiten.  Man  ist  zu  der  Ein- 
sicht gekommen,  dass  es  die  Wissenschaft  nicht  ausschliesslich 
mit  Tatsachen  zu  tun  hat.  sondern  dass  es  auch  zu  ihren  Auf- 
o'aben  gehört,  feststehende  Urteile  über  eben  diese  Tatsachen 
zu  fällen.  Sobald  man  sich  nun  diesen  Standpunkt,  welcher  als 
streng  wissenschaftlich  bezeichnet  werden  muss,  zu  eigen  ge- 
macht hat,  wird  man  sehr  bald  zu  der  Ueberzeugung  gelangen, 
dass  ein  rationelles  Studium  der  Nationalökonomie  nicht  möglich 
ist,  ohne  eine  genaue  Kenntnis  der  einschlägigen  Theorien. 

Will  man  es  aber  unternehmen,  irgend  eine  neue  Theorie 
auf  dem  Gebiete  der  Nationalökonomie  aufzustellen,  so  ist  man 
schon  von  vornherein  darauf  angewiesen,  auf  die  G-eschichte 
derselben  zurückzugreifen.  Es  ist  dies  umsomehr  geboten,  als 
ja  jede  Wirtschaftstheorie  nichts  anderes  ist,  als  ein  abstrakter 
Ausdruck,  als  eine  theoretische  Form  des  konkret  empirisch  vor- 
handenen Wirtschaftslebens ;  da  nun  die  Theorie  mit  dem  prak- 
tischen Wirtschaftsleben  in  einem  solch  engen  Zusammenhange 
steht,  so  ist  von  vornherein  sowohl  eine  genaue  Untersuchung 
des  praktischen  Wirtschaftslebens,  als  auch  der  theoretischen 
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volkswirtschaftlichen  Systeme  geboten,  wenn  man  eine  allgemein 
gültige  Wirtschaftstheorie  aufstellen  will.  Ausserdem  setzt  ja 
auch  das  Studium  einer  Wissenschaft  eine  historische  Schulung 
in  dem  betreffenden  Fache  voraus,  da  sie  als  Grundlage  für  die 
Fortentwickelung  der  Wissenschaft  unbedingt  notwendig  ist;  so 
leuchtet  es  denn  ohne  weiteres  ein,  dass  sich  das  historische 
Studium  einer  Wissenschaft  nicht  umgehen  lässt.  Fügt  man 
noch  hinzu,  dass  man  in  neuerer  Zeit  den  Versuch  gemacht  hat, 
die  Geisteswissenschaften  historische  Wissenschaften  zu  nennen, 
so  bedarf  es  keiner  weiteren  Begründung,  um  die  Geschichte 
der  Prinzipienlehre  der  Nationalökonomie  zu  befürworten.  Es 
ist  daher  nur  begreiflich,  dass  man  in  der  allerneusten  Zeit,  wo 
sich  das  Bedürfnis  nach  einer  einheitlichen  Theorie  in  der  National- 
ökonomie wieder  stark  geltend  macht,  wieder  auf  die  Klassiker 
der  Nationalökonomie  zurückgreift,  dass  die  Untersuchungen 
auf  dem  Gebiete  der  Geschichte  der  Nationalökonomie  in  so 
rapidem  Wachsen  begriffen  sind,  dass  man  wieder  auf  die  früheren 
„Dogmen",  die  man  vorher  zum  alten  Eisen  werfen  zu  sollen 
glaubte,  zurückgreift  und  das  Interesse  für  sie  wachruft,  dass 
sich  endlich  eine  solche  Gärung  in  der  ganzen  Nationalökonomie 
vollzogen  hat,  ja  sich  noch  bis  heute  vollzieht. 

Hat  man  die  soeben  hier  entwickelten  Ansichten  akzeptiert, 
so  gelangt  man  logischerweise  zu  dem  Schlüsse,  dass  eine  Förde- 
rung der  Geschichte  der  theoretischen  Systeme  der  National- 
ökonomie jetzt  nur  erwünscht  sein  kann,  zumal  dieses  Gebiet 
bisher  stark  vernachlässigt  worden  ist.  Es  ist  geradezu  auf- 
fallend, dass,  während  man  den  ,. Tatsachen"  eine  historische 
Behandlung,  ja  sogar  eine  sehr  intensive  historische  Behandlung 
zuteil  werden  Hess  durch  Ausbeutung  der  Archive  etc.,  man 
hingegen  den  Ideen,  den  Theorien  diese  Art  der  Behandlung- 
völlig  entzogen  hat,  als  ob  sich  dies  hier  nicht  der  Mühe  lohnte, 
als  ob  es  überflüssig  wäre.  Dies  muss  einmal  nachgeholt  werden, 
man  muss  die  gebliebene  Lücke  ausfüllen,  und  dafür  ist  die 
Zeit  jetzt  gekommen.  Wenn  man  sich  mit  der  Untersuchung 
der  Geschichte  der  Nationalökonomie  zu  befassen  hat,  so  ist 
eine  eingehende  Würdigung  der  klassischen  Systeme  der  National- 
ökonomie zuerst  unbedingt  geboten,  da  sie  aus  mehreren  Gründen 
die  Priorität  verdienen,  erstens,  weil  die  grösste  historische  Be- 
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deutung  ihnen  zukommt,  zweitens,  weil  es  unmöglich  ist,  die 
Anhänger  dieser  Systeme  völlig  zu  begreifen,  ohne  eine  ein- 
gehende Kenntnis  der  Quellen,  aus  denen  sie  geschöpft  haben, 
und  vollends  beruht  ja  eigentlich  unsere  ganze  Wissenschaft 
auf  diesen  Systemen,  sie  sind  der  Fond,  der  Urquell,  aus  welchem 
die  ganze  spätere  Wissenschaft  entsprungen  ist. 

Klar  ist  es  daher  und  wohl  begreiflich,  dass  einer  Monographie 
über  Theodor  Schmalz,  der  sich  ja  stets  selbst  als  einen  An- 
hänger der  Quesnay'schen  Lehre  bezeichnete,  eingehende  Unter- 
suchungen über  das  physiokratische  System  vorangehen  mussten. 
Da  wir  diese  letzteren  bereits  besitzen,  so  wird  eine  nähere 
monographische  Untersuchung  über  Schmalz  als  ein  weiterer 
Beitrag  zur  Geschichte  und  Ausbreitung  des  physiokratischen 
Systems  in  Deutschland  nicht  unwillkommen  sein. 

Wir  finden  in  der  nationalökonomischen  Fachliteratur  ver- 
schiedene Meinungen  und  Ansichten  über  die  Stellung,  die 
Theodor  Schmalz  in  der  Greschichte  der  Nationalökonomie  zu- 
kommt, vertreten.  Wilhelm  Roscher  z.  B.,  in  seiner  „Greschichte 
der  Nationalökonomie  in  Deutschland*',  München  1874,  rechnet 
Schmalz  bedingungslos  zu  den  Physiokraten,  die  gleiche  Meinung 
finden  wir  auch  vertreten  durch  J.  Conrad,  Halle,  sowie  durch 
den  Irländer  Ingram,  in  seiner  Greschichte  der  Volkswirtschafts- 
lehre, deutsch  von  Roschlau,  1890.  Schmidt  vertritt  im  Hand- 
wörterbuch der  Staatswissenschaften,  II.  Auflage,  ebenfalls  die 
Ansicht,  dass  Schmalz  den  Physiokraten  zuzurechnen  sei,  er 
fügt  dann  noch  hinzu,  Schmalz  sei  Antimalthusianer  gewesen. 
Maurice  Block  hingegen  sieht  in  Schmalz  einen  Anhänger  von 
Adam  Smith.  Der  Untersuchung,  inwieweit  diese  verschiedenen 
Ansichten  zutreffend  sind,  soll  die  nachfolgende  Arbeit  ge- 
widmet sein. 


Biographie. 


In  Theodor  Schmalz  haben  wir  eine  Persönlichkeit  vor 
uns,  die  zwar  nicht  zu  den  ersten  Geistern  ihrer  Zeit  gehörte, 
die  es  aber  dennoch  verstanden  hat,  nicht  völlig  in  der  Menge 
der  schnell  vorüberziehenden  Menschen  und  Erscheinungen  zu 
verschwinden.  Er  stand  vielmehr  längere  Zeit  im  Brennpunkt 
des  allgemeinen  Interesses,  und  viele  seiner  bekannten  und  be- 
rühmten Zeitgenossen  haben  sich  mit  ihm  beschäftigt,  wenn 
auch  nicht  immer  in  freundschaftlicher  Weise. 

Geboren  wurde  Theodor  Anton  Heinrich  Schmalz  am 
17.  Februar  1760  zu  Hannover;  dort,  sowie  später  in  Stade,  be- 
suchte er  das  Gymnasium,  das  er  1777  verliess.  Seine  weitere  Ent- 
wickelung  bewegte  sich  in  den  Geleisen,  welche  für  die  Lauf- 
bahn fast  aller  bedeutender  Männer  jener  Epoche  typisch  war; 
er  studierte  zunächst  in  Göttingen  drei  Jahre  lang  Theologie 
und  wurde  dann  der  Haushofmeister  eines  adeligen  -Junkers. 
Später  kehrte  er  auf  die  Universität  zurück,  sprang  aber  jetzt  von 
seinem  alten  Studium  ab  und  wandte  sich  der  Jurisprudenz  zu. 

1785  habilitierte  er  sich  als  Privatdozent  an  der  juristischen 
Fakultät  der  Universität  Göttingen,  doch  schon  im  nächsten 
Jahre  unterbrach  er  seine  akademische  Laufbahn  aufs  neue,  um 
in  Hannover  privatim  seine  Studien  fortzusetzen.  In  Rinteln  er- 
warb er  sich  1786  den  juristischen  Doktortitel  und  wurde  dort  auch 
1787  zum  ausserordentlichen  und  schon  ein  Jahr  später  zum 
ordentlichen  Professor  der  Jurisprudenz  ernannt.  Im  gleichen 
Jahre  wurde  er  als  ordentlicher  Professor  an  die  Universität 
zu  Königsberg  berufen.  1793  trat  er  als  Assessor  bei  der  ost- 
preussischen  Domänenkammer  ein.  1801  wurde  er  in  Königsberg 
zum  Kanzler  und  Direktor  der  Universität  ernannt. 


In  der  gleichen  Eigenschaft  wurde  er  unter  Verleihung  des 
Titels  eines  „Geheimen  Justizrates"  1803  nach  Halle  versetzt. 
Als  jedoch  Halle  im  Jahre  1808  nebst  seiner  Universität  durch 
Napoleon  I.  dem  Königreiche  Westfalen  einverleibt  wurde, 
legte  Schmalz,  durch  seine  patriotischen  Gefühle  bewogen, 
alle  seine  Posten  in  Halle  nieder  und  begab  sich  nach  Memel, 
wo  zur  Zeit  der  König  von  Preussen  weilte.  Diesen  suchte  er 
für  seinen  Plan  zu  gewinneu,  die  Universität  Halle  nach  Berlin 
zu  verlegen.  Der  König  verhielt  sich  diesem  Plan  gegenüber 
nicht  direkt  ablehnend,  sagte  aber  auch  nicht  bestimmt  zu, 
doch  versprach  er  Schmalz,  dass  er  ihm  sobald  als  möglich 
irgend  ein  Amt  verleihen  werde.  Vorerst  musste  derselbe  aller- 
dings eine  Zeit  lang  in  Berlin  privatisieren,  wurde  aber  schon 
im  Jahre  1809  zum  ßat  im  Oberappellationssenate  des  Kammer- 
gerichtes ernannt. 

Als  dann  1810  die  Berliner  Universität  gegründet  wurde  — 
man  hatte  inzwischen  den  Gedanken,  die  Hallenser  Universität 
nach  Berlin  zu  verlegen,  doch  fallen  gelassen  —  wurde  er  zum 
ordentlichen  Professor  der  juristischen  Fakultät,  sowie  zum  ersten 
Rektor  der  Universität  ernannt,  in  welch  letzterem  Amte  Fichte 
sein  Nachfolger  war. 

In  die  jetzt  folgenden  Jahre  fallen  die  Ereignisse,  welche 
seinen  Namen  in  den  weitesten  Volksschichten  berühmt  oder, 
korrekter  ausgedrückt,  berüchtigt  machen  sollten.  Es  war  dies  . 
seine  Agitation  gegen  die  Geheimbündelei  in  Deutschland,  die 
sich  im  speziellen  gegen  die  ehemaligen  Mitglieder  des  Tugend- 
bundes richtete,  was  man  gerade  ihm,  der  ein  Schwager  von 
Scharnhorst,  dem  Befreiungshelden  und  Reorganisator  der  preus- 
sischen  Armee,  war,  besonders  verübelte. 

Schmalz  begann  diese  Agitation,  indem  er  im  Jahre  1815. 
eine  Broschüre,  betitelt  ..Uber  politische  Vereine",  veröffentlichte. 
Da  diese  Schrift  einen  direkt  denunziatorischen  Charakter  trug, 
so  zog  sie  ihm  die  Feindschaft  und  die  Angriffe  vieler  ehe- 
maliger Tugendbündler  zu;  unter  andern  wandten  sich  auch 
Niebuhr,  Schleiermacher,  Förster,  Krug,  Wieland  und  viele  andere 
gegen  ihn,  und  es  entspann  sich  schliesslich  eine  so  heftige  und 
leidenschaftlich  geführte  Polemik,  in  welcher  Schmalz  keines- 
wegs die  Oberhand  behielt,  dass  schliesslich,  vielleicht  um  ihn 
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zu  schützen  oder  um  den  Streit  kurzerhand  zu  beendigen,  der 
König  von  Preussen  jede  weitere  Polemik  durch  Kabinettsordre 
untersagte,  ja  sogar  verbot,  dass  irgendwelche  weiteren  Ver- 
öffentlichungen über  Geheimbünde  publiziert  würden. 

Aus  dieser  auffallenden  Parteinahme  des  Königs  zog  man 
den  Schluss,  dass  Schmalz  seine  Agitation  in  dieser  Angelegen- 
heit in  höherem  Auftrage  begonnen  und  durchgeführt  habe. 
Interessant  ist  die  Ansicht,  die  man  französischerseits  über  diesen 
Punkt  hegte;  die  „Biographie  universelle*'  sagt  hierüber:  ,,Le 
comte  de  Schmalz'',  man  hebt  hier  Schmalz  sogar  in  den  Grafen- 
stand, „un  publiciste  allemand,  s'est  fait  une  renommee  tres  in- 
populaire  de  1815  ä  1816  par  ses  fougeux  ecrits  contre  les  so- 
cietes  secretes  et  les  principes  qu'elles  voulait  propager.  —  — 
—  —  On  a  meme  dit  avec  quelque  raison,  qu'il  n'entreprit  sa 
guerre  de  plume  contre  les  idees  liberales  que  d'apres  les  in- 
sinuations  du  cabinet  prussien.  Quoiqu'il  en  soit,  il  fit  hommage 
de  son  ecrit,  a  Frederic-Guillaume  III,  qui  lui  en  temoigna  sa 
satisfaction  en  le  decorant  de  l'ordre  du  merite  civil." 

Aus  seiner  stark  prononcierten  patriotischen  Gesinnung  waren 
Schmalz  schon  grosse  Unannehmlichkeiten  erwachsen,  indem  er 
einmal  in  Berlin  und  einmal  in  Hamburg  von  den  Franzosen 
verhaftet  wurde,  weil  man  ihn  im  Verdachte  hatte,  Pamphlete 
gegen  die  französische  Regierung  verfasst  zu  haben,  doch  wurde 
er  beide  Male  schon  nach  kurzer  Zeit  wieder  auf  freien  Fuss 
gesetzt. 

Gegen  Ende  seines  Lebens  wandte,  sich  der  gewandte  Hof- 
mann, der  .es  stets  verstanden  hatte,  sich  allen  herrschenden 
Richtungen  und  Strömungen  anzupassen,  dem  Pietismus  zu. 

Am  20.  Mai  1831  ist  Schmalz  in  Berlin  gestorben.  Während 
seiner  langen,  vierundvierzigj ährigen  akademischen  Laufbahn 
hat  er  eine  sehr  lebhafte  schriftstellerische  Tätigkeit  entwickelt, 
die  sich  allerdings  vorzugsweise  auf  das  juristische  Gebiet  er- 
streckt, doch  hat  er  auch,  bewogen  von  seinem  lebhaften  Inter- 
esse für  die  Nationalökonomie,  verschiedene  volkswirtschaftliche 
Werke  verfasst. 

Von  seinen  ausserordentlich  zahlreichen  Schriften  wollen 
wir  hier  nur  die  wichtigsten  aufzählen  und  zwar  nicht  nach 
ihrem  stofflichen  Inhalt  eingeteilt,  sondern  vielmehr  nach  Mass- 
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gäbe  ihrer  chronologischen  Aufeinanderfolge.  Schmalz  gehört 
nämlich  nicht  zu  denjenigen  Schriftstellern,  deren  Werke,  in 
ihrer  Gesamtheit  betrachtet,  ein  organisch  verbundenes  G-anzes 
bilden,  sondern  seine  einzelnen  Bücher  oder  doch  wenigstens 
die  verschiedenen  G-ruppen  seiner  Schriften  verdankten  immer 
augenblicklichen,  impulsiven  Anregangen  ihre  Entstehung.  So 
kann  man,  wenn  man  die  Schmalz'schen  Veröffentlichungen  in 
ihrer  zeitlichen  Aufeinanderfolge  betrachtet,  deutlich  erkennen, 
welche  Wandlungen  ihr  Autor  im  Laufe  der  Jahre  durchge- 
macht hat. 

In  der  ersten  Epoche  finden  wir  neben  einigen  wenigen 
Büchern  historischen  Inhaltes  nur  rein  juristische  Werke;  zuerst 
im  Jahre  1786  seine  in  Rinteln  verfasste  und  erschienene  Dis- 
sertation „De  jure  alienandi  territoria  absque  consensu  statuum 
provincialium  principibus  Germanise  competente".  1790  ver- 
öffentlichte er  in  Königsberg,  wohin  er  1787  als  ordentlicher 
Professor  der  Jurisprudenz  beruf en  worden  war,  die  „Enzyklopädie 
des  gemeinen  Rechtes",  ein  Jahr  später  daselbst  „De  fundamento 
successionis  hereditarise  naturali",  desgleichen  1792  gemeinsam 
mit  Baczko  „Annalen  des  Königreiches  Preussen"  und  im  gleichen 
Jahre  „Das  reine  Naturrecht'',  das  schon  1795  seine  zweite  Auf- 
lage erlebte.  1793  liess  er  dann  erscheinen  „Handbuch  des 
römischen  Privatrechtes,  für  Vorlesungen  über  die  Justinianischen 
Institutionen'',  ein  Werk,  das  schon  im  darauffolgenden  Jahre 
neu  aufgelegt  werden  musste.  Ausserdem  gab  er  im  Jahre  1793 
noch  eine  „Darstellung  des  Niederlagsrechtes  der  Stadt  Königs- 
berg" heraus. 

Inzwischen  waren  aber  die  Wogen  der  ersten  französischen 
Revolution  über  dem  Königtum  der  Bourbonen  zusammenge- 
schlagen, und  damit  hatte  sich  eine  völlige  Umwälzung  in  den 
Rechten  und  Pflichten  der  Staatsbürger  vollzogen.  Diese  Be- 
wegung gab  auch  bei  Schmalz  den  Anstoss  zu  einer  Reihe  von 
Schriften,  die  sich  im  Speziellen  mit  den  Problemen  befassten, 
die  die  Revolution  jenseits  des  Rheines  aufgerollt  hatte. 

So  entstanden  1794  „Annalen  der  Rechte  des  Menschen,  des 
Bürgers  und  der  Völker"  und  noch  im  gleichen  Jahre  „Be- 
merkungen zur  Beantwortung  der  Fragen  über  das  Verhältnis 
der  Politik  zur  Moral",  ebenso  „Uber  das  Recht  der  Stimme 
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bei  neuen  Konstitutionen"  und  schliesslich  „Die  Freiheit  des 
Bürgers".  Ausserdem  erschien  1794  noch  „Das  natürliche 
Staatsrecht". 

In  dem  darauffolgenden  Jahre  veröffentlichte  unser  Autor 
dann  „Das  natürliche  Familien-  und  Kirchenrecht,  moralisch- 
politische Betrachtungen  über  die  Ehe";  sowie  „Die  neuste 
Literatur  des  Natur-  und  Völkerrechtes",  1796  „Handbuch  des 
deutschen  Land-  und  Lehnrechtes". 

Im  Jahre  1797  begibt  sich  Schmalz  zum  erstenmale  auf  ein 
Gebiet,  das  er  im  bisherigen  Verlaufe  seiner  publizistischen 
Tätigkeit  nur  flüchtig  gestreift  hatte,  nämlich  auf  das  Gebiet 
der  Nationalökonomie,  er  schreibt  die  „Enzyklopädie  der  Kameral- 
wissenschaften".  Es  stritten  zu  jener  Zeit  in  Deutschland  drei 
nationalökonomische  Systeme  miteinander  um  den  Vorrang;  oder, 
besser  gesagt,  die  letzten  Reste  von  zwei  Systemen,  nämlich 
<les  Merkantilismus  und  des  physiokratischen  Systems,  waren 
gerade  im  Begriffe,  durch  die  siegreich  vordringende  Lehre  des 
grossen  schottischen  Nationalökonomen  Smith  völlig  aufgerieben 
und  unterdrückt  zu  werden.  Hier  wählte  nun  Schmalz  seinen 
Standpunkt  auf  der  angegriffenen  Seite,  in  ihm  sollte  der 
Physiokratie  noch  ein  letzter  Verteidiger  erstehen.  Ihm,  dem 
Juristen,  mussten  natürlicherweise  die  scharf  umrissenen  Formen, 
die  mathematisch  genaue  Gliederung,  die  Francois  Quesnay 
dem  physiokratischen  System  gegeben  hatte,  ansprechender  er- 
scheinen, als  das  in  vieler  Beziehung  unklare  und  verschwom- 
mene Smith'sche  System;  und  so  sehen  wir  ihn  sowohl  in 
diesem,  wie  in  noch  mehreren  anderen  Werken,  eine  Lanze  für 
die  Physiokratie  brechen.  In  der  nächsten  Zeit  verfasste  er 
allerdings  mehr  Werke  juristischen  Inhalts,  so  1798  „Erklärung 
der  Rechte  des  Menschen  und  des  Bürgers",  1804  „Über  bür- 
gerliche Freiheit",  1805  „Handbuch  des  deutschen  Staatsrechtes", 
1807  „Handbuch  der  Rechtsphilosophie",  1808  „Über  Erb- 
untertänigkeit" und  „Handbuch  der  Staatswirtschaft", 1812  „Jus 
naturale  in  aphorismis". 

Dann  brachte  das  Jahr  1815  die  bereits  erwähnte  Schrift 
„Über  politische  Vereine",  welche  so  reaktionär  abgefasst  war 
und  direkt  den  Charakter  der  Demagogenriecherei  trug,  dass  er 
in  zahlreichen  Gegenschriften  angegriffen  wurde,  von  denen  er 
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verschiedene  beantwortete,  worauf  noch  im  gleichen  Jahre  die 
Broschüren  „Über  Herrn  Niebuhrs  Schrift  wider  die  meinige, 
politische  Vereine  betreffend"  und  1816  „Letztes  Wort  über 
politische  Vereine"  entstanden. 

1818  erschien  dann  sein  wichtigstes  nationalökonomisches 
Werk  „  Staats wirtschaftslehre  in  Briefen  an  einen  deutschen 
Erbprinzen"  und  ausserdem  noch  „Lehrbuch  des  deutschen 
Privatrechtes",  1824  „Grundgesetze  des  deutschen  Bundes"  und 
schliesslich  in  seinem  Todesjahre  1831  „Die  Wissenschaft  des 
natürlichen  Rechtes". 


I.  KAPITEL. 


Schmalz  und  die  Physiokraten. 


Die  Literatur  der  Forschungen  über  das  physiokratische 
System  hat  im  Laufe  der  letzten  Jahre  rapid  zugenommen,  ja 
es  dürfte  wohl  kaum  zu  viel  gesagt  sein,  wenn  wir  behaupten, 
dass  uns  erst  in  allerneuester  Zeit  die  Kenntnis  dieses  Systems 
erschlossen  worden  ist;  wir  stehen  hier  vor  einem  Produkt  der 
modernsten  Forschung  innerhalb  des  Gebietes  der  National- 
ökonomie. Als  eine  ganz  natürliche  Folge  dieses  Umstandes 
ist  es  zu  betrachten,  dass  sich  diese  Forschungen  zunächst  auf 
die  bedeutendsten  Vertreter  des  Systems  erstreckt  haben,  während 
es  doch  für  die  vollständige  Kenntnis  und  Würdigung  desselben 
notwendig  oder  doch  wenigstens  wünschenswert  erscheint,  auch 
die  Anhänger  und  Vertreter  dieser  Lehre  kennen  zu  lernen,  die 
seinerzeit  weniger  in  den  Vordergrund  getreten  waren. 

Einen  bescheidenen  Teil  dieses  Bedürfnisses  zu  befriedigen, 
soll  die  Aufgabe  der  folgenden  Arbeit  sein,  die  sich  mit  den 
nationalökonomischen  Ansichten  von  Theodor  Schmalz  beschäf- 
tigt und  ganz  insbesondere  mit  der  Frage,  ob  dieser  Autor  zu 
den  Physiokraten  gezählt  werden  muss,  wie  es  bisher  meistens 
geschehen  ist,  oder  nicht. 

Diese  Frage  erscheint  um  so  interessanter,  als  die  Stellung 
von  Schmalz  zu  der  Physiokratie  als  eine  sehr  charakteristische 
bezeichnet  werden  muss,  was  schon  aus  dem  nachfolgenden  Aus- 
spruch unschwer  zu  erkennen  ist.  Er  sagt  in  der  Vorrede  zu  seiner 
„Enzyklopädie  der  Kamerai  Wissenschaften"  wörtlich:  „Die  Physio- 
kratie ist  nun  nicht  ein  neues,  aber  sie  scheint  bis  jetzt  ein  so 
unbekanntes,  dass  von  dem,  was  ich  bisher  von  ihr  dargestellt 
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habe,  oft  gesagt  ist,  ich  hätte  ihre  Lehren  gar  sehr  gebessert 
und  gemildert,  ein  Lob.  welches  ich  nicht  verdiene,  nicht  ver- 
dienen will;  aber  so  durchaus  ist  das  System  missverstanden, 
es  ist  am  meisten  missverstanden  von  denen,  die  es  widerlegt 
haben."!) 

Mit  diesen  Worten  hat  Schmalz,  wie  man  zu  sagen  pflegt, 
den  Nagel  auf  den  Kopf  getroffen,  denn  in  Wahrheit  hat  eine 
grosse  Anzahl  der  Autoren,  die  das  physiokratische  System 
widerlegt  zu  haben  glaubten,  dasselbe  in  vielen  Punkten  miss- 
verstanden. Es  ist  dies  eine  Tatsache,  die  wir  nicht  nur  hier 
finden,  sondern  in  der  Geschichte  fast  einer  jeden  Wissenschaft. 
Ja  es  dürfte  wohl  kaum  zu  weit  gegriffen  sein,  wenn  man  be- 
hauptet, dass  jede  Kritik  eines  wissenschaftlichen  Systems  mehr 
oder  weniger  partielle  Missverständnisse  in  sich  schliesst.  Haben 
doch  auch  die  Physiokraten  in  dieser  Hinsicht  gesündigt,  in- 
dem sie  kurzerhand  den  Merkantilisten  vorwarfen,  Reichtum  mit 
Edelmetall  identifiziert  zu  haben,  ein  Missverständnis,  welches 
erst  in  neuerer  Zeit  klar  nachgewiesen  und  aufgeklärt  wurde. 2) 

Wenn  Schmalz  aber,  wie  wir  im  vorhergehenden  sahen,  der 
Meinung  ist.  dass  das  physiokratische  System  von  denen,  die 
es  widerlegen  wollten,  meist  missverstanden  wurde,  so  hätte  er 
getrost  und  ohne  fürchten  zn  müssen,  der  Wahrheit  dadurch 
zu  nahe  zu  treten,  hinzufügen  können,  dass  nicht  weniger  auch 
diejenigen,  welche  sich  selbst  als  Anhänger  und  Vertreter  des 
Systems  betrachteten,  dasselbe  auch  vielfach  missverstanden 
haben  und  durch  seine  falsche  Auslegung  und  Anwendung  viel- 
leicht mehr  dazu  beitrugen,  es  zu  diskreditieren,  wie  diejenigen, 
die  es  offen  bekämpft  haben. 

Welch  hohe  Bedeutung  Schmalz  dem  physiokratischen 
System  beimass,  und  welche  Hoffnungen  für  die  Zukunft  er 
auf  dasselbe  setzte,  geht  aus  nachfolgenden  Worten  hervor: 
..Nur  fürchte  ich,"  sagt  er,  „werden  weit  die  meisten  derer, 
welche  Staatswissenschaft  interessiert,  mich  tadeln,  dass  ich 
noch  immer  hartnäckig  dem  System  der  Physiokraten  anhänge, 
welches  doch  so  gar  und  gänzlich  widerlegt  sein  soll.  Noch 
heftiger  würden  Tadel  und  Spott  mich  treffen,  wenn  man  meinen 

^)  Enzyklopädie  der  Kameralwissenschaft,  Vorrede,  pag.  VI. 
2)  Oncken,  Geschichte  der  Nationalökomie. 
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festen  Grlauben  kennte,  dass  nach  nicht  vielen  Jahren  mehr 
gleichwohl  dieses  System  die  allgemeine  Meinung  gewonnen 
haben  wird.  Zwar  öffentliche  Meinung,  die  schnell  entsteht 
und  schnell  sich  verbreitet,  aller  Zeitgeist,  scheint  mir  ein  so 
verächtliches,  dass  es  dem  ganz  gleichgültig  sein  muss,  dem 
nur  an  der  Wahrheit  liegt,  nicht  an  dem  Beifall  der  Vorlauten 
unter  seinen  Zeitgenossen.  Aber,  wenn  gegen  den  Kampf  der 
Meinungen  ein  System  den  Sieg  nach  langer  Zeit  erringt,  so  ist 
das  ein  Triumph,  den  die  Wahrheit  doch  gottlob  oft  gefeiert 
hat.  Gegen  Kopernikus  erhoben  sich  alle  Anhänger  des  ptolo- 
mäischen  Weltsystems,  wie  alle  Merkantilisten  gegen  Quesnay 
als  gegen  Menschen,  welche  gar  gottlose  Meinungen  verbreiteten. 
Aber  als  doch  vieles  in  dem,  was  Kopernikus  gesagt  hatte,  an- 
fing als  unbestreitbar  einzuleuchten,  so  war  es  schon  ein  Zeichen 
des  Sieges  der  Wahrheit,  dass  Tycho  Brahe  anfing  das  Alte 
und  das  Neue  vereinigen  zu  wollen.  So  hat  Adam  Smith  der 
Physiokratie  ganze  Gewerbepolizei  aufgenommen,  doch  auch 
damit  das  alte  Finanzwesen  vereinigen  wollen  und  darnach  die 
ersten  Grundsätze  gemodelt.  Eben  das  Zeichen  des  nahen 
Sieges  der  Wahrheit."  ^) 

In  diesen  Worten  tritt  uns  Schmalz  ebensosehr  in  seiner 
Eigenschaft  als  starrer  ßeaktionär  entgegen,  wie  als  Verehrer 
von  Francois  Quesnay;  die  hohe  Meinung,  die  er  von  diesem 
letzteren  persönlich  hegte,  kommt  am  besten  in  dem  Vergleiche 
zum  Ausdruck,  den  er  zwischen  Kopernikus  und  ihm  zieht,  in- 
dem er  sagt,  dass  Quesnay  dasselbe  für  die  Nationalökonomie 
gewesen  sei,  was  Kopernikus  für  die  Astronomie  war.  Dieselbe 
Parallele  zieht  er  zwischen  Tycho  Brahe  und  Adam  Smith. ''^) 
Von  letzterem  sagt  er  an  einer  andern  Stelle  im  unverkenn- 
barem Tone  der  Erbitterang,  „er  sei  augenblicklich  Mode". 3) 

Schon  aus  den  wenigen  bisher  hier  angeführten  Stellen 
geht  zur  Genüge  hervor,  welche  allgemeine  Stellung  Theodor 
Schmalz  gegenüber  den  Physiokraten  eingenommen  hat. 

Um  jedoch  ein  Urteil  darüber  abgeben  zu  können,  ob  er 
selbst  Physiokrat  war,  d.  h.  ob  seine  Lehren  in  den  Rahmen 

^)  Enzyklopädie  der  Kameralwissenschaft,  Vorrede,  pag.  V— VI. 

2)  Staatswirtschaftslehre  in  Briefen  a.  e.  d.  E.,  pag.  244/5. 

3)  Ebenda,  pag.  106. 
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des  physiokratischen  Systems  Iiineinpassen,  müssen  wir  noch 
etwas  mehr  auf  die  Einzelheiten  eingehen.  Vor  allem  haben 
wir  zwei  Momente  in  Betracht  zu  ziehen : 

1.  Die  Ansichten,  die  unser  Autor  in  seinen  Schriften  aus- 
spricht, soweit  sie  seine  Stellungnahme  zur  Physiokratie 
kennzeichnen. 

2.  Die  Art,  in  der  er  seinen  Zeitgenossen  das  physiokratische 
System  darstellt;  welche  Darstellung  hauptsächlich  in 
seinem  zweibändigen  Werke  „Staatswirtschaftslehre  in 
Briefen  an  einen  deutschen  Erbprinzen"  enthalten  ist. 

Um  seine  Ansichten  näher  kennen  zu  lernen,  erachten  wir 
es  für  am  vorteilhaftesten,  zunächst  damit  zu  beginnen,  dass 
wir  die  kritischen  Bemerkungen,  die  er  über  das  Merkantilsystem 
macht,  des  nähern  untersuchen. 

Vorerst  macht  er  den  Merkantilisten  den  bekannten  und 
schon  oft  gegen  sie  erhobenen  Vorwurf,  den  gleichen,  der  ihnen 
schon  von  den  Physiokraten  und  von  Adam  Smith  gemacht 
wurde,  nämlich,  dass  sie  den  Reichtum  einer  Nation  ausschliess- 
lich in  der  Summe  des  baren  Geldes  erblickten,  das  sich  in  den 
Händen  der  gesamten  Einwohner  des  betreffenden  Landes  be- 
findet. In  seinem  „Handbuch  der  Staats  Wirtschaft'*  sagt  er:  „Die 
Anhänger  dieses  Systems,  welches  man  das  Merkantilsystem 
nennt,  halten  dafür,  dass  ein  Staat  suchen  solle,  so  viel  bares 
Geld  seiner  Nation  zu  verschaffen,  als  er  nur  vermöge",  i) 

Dieser  merkantilistischen  Auffassung  tritt  Schmalz  entgegen, 
indem  er  ausführt,  dass  man  keinen  Unterschied  machen  könne, 
ob  das  Gold  in  Form  einer  Dose  oder  in  Form  eines  Dukaten^ 
das  Silber  in  Form  eines  Gefässes  oder  in  Form  eines  Talers 
aus  dem  Lande  gehe.  2) 

Wie  wir  sehen,  vertritt  hier  Schmalz  die  gleiche  Meinung 
wie  Quesnay,  nur  dass  dieser  die  Verwechslung  von  Geld  mit 
Reichtum  nicht  direkt  den  Merkantilisten  zuschrieb,  sondern  sie 
vielmehr  für  eine  im  ganzen  Volke  verbreitete  irrtümliche  Auffas- 
sung hielt.  Er  sagt  darüber  in  seiner  „Analyse  du  tableau 
economique":  „Le  peuple  croit  que  c'est  dans  l'argent  que  con- 
siste  la  richesse  d'un  Etat  ;  mais  l'argent,  comme  toutes  les  autres 

1)  Handbuch  der  Staatswirtschaft,  pag.  117. 

2)  Ebenda,  pag.  221. 
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productions,  n'est  richesse  qu'a  raison  de  sa  valeur  venale  et  n'est 
pas  plus  difficile  ä  acquerir  que  toute  autre  marchandise,  en  le 
payant  par  d'autres  richesses/'  i) 

Nach  Schmalz  beruht  das  ganze  Merkantilsystem  auf  dem 
einen  grossen  Irrtume  oder  vielmehr  Missverständnis,  dass  man 
unter  dem  Worte  Geld  durchaus  nicht  immer  das  gleiche, 
sondern  sehr  häufig  ganz  verschiedene  Dinge  versteht.  Er  selbst 
betrachtet  das  Geld  nur  als  eine  Ware,  wodurch  er  sich  bewusst 
in  einen  direkten^  Gegensatz  zu  dem  Merkantilsystem  setzt,  den 
er  auch  bei  jeder  Gelegenheit  hervorhebt.  Es  kann  uns  des- 
halb in  keiner  Weise  wunder  nehmen,  wenn  wir  bei  ihm  lesen: 
„Jede  Fabrik  aber  ist  ganz  gewiss  nachteilig,  welche  irgend 
einer  Unterstützung  vom  Staate  bedarf,  um  zu  bestehen."  2)  Aus 
dem  gleichen  Grunde  können  wir  es  nur  natürlich  finden,  dass 
er  in  der  englischen  Navigationsakte,  die  ja  von  den  Merkanti- 
listen als  eines  der  segensreichsten  und  weisesten  Gesetze  be- 
trachtet, von  Josuah  Child  als  „Magna  carta  maritima"  gepriesen 
wurde,  nur  eine  durchaus  zu  verwerfende,  weil  verkehrte  und 
fehlerhafte,  Handelspolitik  sah.^) 

Nachdem  wir  so  im  vorhergehenden  die  Stellung  unseres 
Autors  zum  Merkantilismus  in  kurzen  Zügen  gekennzeichnet 
haben,  wollen  wir  jetzt  zu  einer  nähern  Betrachtung  derjenigen 
seiner  Ansichten  übergehen,  durch  welche  er  seine  Stellung- 
nahme und  Befürwortung  des  physiokratischen  Systems  be- 
gründet. 

Zunächst  sucht  er  zu  beweisen,  dass  die  Landwirtschaft 
mit  ihren  verschiedenen  Nebengewerben,  die  alleinige  Grund- 
lage aller  übrigen  Gewerbe  bilden  muss  und  auch  bildet.  Da 
alle  Rohmaterialien,  die  für  den  menschlichen  Bedarf  notwendig 
sind,  ausschliesslich  von  der  Natur  geliefert  werden,  so  führt 
er  im  Handbuch  der  Staatswissenschaft  aus,  ist  das,  was  man 
gewöhnlich  unter  dem  Namen  Ökonomie  zusammenfasst,  also 
die  Landwirtschaft,  die  Viehzucht,  die  Jagd,  der  Bergbau,  die 
Fischerei  und  die  Forstwirtschaft,  eine  Vorbedingung  für  die 
Existenzmöglichkeit  eines  jeglichen  anderen  Gewerbes,  welches 

1)  (Euvres  de  Quesnay,  Ausgabe  von  1888,  pag.  327,  Anmerkung. 

2)  Staatswirschaftslehre  in  Briefen,  Band  II,  pag.  117. 

3)  Ebenda,  pag.  140. 
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ja  stets  darauf  angewiesen  ist,  die  dort  der  Natur  direkt  abge- 
wonnenen Rohstoffe  zu  verarbeiten.  Denn  der  Handwerker  be- 
reitet ja  nur  die  Rohmaterialien  zu,  bringt  sie  in  die  Form,  die 
sie  für  den  direkten  menschlichen  Gebrauch  haben  müssen,  der 
Handelsmann,  der  Kaufmann  dagegen  vertauscht  sie  nur,  aber 
um  diese  beide  Operationen  erst  möglich  zu  machen,  musste  sie 
der  Ökonom  vorher  der  Natur  abgewonnen  haben,  i)  Darauf 
fussend,  nennt  Schmalz,  im  Anschluss  an  Quesnay,  jede  Arbeit, 
die  nicht  direkt  auf  die  Grewinnung  von  Naturprodukten  ver- 
wandt wird,  steril;  denn,  so  sagt  er,  „wenn  produzieren  etwas 
anderes  ist  als  zubereiten,  wenn  produzieren  nicht  heisst,  den 
Sachen,  die  schon  vorhanden  sind,  eine  neue  Form  geben, 
sondern,  wenn  es  heisst,  Saclien,  die  noch  nicht  vorhanden 
waren,  hervorbringen,  so  ist  auch  keine  Arbeit  produktiv,  als 
welche  auf  die  Gewinnung  der  Naturprodukte  verwandt  wird; 
alle  übrige  ist  in  der  Tat  steril,  das  ist,  nicht  hervorbringend, 
so  nützlich,  so  achtenswert  sie  immer  sein  mag;  eben,  weil  sie 
nicht  Sachen  hervorbringt,  sondern  nur  vorhandene  zubereitet."  ^) 

Aus  dem  Gesagten  zieht  Schmalz  ganz  konsequenterweise 
den  Schluss,  dass  nur  der  Grund  und  Boden  einen  Reinertrag 
abwirft,  also  mehr  zurückgibt,  als  den  blossen  Ersatz  für  das, 
was  bei  seiner  Bearbeitung  verzehrt  und  verbraucht  worden  ist. 
Bei  einem  Handels-  oder  Fabrikgeschäfte  ist  das  niclit  der  Fall, 
weshalb  man  dieselben  auch  niclit  verpachten  kann,  was  bei 
Grund  und  Boden,  der  Naturprodukte  liefert,  sehr  wohl  mög- 
lich ist  und  ja  auch  gescliieht.  Handel  und  Industrie  können 
nur  dann  einen  Reinertrag  ergeben,  wenn  sie  künstlich  frucht- 
bar gemacht  werden,  was  z.  B.  durch  Monopole  oder  Privilegien 
geschehen  kann.  „Aber  dann,"  so  sagt  er,  „wird  nicht  der 
Handel  oder  die  Fabrik,  sondern  das  Zwangsreclit  verpachtet."  2) 

"Wie  man  sieht,  setzt  sich  Schmalz  mit  dieser  seiner  Ansicht 
in  Gegensatz  zu  der  Ricardo'sclien  Grundrententheorie;  nicht 
die  Kargheit  und  Unvollkommenheit  des  Bodens  liefert,  bezie- 
hungsweise verursacht  die  Rente,  sondern  im  Gegenteil  seine 
Freigebigkeit  und  VollkommenJieit  ist  deren  Ursache.  Darnach 
erscheint  es  nur  natürlich,  dass  Schmalz  das  Verbot  der  Aus- 

1)  Staatswirtschaftslehre  in  Briefen,  Band  II.,  pag.  144. 

2)  Handbuch  der  Staatswirtschaft,  pag.  144, 
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fulir  von  Rohmaterialien,  als  der  Landrente  scliädlich,  aufs 
äusserste  bekämpft.  Das  beste  Mittel  zur  Förderung  des  Acker- 
baues ist  die  Sicherung  des  aus  den  Agrarprodukten  resultieren- 
den Gewinnes,  und  durch  die  Förderung  des  Ackerbaues,  so 
lehrt  er,  wird  das  Land  am  besten  vor  Brotmangel  gesichert. i) 

Er  bekämpft  auf  das  allerentschiedenste,  dass  der  Staat  den 
Fabriken  seine  Unterstützung  angedeihen  lasse,  unter  anderem 
lesen  wir  bei  ihm:  „Keine  Art  staatswirtschaftlicher  Vorsorge 
der  Regierungen  ist  mehr  gerühmt  und  mehr  gutmeinend  geübt 
worden,  als  die  für  die  Emporbringung  der  Fabriken.  Aber 
auch  nirgends  sind  grössere  Irrtümer  gehegt,  nirgendsher  blutigere 
Wunden  dem  Nationalwohlstande  geschlagen."  2)  Und  an  einer 
anderen  Stelle  sagt  er,  auf  die  gleiche  Materie  Bezug  nehmend: 
„Die  Regierungen  sind  meist  noch  überzeugt,  dass  ein  Land 
seinen  Hauptreichtum  durch  Fabriken  gewinne,  und  jede  neue 
Fabrik  ist  ihnen  darum  willkommen.  So  oft  und  viel  auch 
projektierende  Fabrikanten  sie  betrogen  haben,  so  haben  diese 
doch  nocli  immer  das  alte  Glück  der  Alchimisten.  Man  glaubt 
ihnen,  man  gibt  ihnen."  ^) 

Diese  Ausführungen  an  sich  betrachtet,  könnte  man  auf  die 
Vermutung  kommen,  Schmalz  sei  ein  prinzipieller  Gegner  jeg- 
lichen Handels  und  aller  Fabriken  gewesen;  dies  ist  jedoch 
keineswegs  der  Fall,  denn  er  sagt  weiterhin  ausdrücklich:  „Ja 
der  Handel  ist  nicht  bloss  wohltätig,  indem  er  unsere  Landes- 
produkte verkauft,  er  ist  auch  wohltätig,  wenn  er  fremde  Pro- 
dukte uns  zuführt."  4) 

Wie  aus  diesen  Worten  hervorgeht,  ist  Schmalz  weit  davon 
entfernt,  den  Handel  als  solchen  zu  verwerfen,  sondern  er  ver- 
tritt nur  die  auch  von  Quesnay  verfochtene  Meinung,  dass  die 
Arbeiten  der  Handwerker  und  Fabrikanten  dem  Nationalreich- 
tum keinen  unmittelbaren  Nutzen  bringen  durch  das,  was  sie 
den  von  ihnen  verbrauchten  Rohstoffen  an  Arbeitskraft,  also  an 
Wert,  zusetzen.  Ebensowenig  geschieht  dies  dadurch,  dass  sie 
einen  Teil  ilires  Lohnes  ersparen,  eine  Auffassung,  welche  von 

^)  Staatswirtschaftslehre  in  Briefen,  Band  IL,  j^ag.  75. 

2)  Handbuch  der  Staatswirtschaft,  pag.  240 — 241. 

3)  Staatswirtschaftslehre  in  Briefen,  Band  IL,  pag.  113|4. 

4)  Handbuch  der  Staats  Wirtschaft,  pag.  Mß. 
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Adam  Smith  vertreten  wurde^  sondern  sie  tragen  nur  zu  einer 
mittelbaren  Vermehrung  des  Nationalreichtums  bei,  dies  aller- 
dings in  sehr  bescheidenem  Masstabe,  denn,  wären  sie  nicht  vor- 
handen, so  würde  das  Rohmaterial  entweder  gar  nicht  produziert 
werden,  oder  aber,  man  hätte  keine  geeignete  Verwertung  für 
dieselbe. 

Es  handelt  sich  somit  bei  Schmalz  weder  um  eine  Negierung 
nocli  um  eine  Herabwürdigung  des  Handels  und  der  Fabriken, 
was  um  so  mehr  einleuchtet,  wenn  wir  folgenden  Passus  in  Be- 
tracht ziehen.  Er  sagt  nämlich  in  seiner  „ Staats wirtschaftslehre 
in  Briefen  an  einen  teutschen  Erbprinzen"  folgendes :  „Und  eben 
nun,  weil  allein  die  Gewerbe  der  Ökonomie  einen  reinen  Er- 
trag ausser  den  Zinsen  der  Auslagen  und  ausser  dem  Arbeits- 
lohne liefern  —  wie  dann  Adam  Smith  selbst  zugesteht,  dass 
dies  alle  übrigen  Gewerbe  nicht  tun  — ,  so  ist  begreiflich,  in 
welchem  Sinne  Quesnay  und  seine  Freunde  die  Ökonomen  allein 
Produzenten  nannten  und  die  übrigen  Gewerbe  unter  dem 
Namen  der  sterilen  Klasse  begriffen.  Mau  hat  sich  darüber  ge- 
bärdet, als  ob  Quesnay  die  Leute  beschimpfe,  wenn  er  sie  mit 
sich  selbst,  mit  allen  Gelehrten,  mit  allen  Staatsmännern  und 
Feldherrn  in  die  sterile  Klasse  setzt,  Selbst  Adam  Smith 
streitet  fast  nur  gegen  diesen  Ausdruck  und  zum  Teil  mit  einem 
unglücklichen  Beispiele.  (Die  Ehe,  die  nur  zwei  Kinder  zeuge, 
könne  nicht  unfruchtbar  genannt  werden.)  Merkwürdig  aber  ist 
es,  wie  alle  Gegner  der  Physiokratie  es  so  gar  übersehen,  dass 
sie  gerade  die  Wichtigkeit  des  Handels  viel  grösser  darstellt, 
als  Colberts  Merkantilsystem,  viel  grösser  als  Smiths  Industrie- 
s^^stem.  Sie  spricht  ihm  nur  ab,  dass  er  unmittelbar  etwas 
hervorbringt,  behauptet  aber,  dass  er  mittelbar  unendlich  viel 
für  die  Hervorbringung  wirkt."  2) 

Unser  Autor  ist  der  Ansiclit,  dass  die  Physiokratie  die 
Fabrikanten  und  Arbeiter  wohl  als  steril  bezeichnet,  jedoch 
keineswegs  in  einem  verächtlichen  Sinne;  sie  nennt  sie  steril, 
weil  sie  leugnet,  dass  die  neue  Form,  welche  diese  Arbeiter  den 
reinen  Naturprodukten  geben,  das  Nationaleinkommen  unmittel- 

1)  Näheres  hierüber  in  Opcken,  Geschichte  der  Nationalökonomie,!.  Teil, 
pag.  363. 

2)  Staatsvvirtschaftslehre  in  Briefen.  I.  Teil,  pag.  285|6. 
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bar  erhöht.  Aber  wiederum  kann  sie  auch  der  Tatsache  ihre 
Anerkennung  nicht  versagen,  dass,  wenn  der  Tischler  nicht  wäre^ 
der  Baum  im  Walde  unbenutzt  verfaulen  müsste,  der  so  von 
ihm  zu  nützliclien  Grebrauclisgegenständen  verarbeitet  wird. 
Wenn  der  Brauer  nicht  wäre,  so  würde  der  Gerstenacker  brach 
liegen,  i)  Auch  Schmalz  war  ebenso  wie  Quesnay  weit  davon 
entfernt,  die  unproduktive  Klasse  durch  seine  Auffassung  be- 
scliimpfen  oder  beleidigen  zu  wollen,  sondern  auch  er  will  durch 
den  Ausdruck  „unproduktiv"  nur  andeuten,  dass  in  seinen  Augen 
die  so  bezeichnete  Klasse  den  Nationalreichtum  nur  unmittelbar 
vergrössern  könne. 

Schmalz  teilt  alle  Arbeiten  in  zwei  Kategorien  ein,  nämlich 
in  gewinnende  und  in  zubereitende.  „Die  gewinnenden  Arbeiten 
der  Menschen,  auf  die  anorganische  Natur,  auf  das  Mineralreich 
verwandt,  können  bloss  nehmen,  was  die  Natur  geschaffen  hat; 
und  weim  diese  Arbeit  auch  noch  so  künstlich  und  mühsam  die 
Gaben  der  Natur  aus  den  tiefsten  Schächten  zu  Tage  fördert, 
sie  tut  doch  weiter  nichts  als  nehmen,  was  schon  vorhanden  ist.  2) 

Ganz  anders  gestaltet  sich  dagegen  die  Sache,  sobald  die 
menschliche  Arbeit  auf  das  Pflanzenreich  oder  Tierreich,  also 
auf  die  organische  Natur  verwandt  wird,  denn  in  diesem  Falle 
„ahmt  der  Mensch  in  seiner  Arbeit  die  scb äffende  Kraft  selber 
nach"  3)  und  nötigt  auf  diese  Weise  der  Natur  mehr  ab,  als  sie 
freiwillig,  d.  h.  ohne  sein  Zutun  hervorgebracht  haben  würde. 

Nur  diese  letztere  Art  der  Arbeit  ist  es,  welche  Schmalz 
al-s  produktive,  hervorbringende  bezeichnet,  weil  nur  sie  allein 
selbständig  organische  Körper  zu  schaffen  imstande  ist;  denn 
produzieren  heisst,  so  sagt  er,  eine  Sache  hervorbringen,  die 
vorher  noch  nicht  dagewesen  ist,  und  das  vermag  nach  ihm 
nur  die  organische  Natur.*) 

Die  zweite  Kategorie  bilden  die  zubereitenden  Arbeiten, 
diese  sind  nur  imstande,  die  schon  vorher  vorhandenen,  von 
der  Natur  hervorgebrachten  Körper,  die  für  diese  Arbeiten  die 
Rohstoffe  abgeben,   mechanisch  oder  chemisch   za  verändern. 

1)  Staatswirtschaftslehre  in  Briefen,  L  Teil,  pag.  287. 

2)  Ebenda,  pag.  25. 

3)  Ebenda,  pag.  26. 

4)  Ebenda,  pag.  27. 


Durch  sie  werden  keine  neuen  Körper  hervorgebracht,  sondern 
die  alten  bekommen  nur  neue  Formen,  wobei  es  ganz  gleich- 
gültig ist,  ob  es  sich  um  die  Arbeit  eines  Künstlers  oder  um 
die  eines  Handwerkers  handelt,  denn  ein  Andern,  Umformen, 
kann  nie  Produzieren  genannt  werden.  ^) 

Unter  diese  zubereitenden  Arbeiten  rechnet  Schmalz  alle 
diejenigen,  die  von  den  Handwerkern,  sowie  von  den  Fabrikanten 
geleistet  werden.  2) 

Indem  der  Autor  zu  ergründen  versucht,  woher  das  Ein- 
kommen der  Menschen  stammt,  fmdet  er  drei  verschiedene 
Quellen,  aus  welchen  dasselbe  geschöpft  werden  kann ;  diese  drei 
Quellen  sind : 

1.  die  Landrente, 

2.  der  Arbeitslohn, 

3.  die  Zinsen.  3) 

„Die  Landrente  begreift  allen  Empfang  der  Naturprodukte 
unmittelbar  aus  den  Händen  der  Natur,  also  die  Früchte  des 
Ackerbaues  und  der  Viehzucht,  der  Fischerei,  der  Forsten,  der 
Jagd,  des  Bergbaues,  kurz  alles,  was  die  Natur  auf  der  Erde, 
unter  der  Erde  und  über  der  Erde  hervorbringt.''^) 

Als  Arbeitslohn  dagegen  bezeichnet  er  alle  diejenigen  Ein- 
künfte, welche  ein  Mensch  von  einem  andern  empfängt  für 
Arbeiten  oder  Dienste,  welche  er  demselben  geleistet  hat.  Zinsen 
endlich  nennt  er  den  Entgelt,  den  derjenige  beanspruchen  kann, 
der  einen  Teil  seines  Eigentums,  sei  es  nun  Geld  oder  irgend 
eine  andere  Sache,  einer  anderen  Person  zur  zeitweiligen  Be- 
nutzung überlässt.  ^) 

Diese  drei  verschiedenen  Einkunftsquellen  lassen  sich  leicht 
in  zwei  weitere  Kategorien  eiuteilen  nämlich,  die  Landrente 
einerseits  und  der  Arbeitslohn,  sowie  die  Zinsen  andrerseits. 
Beide  sind  grundverschieden,  denn  die  Landrente  bildet  ein  un- 
mittelbares Einkommen,  während  die  beiden  anderen  ein  mittel- 
bares darstellen.  „Was  die  Landrente  gewinnt,"  meint  Schmalz, 

1)  Staatswissenschaftslehre  in  Briefen,  1.  Teil,  pag.  274. 

2)  Ebenda,  pag  31. 

3)  Ebenda,  pag.  23. 

4)  Ebenda,  pag.  23. 

5)  Ebenda,  pag.  23/4. 
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„das  hat  kein  anderer  zu  verlieren,  was  der  Fabrikant  gewinnt, 
empfängt  er  von  anderen."  Ferner  sagt  er:  „Also  bleibt  Land- 
rente das  einzige  Einkommen  der  Nation,  die  Natur  allein  er- 
richtet sie,  Gott  allein  schaffet.  Arbeitslohn  und  Zinsen  bringen 
nur  aus  einer  Hand  in  die  andere ;  immer  in  andere  Hände,  was 
die  Natur  an  Landrente  gegeben  hat."  2) 

In  genauer  Anlehnung  an  Quesnay  lehrt  Schmalz,  dass  der 
reine  Ertrag,  das  „produit  net"  nicht  in  der  Bauernwirtschaft,  der 
Kleinkultur,  entstehen  kann,  sondern  ausschliesslich  in  der  kapi- 
talistiscli  betriebenen  Grosskultur.  Seinen  ganzen  Ausführungen 
liegt  offenbar  das  System  des  Grossgrundbesitzers,  welcher  von 
Pächtei-n  bewirtschaftet  wird,  zu  Grunde.  Er  macht  eine 
scharf  e  Unterscheidung  zwischen  Pächtern  und  Grundeigentümern,^) 
denn  so  sagt  er:  „Der  Eigentümer  des  Bodens  ist  nicht  immei- 
ein  geschickter  Landwirt,  man  dürfte  fast  sagen,  er  sei  es  selten. 
Der  Dienst  des  Staates  ruft  ihn  oft  zu  langer  Vorbereitung, 
welche  ihm  die  Zeit  nimmt,  die  Kunst  des  Ackerbaues  gehörig 
zu  studieren,  oder  andere  G-escliäfte  entzielien  den  Gütern  die 
Gegenwart  ihres  Eigentümers."  Aus  diesen  Gründen  hält 
er  eine  Verpachtung  für  vorteilhafter  als  die  Selbstbewirt- 
schaftung. Es  ist  hiermit  aber  nicht  etwa  eine  kurzfristige 
Pacht  gemeint,  sondern  ein  langjähriges  festes  Verhältnis;  es 
ist  niclit  zu  verkennen,  dass  ihm  dabei  das  englische  Pacht- 
verhältnis als  Muster  vorgeschwebt  hat.  „In  England,"  so  führt 
er  aus,  „verpachtet  niemand  unter  21  Jahren,  und  in  gewisser 
Art  verliinderu  es  selbst  die  Gesetze."  5)  Er  ist  fest  überzeugt, 
und  es  klingt  dies  auch  überall  in  seinen  Schriften  durch,  dass 
das  Kapital  ein  durchaus  notwendiger  Faktor  in  der  Landwirt- 
schaft ist,  dessen  Bedeutung  er  stets  hervorhebt. 

Wenn  Avir  jetzt  einen  Blick  werfen  auf  die  steuerpolitischen 
und  steuertlieoretischen  Ansichten  unseres  Autors,  so  finden  wir 
ihn  hier  im  Streite  mit  dem  Smith'schen  Relativismus,  den  er 
aufs  scliärfste  bekämpft.   Er  sagt,  „selbst  in  Adam  Smitli  stellt 

M  Staatswirtschaftslehre  in  Briefen,  I.  Teil,  pag.  103. 

2)  Ebenda,  pag.  279. 

3)  Ebenda,  pag.  294. 
-i)  Ebenda,  pag.  91/2. 
5)  Ebenda,  pag.  92|.3. 
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sich  die  Finanzwissenscliaft  nur  dar  als  „Chaos  vagaer  Raisoii- 
nements" ;  und  dies  ist  dann  denen  gar  angenehm,  welche  ihre 
Torheiten  ungern  geprüft  sehen,  denn  sie  haben  den  Schild  vor 
sich,  „alles  kommt  auf  Lokalitäten  an",  womit  sie  die  Frage 
nacli  Grundsätzen  ganz  zur  Seite  zu  schieben  glauben.  Aber 
das  ist  ja  eben  das  Interesse  der  Wissenschaft,  in  allen  Einzel- 
1  leiten  die  obersten  Vereinigungspunkte  zu  finden,  und  die  um- 
fassenden Grrundsätze,  aus  denen  eben  die  E-egeln  für  die  Lokali- 
täten sich  ergeben.!)" 

Die  gesamte  Steuertheorie  von  Schmalz  bewegt  sich  um  den 
gleichen  Angelpunkt,  wie  diejenige  der  Physiokraten,  diesen 
festen  Punkt  bildet  das  Projekt  der  Einste uer.  Doch  ist  Schmalz 
der  Ansicht,  dass  sowohl  Mathias  Decker  als  auch  Locke  als 
Vorläufer  des  Quesnay'schen  „impot  unique"  anzusehen  seien; 2) 
wie  die  neuesten  Forschungen  aber  gezeigt  haben,  trifft  dies  in 
bezug  auf  Decker  nicht  zu 3),  da  dessen  „single  tax"  eine  Per- 
sonaleinkommensteuer nach  Massgabe  des  Konsums  war,  wälirend 
der  physiokratische  „impot  unique"  eine  Bodenertragsteuer  dar- 
stellte. 

Um  die  theoretische  Begründung  seines  Steuerprojektes 
näher  ins  Auge  zu  fassen,  lassen  wir  am  besten  unseren  Autor 
selbst  reden;  er  sagt  im  zweiten  Teileseiner  Staatswissenschafts- 
lehre in  Briefen  folgendes: 

„Ist  Landrente  der  einzige  Zweig  des  Nationaleinkommens, 
so  ist  sie  auch  der  Urquell  aller  Ausgaben,  also  auch  der  Steuern." 
Und  fortfahrend  meint  er:  „Wie  künstlich  daher  auch  die  Ab- 
gaben gelegt  werden  mögen,  man  mag  sie  direkte  oder  indirekte 
nennen,  sie  überwälzen  sich  alle  auf  die  Landrente,  und  es  gibt 
keine  direkte  Steuer,  als  welche  von  ihr  erhoben  wird.  Jeder 
andere  Besteuerte  muss  notwendig  die  Steuer  auf  seine  Ware 
oder  Arbeit  aufschlagen."*)  Indem  er  den  gleichen  Gedanken- 
gang nocli  weiter  fortspinnt  und  in  seinen  Einzelheiten  zer- 
gliedert, gelangt  er  schliesslich  zu  dem  Resultate,   dass  einzig 

1)  Staatswirtschaftslehre  in  Briefen,  II.  Teil,  pag.  187. 

2)  Ebenda,  pag.  189. 

3)  Näheres  hierüber  siehe  „G-eschichte  der  Nationalökonomie"  von  A. 
Oncken,  I.  Teil,  pag.  211. 

4)  Staatswirtschaftslehre  in  Briefen,  II.  Teil,  pag.  221. 
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und  allein  der  Landmann  derjenige  ist^  welcher  die  gesamten 
Steuermassen  des  Landes  tragen  muss.  Alle  anderen,  welche 
die  Steuern  tatsächlich  bezahlen,  tragen  sie  nur  scheinbar,  weil 
sie  dieselben  ganz  einfach  auf  ihre  Arbeit,  resp.  ihre  Produkte 
aufschlagen,  so  dass  sie  doch  am  Ende  auf  den  Landbebauer 
zurückfallen  müssen. 

Um  nun  sowohl  die  Mühen  als  auch  die  Kosten  zu  ersparen, 
die  ja  naturgemäss  durch  diese  Ueberwälzungen  verursacht  wer- 
den, schlägt  er  vor,  die  Steuern  gleich  von  vornherein  an  der 
wirklichen  Quelle  des  Nationaleinkommens  zu  erheben,  2)  indem 
der  Bodenreinertrag  einer  Besteuerung  unterworfen  würde. ''^)  Er 
führt  aus,  dass  diese  einzige  Steuer  einen  genügend  grossen  Betrag 
abwerfen  werde,  um  mit  Leichtigkeit  alle  Staatsausgaben  zu 
decken.  ^)  Wie  aus  dieser  Ausführung  hervorgeht,  haben  wir  es 
mit  einer  Ein  Steuer  zu  tun,  die  einen  durchaus  physiokratischen 
Charakter  trägt. 

Auch  in  einem  weiteren  Punkte  lehnt  sich  Schmalz  an 
Quesnay  an,  es  ist  dies  die  Frage  der  Bevölkerungsvermehrung. 
Er  äussert  sich  diesbezüglich  folgendermassen :  „Es  leuchtet  von 
selbst  ein,  dass  nur  so  viel  Menschen  in  einem  Lande  leben 
können,  als  wofür  das  Land  Lebensmittel  hat.  Je  mehr  also 
Lebensmittel  in  einem  Lande  hervorgebracht  werden  können, 
desto  grösser  wird  die  Volksmenge  in  ihm  dauernd  sein."^) 
Bekanntlich  vertrat  Quesnay  genau  die  gleiche  Meinung,  und 
es  gelang  ihm,  Mirabeau,  welcher  entgegengesetzter  Ansicht  war, 
von  ihrer  Richtigkeit  zu  überzeugen,  eine  Diskussion,  welche 
heute  als  der  erste  Dogmen  streit  in  der  Nationalökonomie  be- 
zeichnet wird.  6)  Obgleich  aber,  wie  wir  soeben  sahen,  Schmalz 
und  Quesnay  in  bezug  auf  die  Theorie  des  Bevölkerungsproblems 
gans  gleicher  Meinung  waren,  so  zogen  doch  beide  völlig  ver- 
schiedene Konsequenzen  daraus.  Während  Quesnay  aus  dieser 
Lehre  das   „droit  naturel  ä  la  subsistance"  ableitete  und  mit 

M  Enzyklopädie  der  Kameralwissenschaften,  pag.  359/60. 

2)  Staatswirtschaftslehre  in  Briefen,  II.  Teil,  pag.  233. 

3)  Enzyklopädie  der  Kameralwissenschaften,  pag.  361. 
Handbuch  der  Staatswirtschaft,  pag.  333. 

^)  Staatswirtschaftslehre  in  Briefen,  II.  Teil,  pag.  52. 

6)  A.  Oncken,  Geschichte  der  Nationalökonomie,  I.  Teil,  pag.  318|9. 
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vielem  Eifer  verfocht,  sowie  auch  die  Notwendigkeit  einer  ge- 
regelten gesellschaftlichen  Armenpflege  postulierte,  so  will 
Schmalz  von  der  öffentlichen  Armenpflege  nichts  wissen,  sondern 
sie  sogar,  soweit  sie  schon  besteht,  abschaffen,  er  stellt  sich  also 
hier  ganz  auf  die  Seite  von  Malthus  und  ist  auch  wie  dieser 
ein  prinzipieller  Gegner  der  Waisen-  und  Findelhäuser,  i)  Die 
Sorge  für  eine  Vermehrung  der  Bevölkerung  hält  er  für  gänz- 
lich überflüssig  und  die  Armensteuer  für  eine  Ungerechtigkeit,  2) 
er  ist  der  Meinung,  dass  man  die  Armenpflege  der  freien  Wohl- 
tätigkeit überlassen  könne.  3) 

Nachdem  wir  so  in  den  vorhergehenden  Seiten  die  am  meisten 
in  Betracht  kommenden  volkswirtschaftlichen  Ansichten  unseres 
Autors  in  ihren  Hauptzügen  dargelegt  haben,  erübrigt  es  uns 
noch,  in  kurzen  Zügen  die  Darstellung  vorzuführen,  die  er  selbst 
von  dem  physiokratischen  Systeme  gegeben  hat,  um  seine  Zeit- 
genossen über  dasselbe  aufzuklären.  Enthalten  ist  diese  seine 
Darstellung  hauptsächlich  in  dreien  seiner  Schriften,  nämlich 
im  Handbuch  der  Staatswirtschaft,  welches  1808  erschien,  in  der 
von  ihm  verfassten  Enzyklopädie  der  Kameralwissenschaften  aus 
dem  Jahre  1819  und  speziell  in  seinem  nationalökonomischen 
Hauptwerke,  der  Staatswirtschaftslehre  in  Briefen  an  einen 
deutschen  Erbprinzen.  1818  in  zwei  Teilen  herausgekommen. 
Das  bedeutendste  unter  diesen  Werken  in  theoretischer  Beziehung 
ist,  wie  schon  gesagt,  die  Staatswirtschaftslehre  in  Briefen,  und 
hier  hat  er  auch  die  Physiokratie  am  ausführlichsten  behandelt. 
Das  Handbuch,  sowie  auch  die  Enzyklopädie  haben,^  wie  schon 
aus  ihren  Namen  hervorgehrt,  mehr  den  Charakter  von  Lehr- 
büchern, während  der  Autor  in  der  „Staatswirtschaftslehre  in 
Briefen"  ein  nationalökonomisches  System  darstellen  will,  doch 
finden  sich  nichtsdestoweniger  auch  diesbezügliche  Stellen  in 
den  beiden  anderen  Werken. 

Schmalz  betrachtete  Quesnay  nicht  als  den  eigentlichen 
intellektuellen  Urheber  des  physiokratischen  Systems,  denn  er 
sagt:  „Durch  einzelne  Ideen,  welche  John  Locke,  der  Marschall 
Vauban  und  Mathias  Decker  gegeben,  wurde  Francois  Quesnay, 

1)  Handbuch  der  Staatswirtschaftslehre,  pag.  178. 

2)  Enzyklopädie  der  Kameralwissenschaften,  pag.  300. 

3)  Staats wirtschaftslehre  in  Briefen,  II.  Teil,  pag.  82. 
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der  Leibarzt  Ludwig  XV.  von  Frankreich,  auf  das  Ökonomie- 
system oder  die  Physiokratie  geleitet."  An  einer  anderen  Stelle 
sagt  er:  ;,Die  Toren,  welche  das,  was  Locke  zuerst  andeutete, 
Quesnay  entwickelte,  —  —  — "2)  Also  auch  hier  spricht  er  aus, 
dass  Quesnay  nur  die  von  John  Locke  schon  vor  ihm  geäusserten 
Ansichten  weiter  entwickelt  habe.  Daraus  geht  augenscheinlich 
hervor,  dass  er  Vauban,  Decker  und  Locke  für  Vorläufer  der 
Physiokratie  hält,  was  aber,  wie  uns  die  neuere  Forschung  ge- 
zeigt hat,  keineswegs  gerechtfertigt  ist.  Was  Decker  anbetrifft, 
so  haben  wir  schon  weiter  oben  betont,  dass  seine  Steuer  nicht 
wie  bei  den  Physiokraten  eine  Bodenertragssteuer  ist,  sondern 
vielmehr  eine  Personaleinkommensteuer  nach  Massgabe  des  Kon- 
sums. Was  ferner  Vauban  anbelangt,  so  hat  August  Oncken 
gezeigt,  dass  dessen  Steuer  erstens  einmal  das  Urbild  einer 
modernen  Personaleinkommensteuer  war,  sowie,  dass  die  Physio- 
kraten stets  jede  Übereinstimmung  mit  den  Ideen  Vaubans  ab- 
gelehnt haben, 

Mcht  viel  anders  ist  es  mit  der  Beziehung  der  Pliysiokraten 
zu  Locke  bestellt.  Allerdings  ist  hier  eine  gewisse  Verwandtschaft 
nicht  von  der  Hand  zu  weisen,  nämlich  in  steuerpolitischer  Be- 
ziehung, allein  die  treibenden  Motive  weichen  aucli  hier  ganz 
bedeutend  von  einander  ab,  da  ja,  wie  heute  zur  Genüge  be- 
kannt ist,  John  Locke  im  Grunde  genommen  Merkantilist  war. 

Wir  glauben  somit  in  dem  Vorhergesagten  deutlich  gezeigt 
zu  haben,  dass  der  in  Frage  stehende  historische  Tatbestand, 
wie  ilin  Schmalz  gegeben  liat,  gemäss  dem  heutigen  Stande  der 
geschichtlichen  Forschung  in  der  Nationalökonomie  falsch  ist. 

Vollkommen  feststehend  ist  bei  unserem  Autor  die  Über- 
zeugung, dass  „das  Zeichen  des  Sieges  der  Wahrheit",  was  bei  ihm 
gleichbedeutend  ist  mit  der  physiokratischen  Lehre,  „nahe  sei".*) 
Er  spricht  es  offen  aus,  dass  er  das  System  Quesnay's  für  das 
einzig  wahre  und  richtige  hält,  und  ist  fest  davon  überzeugt, 
dass  man  schon  in  karzer  Zeit  überall  die  Güte  und  Vorzüglich- 
keit dieses  Systems  anerkennen  und  es  dann  in  allen  Ländern 

M  Enzyklopädie  der  Kameralwissenschaften,  pag.  287. 

2)  Handbuch  der  Staatswirtscliaft,  Vorrede,  pag.  IV. 

3)  A.  Oncken,  GeschicMe  der  Nationalökonomie,  I.  Teil,  pag.  255. 

4)  Enzyklopädie  der  Kameralwissenschaften,  Vorrede,  pag.  V. 
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einführen  werde,  dass  es,  wie  er  sagt,  „überall  triumphiert", 
Er  versteigt  sich  sogar  zu  der  Wendung,  „dass  er  zu  der  Vor- 
sehung bete,  dass  dies  durch  Einsicht  in  die  Wahrheit,  nicht 
durch  die  Not  geschehen  möge,  in  welche  das  Verkennen  der 
Wahrheit  immer  mehr  und  mehr  die  Staaten  verwickelt. "  2) 
Und  fortfahrend  sagt  er:  „Und  diesen  Triumph  hoffe  ich  um  so 
gewisser,  je  klarer  ich  Ew.  Hoheit  zu  überzeugen  hoffe,  dass  alle 
Einwürfe  gegen  Quesnay  schlechterdings  auf  Missverständnissen 
beruhen.  Ja,  wenn  man  das  System  nur  verstanden  hat,  so  wer- 
den gerade  die  Einwürfe  gegen  dasselbe  die  stärksten  Beweise 
dafür  geben."  ^)  Den  deutschen  Gegnern  der  Physiokratie  wirft 
Schmalz  vor,  dass  sie  sich  nicht  einmal  die  Mühe  gegeben  hätten, 
das  System  näher  zu  studieren,  und  dass  somit  ihre  Verurteilung 
desselben  gar  nicht  ernst  zu  nehmen  sei;  ein  Einwand,  der  einer 
gewissen  Berechtigung  nicht  entbehrt.  Gegen  Adam  Smith  er- 
hebt er  den  Vorwurf,  dass  er  nur  deswegen  von  Quesnay  ab- 
weiche, um  seinem  Ehrgeiz  Genüge  zu  tun,  mit  andern  Worten, 
um  den  Erfinderruhm  eines  neuen  Systems  für  sich  in  Anspruch 
nehmen  zu  können.  4) 

Indem  Schmalz  die  von  Quesnay  angewandte  Methode  unter- 
sucht, kommt  er  zu  dem  Schlüsse,  dass  es  die  mathematische  sei. 
Er  sagt  nämlich :  „Das  System,  welches  aus  dem  bisher  Gesagten 
seine  Resultate  zieht^  um  beide,  sowohl  das  Nationaleinkommen 
als  den  Nationalreichtum,  mit  strengster  Genauigkeit  zu  bestimmen 
und  zu  berechnen,  ist  das  Okonomiesystem  oder  physiokratische, 
von  seinem  edlen  Urheber  Franz  Quesnay  und  dessen  Nach- 
folgern genannt  worden.  Schon  als  wissenschaftliche  Erscheinung 
so  merkwürdig,  da  es  als  eigene  und  exakte  Wissenschaft  er- 
scheint, mit  allen  strengen  Konsequenzen  der  Mathematik,  ist 
es  doch  so  sehr  unbekannt  geblieben,  dass  alle  seine  Bestreiter 
mit  wenigen  Ausnahmen  es  selbst  nicht  gekannt  zu  haben  scheinen. 
Die  strengen  Beweise  seiner  ganzen  Darstellung  sind  gerade 
seine  schönste  wisschaftliche  Seite  —  —  —  —  — "5) 

1)  Staatswü'tschaftslehre  in  Briefen,  I.  Teil,  pag.  245. 

2)  Ebenda,  pag.  245|6. 

3)  Ebenda,  pag.  246. 

4)  Ebenda,  pag.  246. 

^)  Handbuch  der  Staatswirtschaft,  pag.  142. 
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Weiterhin  äussert  sicli  Schmalz  noch  über  die  Physiokratie, 
indem  er  ausführt,  der  Reichtum  eines  Landes  und  das  National- 
einkommen bestehe  ausschliesslich  in  Agrarprodukten  irgend 
welcher  Art,  oder  anders  ausgedrückt,  nur  die  Landwirtschaft 
sei  als  Quelle  jedweden  E-eichtums  zu  betrachten,  und  die  Ein- 
steuer  die  allein  richtige  Steuerreform,  was  wir  ja  schon  weiter 
oben  ausführlicher  gesehen  haben.  In  einem  anderen  Zusanamen- 
hange  finden  wir  ferner  noch  bei  ihm  die  Darstellung  der  land- 
wirtschaftlichen Auslagen, 

Die  Grundauslagen  oder  „avances  foncieres",  wie  Schmalz 
sie  mit  Quesnay  nennt,  bestehen  in  den  Anschaffungskosten  von 
Grebäuden,  Geräten,  Yieh,  sowie  in  dem  Tagelohn  für  die  Arbeiter, 
welche  ein  Stück  Land  vorerst  urbar  machen,  mit  einem  Worte 
gesagt,  in  den  Kosten  für  die  Produktionsmittel.  2) 

Als  jährliche  Ausgaben  dahingegen  werden  diejenigen  be- 
zeichnet, welche  der  Landbebauer  regelmässig  zu  leisten  hat, 
welche  periodisch  jedes  Jahr  wiederkehren.  Diese  zerfallen 
wieder  in  zwei  verschieden  benannte  Klassen,  erstens  ia  Er- 
haltungsauslagen, oder  wie  er  wiederum  mit  Quesnay  sagt, 
„avances  primitives".  Hierin  ist  alles  einbegriffen,  was  in  regel- 
mässiger Wiederkehr  verausgabt  werden  muss,  um  alles  dasjenige, 
was  mit  den  Grundauslagen  angeschafft  oder  liergestellt  wurde, 
gut  im  Stande  zu  erhalten  oder  wieder  gut  in  Stand  zu  setzen. 
Die  zweite  Kategorie  der  jährlichen  Auslagen  sind  die  Bestel- 
lungskosten oder  „avances  annuelles".  Diese  dienen  dazu,  die 
Kosten  für  das  Saatgut,  sowie  die  Arbeitslöhne,  die  zur  Be- 
stellung des  Feldes  und  zur  Einbringang  der  Ernte  nötig  sind, 
zu  decken.^) 

Wie  aus  dem  Vorhergesagten  hervorgeht,  glaubt  Schmalz 
sich  hier  in  Übereinstimmung  mit  Quesnay,  was  aber  in  Wahr- 
heit gar  nicht  zutrifft.  Die  Schmalz'schen  Begriffsbestimmungen 
der  „avances  foncieres"  und  der  „avances  primitives"  decken 
sich  nämlich  durchaus  niclit  mit  denjenigen,  welche  Quesnay 
aufgestellt  hat.  Denn  bekanntermassen  gehören  nach  diesen 
letzteren  zu  den  avances  foncieres  nur  diejenigen  Auslagen,  die 

1)  Staatswirtschaftslehre  in  Briefen,  I.  Teil,  pag.  79. 

2)  Ebenda,  pag.  80. 

3)  Ebenda,  pag.  83—85. 
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absolut  notwendig  sind,  um  den  Boden  urbar  zu  machen,  wälirend 
Schmalz  noch  verschiedenes  anderes  in  diese  Kategorie  hinein- 
rechnet. Ebenso  falsch  ist  es,  wenn  Schmalz  als  „avances  pri- 
mitives" nur  diejenigen  bezeichnet,  die  auf  die  Erhaltung  des 
schon  Bestehenden  verwandt  werden,  da  nach  Quesnay  hierhin 
auch  die  Kosten  für  G-ebäude,  G-erätschaften,  Vieh  etc.  gehören. 
Ein  scheinbarer  Gregensatz  zu  Quesnay  liegt  auch  darin,  dass 
Schmalz  die  „avances  primitives"  als  jährliche  Ausgaben  be- 
zeichnet; doch  sagt  er  dabei  ausdrücklich,  dass  sich  dieselben 
nicht  in  gleicher  Form  jährlich  wiederholen,  sondern,  dass  nur 
jedes  Jahr  ein  ungefährer  Durchschnitt  dafür  in  Ansatz  gebracht 
werden  muss. 

Damit  haben  wir  die  hauptsächlichsten  Ansichten  von  Theodor 
Schmalz  dargelegt,  sowie  auch  seine  Darstellung  des  pliysio- 
kratischen  Systems,  die  allerdings  als  eine  ziemlich  dürftige 
und  unvollkommene  bezeichnet  werden  muss,  vorgeführt.  Am 
Schlüsse  dieses  Kapitels  fügen  wir  eine  Darstellung  des  „Tableau 
economique"  an,  wie  sie  unser  Autor  angegeben  hat.  Um  das 
allerdings  nicht  ohne  weiteres  leicht  verständliche  Quesnay'sche 
Tableau  leicliter  fasslich  zu  gestalten,  hat  er  dasselbe,  unter 
Zugrundelegung  der  gleichen  Verhältnisse,  in  die  Form  der 
doppelten  Buchführung  gebraclit,  wodurch  es  aber,  unserem  Er- 
achten nach,  wenig  an  Klarheit  gewonnen  hat. 

Zum  Schlüsse  wollen  wir  jetzt  noch  die  Frage  ins  Auge  fassen, 
welche  Stellung  wir  unserem  Autor  gegenüber  der  Physiokratie, 
als  deren  Anhänger  er  sicli  ja  selbst  bekannt  hat,  beziehungsweise 
gegenüber  Quesnay  einzuräumen  haben. 

Um  diese  Frage  in  knappen  Worten  beantworten  zu  können, 
bedarf  es  noch  einer  kurzen  Bemerkung.  Wir  haben  bei  Schmalz 
denjenigen  Unterschied  vermisst,  den  Quesnay,  wie  A.  Oncken 
gezeigt  hat,  zwischen  der  natürlichen  Ordnung  (ordre  naturel) 
und  der  positiven  Ordnung  (ordre  positif)  machte.  Ferner 
finden  wir  bei  Schmalz  nicht  den  klaren  und  präzisen  Unter- 
schied zwischen  der  „grande  culture"  und  der  „petite  culture", 
trotzdem  dies  von  allergrösster  Wichtigkeit  ist.  Schliesslich  hat 
auch  Schmalz  aus  dem  Bevölkerungsgesetze  völlig  andere  Konse- 
quenzen gezogen  wie  Francois  Quesnay. 

Deshalb  wollen  wir  das  Schlussergebnis  unserer  Ausführung 
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dahin  zusammenfassen,  dass  wir  sagen,  Theodor  Schmalz  ist  wohl 
im  grossen  und  ganzen  als  ein  Anhänger  des  physiokratischen 
Systems  zu  betrachten,  weicht  aber  in  manchen  Einzelheiten 
von  der  Quesnay'schen  Lehre  ab,  eine  Tatsache,  die  ja  auch 
bei  der  physiokratischen  Schule  in  Frankreich  vielfach  zu  be- 
merken ist. 


TABLEAU  ECONOMIQUE. 

Nach  Th.  Schmalz. 


1.  Conto  des  rohen  Ertrags. 


DEBET 

Livres 

CREDIT 

Livres 

An  Erhaltungs-  und  Be- 
stellungs-Auslagen  an 
das  Conto  der  Pächter 
Nr.  3 

2000 

Wert  der  gesamten  Ernte 
vom  Conto  der  Pächter 
Nr.  1 

5000 

An  Saldo 

3000 

Summe 

5000 

Summe 

5000 

2.  Conto  der  Päeliter. 

1 

DEBET 

Livres 

CREDIT 

Livres 

Nr.  1.     Gesamter  Ertrag 
der  Ernte  an  Conto  des 
rohen  Ertrages 

Nr.  2.    Für  Lehensmittel 
vom  Conto  der  Grund- 
eigner Nr.  1 

Nr.  3.    Für  Lebensmittel 
vom  Conto  der  sterilen 
Klasse  Nr.  2 

5000 
1000 
1000 

Nr.  1.  Pachtzins  an  Conto 
der  Grundeigner 

Nr.  2.  Für  Arbeit  an  Conto 
der  sterilen  Klasse  Nr.  2 

Nr.  3.  Für  Erhaltungs-  und 
Bestellungsauslagen  an 
Conto   des   rohen  Er- 
trages 

2000 
1000 

2000 

Nr.  4.    Für  rohe  Materia- 
lien   vom    Conto  der 
sterilen  Klasse  Nr.  3 

1000 

An  Saldo 

3000 

Summe 

8000 

Summe 

8000 

—    33  — 


3.  Conto  der  Grundeigner. 


DEBET 

Millionen 
Livres 

CREDIT 

Millionen 
Livres 

Pachtzins  vom  Conto  der 
Pächter 

2000 

Nr.  1.    Für  Lebensmittel 
an  Conto  der  Pächter 
Kr.  2 

Nr.  2.  Für  Arbeit  an  Conto 
der  sterilen  Klasse 

1000 
1000 

Summe 

2000 

Summe 

2000 

4.  Conto  der  sterilen  Klasse. 


DEBET 

Millionen 
Livres 

CREDIT 

Millionen 
Livres 

Nr.  1.  Für  Arbeit  an  Conto 
der  Grundeigner  Nr.  2 

Nr.  2.  Für  Arbeit  an  Conto 
der  Pächter  Nr.  2 

1000 
1000 

Nr.  1.  Für  Lebensmittel 
an  Conto  der  Pächter 
Nr.  3 

Nr.  2.  Für  rohe  Materialien 
an  Conto  der  Pächter 
Nr.  4 

1000 
1000 

Summe 

2000 

Summe 

2000 

5.  Balance. 


DEBET 

Millionen 
Livres 

CREDIT 

Millionen 
Livres 

1.  Conto   des   rohen  Er- 
trages 

5000 

1.  Conto   des  rohen  Er- 
trages 

5000 

2.  Conto  der  Pächter 

8000 

2.    Conto  der  Pächter 

8000 

3.  Conto  der  Grundeigner 

2000 

3.  Conto  der  Grundeigner 

2000 

4.  Conto  der  sterilen  Klasse 

2000 

4.  Conto  der  sterilen  Klasse 

2000 

Summe 

17000 

Summe 

17000 

3 


II.  KAPITEL. 


Schmalz'  Kritik  des  Smith'schen  Systems. 


Wie  wir  sclion  in  dem  vorhergelieuden  Kapitel  gezeigt 
haben,  nannte  sich  Schmalz  selbst  einen  Anhänger  des  physio- 
kratischen  Systems;  deshalb  kann  es  uns  auch  nicht  weiter 
Wunder  nehmen,  wenn  wir  sehen,  dass  er  gerade  gegen  Smith, 
dessen  System  damals  auch  in  Deutschland  allgemeine  Aufmerk- 
samkeit erregte,  energisch  Front  macht. 

In  Deutschland,  das  zu  Beginn  des  XIX.  Jahrhunderts  kein 
eigenes  originelles  volkswirtschaftliches  System  besass,  stiessen 
um  diese  Zeit  die  verschiedenen  Systeme  aufeinander.  Einige 
wenige  Reste  des  Merkantilismus  machten  sich  noch  geltend, 
die  Physiokratie  in  ihren  letzten  Ausläufern  war  noch  vorhanden 
und  nun  tauchte  auf  einmal  ein  ganz  neues  System  auf,  das 
nicht  nur  die  alten  Systeme  rasch  überflügelte,  sondern  sogar 
Miene  machte  sie  gänzlich  zu  unterdrücken,  da  es  im  nu  alle 
Köpfe  für  sich  gewann.  Dies  System  war  eben  dasjenige  von 
Adam  Smith.  Smith'  Name  war  schon  seit  längerer  Zeit  in 
Deutschland  bekannt,  allerdings  nicht  in  seiner  Eigenschaft  als 
Nationalökonom,  sondern  vielmehr  als  Moralphilosoph;  als  daher 
1776  sein  „Wealth  of  nations"  ins  Deutsche  übersetzt  wurde, 
war  der  Autor  schon  eine  in  weiten  Kreisen  bekannte  Persön- 
lichkeit und  sein  Werk  fand  eine  rasche  Verbreitung.  Dies  musste 
Schmalz,  der  ja  nach  seiner  eigenen  Aussage,  wie  wir  weiter 
oben  schon  gesehen  haben,  fest  davon  überzeugt  war,  dass  die 
Physiokratie  in  kurzer  Zeit  alle  anderen  volkswirtschaftlichen 
Systeme  aus  dem  Felde  geschlagen  haben  werde,  naturgemäss 
stark  gegen  das  neue  System  einnehmen. 

Doch  so  unbequem  ihm  dasselbe  auch  war,  so  konnte  er 
ihm   eine   gewisse   Wertschätzung  doch  nicht  versagen;  und 
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während  er  das  Merkantilsystem  immer  als  qnantite  negligeable 
behandelt,  spricht  er  von  Smith  stets  mit  der  grössten  Hoch- 
achtung. Speziell  hebt  er  hervor,  dass  Smith  den  Versuch  unter- 
nommen habe,  das  Nationaleinkommen  zu  bestimmen,  während 
das  Merkantilsystem  sich  nur  mit  dem  Nationalr  eichtume  be- 
fasst  habe.  Es  sei  aber  äusserst  wichtig,  nicht  nar  den  letzteren, 
sondern  speziell  das  Nationaleinkommen  genau  zu  kennen,  da 
ja  gerade  dieses  als  Einkunftsquelle  des  Staates  anzusehen  sei. 
„Darum  vornehmlich",  so  sagt  er,  „hat  auch  seit  einigen  Jahren 
das  System  von  Adam  Smith,  welches  man  das  Industrie-System 
nennen  kann,  von  dem  Merkantilsystem  alle  diejenigen  abge- 
zogen, welche  mit  Nachdenken  Staatswirtschaft  studierten;  nur 
dass  noch  wenig  von  den  besseren  Grundsätzen  desselben  in 
die  Praxis  der  Staatsmänner  übergegangen  ist.  Dies  System  ist 
vorzüglich  darauf  ausgegangen,  dass  es  das  Nationaleinkommen 
zu  bestimmen  suchte."^) 

Schmalz  hatte  ganz  richtig  erkannt,  dass  Smith  nicht  aus- 
schliesslich die  Arbeit  als  wertschaffenden  Faktor  betrachtet,  wie 
man  ja  vielfach  angenommen  hat,  sondern,  dass  er  drei  verschie- 
dene Produktionsfaktoren  unterscheidet,  unter  denen  die  Arbeit 
nur  der  wichtigste  ist,  als  Quelle  des  jährlichen  Nationalein- 
kommens. Da  nun  Smith  auch  den  Begriff  der  Unproduktivität 
kennt,  freilich  nur  in  Anwendung  auf  Geistesarbeit  und  Dienst- 
leistung, so  setzt  hier  Schmalz  mit  einer  allerdings  recht  un- 
klaren und  wenig  präzisen  Kritik  ein,  indem  er  sagt,  „Smith 
teilt  die  Arbeit  in  produktive  und  unproduktive;  jene  ist  ihm 
jede,  welche  für  ihren  Lohn  eine  Sache  von  Wert  zurückgibt, 
diese,  welche  das  nicht  tut.  So  ist  nach  ihm  die  Arbeit  des 
Handwerkers,  welcher  mir  in  dem  Fabrikate  eine  Ware  gibt,  mit 
höherem  Werte,  als  das  Material  hatte,  aus  welchem  sie  ver- 
fertigt ist,  produktive  Arbeit,  indem  sie  die  Form  produzierte, 
welche  einen  Wert  in  sich  habe ;  hingegen  die  Arbeit  eines 
Domestiken,  eines  Soldaten,  sind  unproduktiv,  sind  blosse  Dienste, 
welche  für  den  gezahlten  Lohn  nicht  eine  Sache  von  Wert 
zurückgeben.  "2) 

Diese  Auffassung  bekämpft  Schmalz,  indem  er  ausführt,  dass 

1)  Handbuch  der  Staatswirtschaft,  pag.  130. 

2)  Handbuch  der  Staatswirtschaft,  pag.  131. 
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wenn  man  die  Arbeit  des  Domestiken  als  unproduktiv  bezeichne, 
man  auch  die  des  Knechtes,  des  Taglöhners,  der  die  Aecker 
bestellt,  nicht  als  produktiv  ansehen  könne,  trotzdem  doch  gerade 
diese  Arbeit  es  sei,  welche  die  Produktion  der  Natur  veranlasse. 
Er  vergisst  aber  hierbei,  dass  Smith  zwischen  Arbeit  und  Dienst- 
leistung unterscheidet.  Eine  produktive  Arbeit  des  Domestiken, 
im  Sinne  der  Hervorbringung  von  Tauschwerten  es  daher  gar 
nicht  gibt,  sondern  nur  Diensttätigkeit.  Schmalz  muss  das  auch 
selbst  an-erkennen,  wenn  er  sagt  „Doch  ist  nun  wohl  die  Arbeit 
des  Dieners,  der  seines  Herrn  Stiefel  schwärzt,  von  der  Arbeit 
des  Färbers,  welcher  unsere  Wolle  färbet,  wesentlich  verschieden, 
oder  die  Arbeit  der  Köchin,  welche  aus  Fleisch  und  Wasser 
Fleischbrühe  kocht,  von  der  des  Brauers,  welcher  aus  Malz  und 
Wasser  Bier  kocht?  So  ist  der  Unterschied  produktiver  und 
unproduktiver  Arbeit  schon  sehr  schwankend  und  unbestimmt 
von  Smith  angegeben." 

Weiter  führt  er  aus,  dass  schliesslich  jede  Arbeit,  welcher 
Art  sie  auch  sein  möge,  nur  betrachtet  werden  könne  als  eine 
Ersparnis  von  Zeit  für  den,  in  dessen  Auftrage  oder  zu  dessen 
Vorteile  die  Arbeit  geleistet  worden  sei.  „Der  Tischler  z.  B.", 
so  sagt  er,  „welcher  mir  Möbeln  macht,  erspart  mir  nur  die 
Zeit,  welche  ich  anwenden  müsste,  um  mir  diese  Möbeln,  deren 
ich  bedarf,  selbst  zu  verfertigen;  und  mein  Diener,  wenn  er 
meine  Kleider  reinigt,  oder  Bestellungen  für  mich  besorgt,  tut 
auch  nichts  anderes,  als  mir  die  Zeit  ersparen,  welche  mich 
diese  Greschäfte  selbst  kosten  würden.  In  beiden  Fällen  ist  mir 
also  nur  Zeit  erspart  worden,  welche  ich  für  mich  verwenden 
kann,  und  schlechthin  nichts  weiter.  In  dem  Sinne  Smith  würde 
also  auch  die  von  ihm  unproduktiv  genannte  Arbeit  des  Do- 
mestiken doch  produktiv  sein  müssen,  wenn  der  Herr  in  der 
ihm  dadurch  ersparten  Zeit  selbst  erwirbet."^)  Auf  dieser  Ver- 
kennung des  Unterschiedes  zwischen  Arbeit  und  Dienstleistung 
fussend  behauptet  Schmalz,  dass  diese  Unterscheidung  von  produk- 
tiver und  unproduktiver  Arbeit  im  Sinne  von  Adam  Smith  hin- 
fällig sei.  Smith'  Forderung,  dass  eine  Arbeit,  um  als  produktiv 
bezeichnet  werden  zu  können,  einen  Wert  produzieren  müsse,  der 

1)  Handbuch  der  Staatswirtschaft,  pag.  133. 

2)  Ebenda,  pag.  134. 
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nachher  von  dem  Arbeitsgeber  verkauft,  d.  h.  flüssig  gemacht 
werden  könne,  begegnet  Schmalz  damit,  dass  er  ausführt,  das 
Produkt  besitze  für  den  Arbeitsgeber  ja  gar  keinen  Gebrauchs- 
wert, sondern  erst  für  den  Käufer,  der  das  Produkt  konsumiert, 
eigentlich  werde  also  erst  diesem  durch  die  von  dem  Arbeiter 
geleistete  Arbeit  ein  Dienst  erwiesen,  während  der  Unternehmer 
und  der  Händler  nur  als  Vermittler  zwischen  dem  Arbeiter  und 
dem  Konsumenten  anzusehen  sei.  Für  die  Mühewaltungen,  die 
ihnen  durch  diese  Vermittelung  entstehe,  machen  sie  sich  dann 
darch  den  ihnen  zufallenden  Gewinn  bezahlt;  diese  ihre  Be- 
mühung sei  also  als  eine  persönliche  Dienstleistung  aufzufassen, 
und  sei  infolgedessen  nach  Smith'  eigener  Angabe  unproduktiv. 
Hier  übersieht  Schmalz,  dass  es  sich  bei  Smith  bei  der  Her- 
stellung von  Produkten  nicht  um  Gebrauchs-,  sondern  um  Tausch- 
werte handelt.  Nachdem  Schmalz  so  die  Smith'sche  Begriffs- 
definition der  Arbeit  als  produktive  und  unproduktive  miss- 
verständlich ausgelegt  hat,  stellt  er  eine  Untersuchung  an,  in 
wie  weit  die  drei  wertschaffenden  Faktoren,  die  Smith  aufstellt, 
also  die  Landrente,  der  Arbeitslohn  und  der  Kapitalgewinn,  in 
Betracht  kommen  für  die  Entstehung  des  Nationaleinkommens, 
welches  ja  nach  Smith  aus  ihnen  hervorgehen  soll. 

„Wenn  vom  Nationaleinkommen  die  Rede  ist'',  so  führt 
unser  Autor  aus,  „so  wird  die  ganze  Nation  als  eine  Person 
gedacht.  Zu  ihrem  Einkommen  kann  also  nur  das  gerechnet 
werden,  was  jemand  von  ihr  erwarb,  ohne  es  von  einem  Mit- 
bürger zu  gewinnen.  Denn  sonst  war  ja  das  Erworbene  schon 
damals  im  Nationaleinkommen  gerechnet,  als  es  der  vorige  Be- 
sitzer erwarb,  und  kann  also  jetzt  nicht  noch  einmal  gerechnet 
werden. "1)  Es  würde  demnach  zu  Irrtümern  führen,  wollte  man 
annehmen,  dass  die  Summe  der  Einkünfte  aller  einzelnen  Staats- 
angehörigen insgesamt  die  Summe  des  Nationaleinkommens  aus- 
machte, obgleich  es  richtig  wäre  zu  sagen,  dass  dasjenige,  was 
alle  einzelnen  Staatsangehörigen  zusammen  verzehren,  die  ganze 
Menge  darstellte,  die  von  der  Nation  verzehrt  wurde.  Man 
könne  eben  das,  was  innerhalb  der  Nation  den  Besitzer  wechsle, 
wenn  dies  auch  noch  so  oft  geschehe,  nur  einmal  bei  der  Auf- 
stellung des  Nationaleinkommens  in  Anrechnung  bringen,  trotz- 

')  Handbuch  der  Staatswirtschaft,  pag.  131/2. 
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dem  es  ebenso  oft,  als  es  den  Besitzer  wechsle  auch  eine  Ver- 
mehrung  des  Einkommens   eines   Staatsangehörigen  darstelle. 

Dies  trifft  nun  aber  zu  bei  den  Zinsen,  also  bei  dem,  was 
Smith  als  Kapitalgewinn  bezeichnet;  denn  wenn  jemand  ein 
Kapital  geliehen  hat  und  dasselbe  nun  verzinsen  muss,  so  sind 
ja  die  Zinsen,  die  er  seinem  Grläubiger  zahlt,  schon  als  sein 
eigenes  Einkommen  bei  Aufstellung  des  Nationaleinkommens 
in  Anrechnung  gebracht  worden,  folglich  darf  man  diese  gleiche 
Summe  Jetzt  nicht  noch  einmal  in  Form  des  Kapitalgewiunes 
zu  dem  Nationaleinkommen  rechnen.  Da  nun  dieser  gleiche  Fall 
bei  jeglicher  Kapitalverzinsung  sich  wiederholt,  indem  ja  die 
Kapitalzinsen  immer  erst  von  dem  Schuldner  erworben  werden 
müssen,  und  deshalb  stets  schon  in  seinem  Einkommen  figu- 
rieren, so  kann  nach  Schmalz  der  Kapitalgewinn  nicht  als  eine 
Quelle  des  Nationaleinkommens  angesehen  werden.  Ausserdem 
führt  er  noch  aus :  „Hätte  Smith  hierin  Recht,  wären  die  Zinsen 
eine  Quelle  des  Nationaleinkommens,  so  müsste  es  ja  ein  grosses 
Unglück  sein,  wenn  die  Zinsen  im  Lande  fielen.  Je  höher  der 
Wucher  sie  triebe,  desto  erwünschter  müsste  es  sein;  unsere 
Gesetze  müssten  dann  nicht  bestimmen,  welche  Zinsen  als  die 
höchsten,  sondern  welche  als  die  niedrigsten  erlaubt  sein  sollten. 
Mit  Recht  aber  wünscht  man  niedrige  Zinsen,  weil  sie  nicht 
ein  Erworbenes,  sondern  nur  Auslagen  zu  einem  Erwerbe  sind. 
Wie  könnte  man  aber  wünschen,  dass  eine  wirkliche  Quelle  des 
Nationaleinkommens  weniger  ergib  ig  sein  möchte,  "i) 

Zu  dem  Arbeitslohne  übergehend,  führt  Schmalz  sodann 
aus,  dass  der  Arbeiter,  welcher  irgend  einen  Rohstoff  verar- 
beitet, durch  eben  diese  Verarbeitung  wohl  den  Wert  des  Aus- 
gangsmaterials vermehre,  aber  während  der  Zeit,  die  diese 
Arbeit  in  Anspruch  nimmt,  muss  der  Arbeiter  auch  leben,  und 
zum  leben  gebraucht  er  gerade  soviel,  wie  das  von  ihm  verar- 
beitete Material  an  Wert  gewinnt,  folglich  muss  er  den  gesamten 
Arbeitslohn  dazu  verwenden,  die  für  ihn  nötigen  Existenzmittel 
anzuschaffen,  er  verbraucht  also  genau  ebensoviel  vom  National- 
reichtum, als  er  ihm  durch  seine  Arbeit  hinzufügt. 

Es  käme  nur  noch  der  Fall  in  Betracht,  dass  der  Arbeiter 
von  seinem  Lohne  trotzdem  eine  Ersparnis  macht  und  man  diese 

Staatswirtschaftslelire  in  Briefen,  II.  Teil,  pag,  273. 
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dem  Nationaleinkommen  zurechnen  könnte.  Doch  dagegen  führt 
Schmalz  an,  dass  voraussichtlich  auf  jeden  Sparer  auch  ein  Ver- 
schwender komme,  dass  also,  wenn  einer  etwas  erspare,  ein  an- 
derer dafür  Schulden  mache,  wodurch  wieder  ein  Ausgleich 
herbeigeführt  werde.  Ausserdem  aber,  selbst  in  dem  Falle,  dass 
eine  gewisse  Ersparnis  gemacht  würde,  so  könnte  diese  doch 
nicht  als  ein  Zuwachs  zu  dem  Nationaleinkommen  betrachtet 
werden,  da  das  Ersparte  ja  schon  vorhanden  und  im  Besitze  des 
Sparers  war,  ehe  dieser  es  erspart  hatte,  es  würde  also  höchstens 
dem  Nationalvermögen  zugerechnet  werden  können.  Im  nächsten 
Jahre  würde  diese  Ersparnis  dann  wohl  Zinsen  tragen,  wenn 
sie  als  Kapital  ausgeliehen  würde,  aber  diese  Zinsen  wären  dann 
wieder  als  Kapitalgewinn  anzusprechen  und  kämen  als  solcher 
für  das  Nationaleinkommen  nicht  in  Betracht.  Selbst  unter  der 
Voraussetzung,  dass  die  Ersparnis  in  Grrund  und  Boden  oder 
in  Meliorationen  desselben  angelegt  würden,  wodurch  ja  eine 
Mehrung  des  Nationalreichtums  stattfände,  so  würde  doch  die 
Ersparnis,  so  folgert  Schmalz,  nicht  selbst  als  solche  eine  Ver- 
mehrung des  Nationaleinkommens  bedeuten,  sondern  sie  würde 
nur  "die  Ursache  zu  einer  solchen  Vermehrung  sein.  „Wenn  also 
gleich  Zinsen  und  Arbeitslohn",  so  schliesst  Schmalz,  „Ein- 
kommen für  Einzelne  sind,  so  sind  sie  doch  kein  unmittelbares 
Einkommen  für  die  Nation,  diese  als  eine  Person  oder  als  eine 
Familie  gedacht.  Was  aus  einer  Hand  der  Familie  in  eine  andre 
Hand  derselben  Familie  geht,  ist  kein  Gewinn  für  die  Familie. 
Mag  es  immer  sein,  dass  der  Vater  dem  Sohne,  der  ihm  einen 
Stuhl  macht,  der  Tochter,  die  ihm  einen  Strumpf  strickt,  den 
vollen  Wert  der  Arbeit  am  Stuhle,  am  Strumpfe  bezahlt,  so  ist 
die  Familie  darum  nicht  reicher.  Dies  ist  bei  den  Arbeiten  der 
Nation,  welche  Smith  produktive  nennt,  dies  bei  seinem  Kapital- 
gewinn der  nämliche  Fall."^) 

Schmalz  kommt  also  zu  dem  Schlüsse,  dass  die  Landrente 
die  einzige  unanfechtbare  Quelle  des  Nationaleinkommens  sei, 
und  er  sagt  von  dem  Smith'schen  System  noch :  „Das  Merkantil- 
system hatte  den  Fehler,  dass  es  nur  den  Nationalreichtum  zu 
bestimmen  suchte,  ohne  das  Nationaleinkommen  zu  berechnen. 


\)  Handbucli  der  Staatswirtschaft,  pag.  138. 
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Smith  hingegen  berechnet  nur  das  Nationaleinkommen,  ohne 
den  Nationalreichtum  zu  bestimmen. "i) 

Ausserdem  kritisiert  Schmalz  noch  die  Anwendung  der 
Arbeit  als  Wertmassstab  für  jede  Produktion,  wie  sie  Smith 
vertritt;  er  führt  aus,  dass,  abgesehen  von  der  grossen  Ver- 
schiedenheit der  Arbeit  nach  Dauer,  körperlichen  Kräften  oder 
Talenten  des  Arbeiters,  die  Arbeit  doch  nicht  als  allgemeiner 
Massstab  gelten  könne,  da  ja  der  Wert  der  an  und  für  sich 
gleichen  Arbeit  zu  verschiedener  Zeit  und  an  verschiedenem 
Orte  ein  vollkommen  verschiedener  sei;  an  Stelle  der  Arbeit 
könne  nur  das  Bedürfnis  als  Wertmassstab  dienen,  indem  eine 
Arbeit  soviel  Wert  habe,  als  sie  im  Stande  sei  menschliche  Be- 
dürfnisse zu  befriedigen. 2) 

In  staatsrechtlicher  Beziehung  unterscheidet  sich  Schmalz 
noch  im  Besonderen  dadurch  von  Smith,  dass  er,  wie  wir  schon 
gesehen  haben,  ein  Anhänger  der  absoluten  Monarchie  ist, 
während  Smith  immer  den  englischen  Konstitutionalismus  zur 
Grrundlage  seiner  Ausführungen  macht.  Auch  ist  Smith  für  eine 
strenge  Teilung  und  Scheidung  der  Gewalten  im  Staate,  Schmalz 
dagegen  will  sie  alle  in  einer  Hand  vereinigt  wissen. 

Wenn  man  die  gesamten  Auslassungen  von  Schmalz  über 
Adam  Smith  nebeneinander  hält,  so  dürfte  man  zu  folgendem 
Resultate  kommen:  Da  Schmalz  als  Physiokrat,  der  er  doch  sein 
wollte,  die  Produktivität  ausschliesslich  der  landwirtschaftlichen 
Arbeit  zuerkennt,  dieselbe  der  industriellen  Arbeit  dagegen  ab- 
spricht, so  musste  er  sich  folgerechter  Weise  an  den  Smith'schen 
Begriff  der  produktiven  Arbeit  stossen.  Da  ferner  in  jener  Zeit 
das  System  von  Adam  Smith  seinen  siegreichen  Einzug  in 
Deutschland  hielt,  so  liegt  es  auf  der  Hand,  dass  für  den  Phy- 
siokraten  Schmalz  ein  Kampf  gegen  dieses  neue  System  einen 
Kampf  ums  Dasein  bedeutete.  Was  Schmalz  ausser  dem  Begriffe 
der  produktiven  Arbeit  noch  an  Smith  kritisierte,  findet  wohl 
hauptsächlich  seine  Begründung  darin,  dass  es  ihm  darum  zu 
tun  war,  überhaupt  Einwende  gegen  das  System  za  erheben, 
um  es  in  Deutschland  zu  diskreditieren. 

1)  Handbuch  der  Staatswirtschaft,  pag.  141. 

2)  Ebenda,  pag.  42  und  Enzyklopädie  der  Kameralwissenschaften, 
pag.  148. 


III.  KAPITEL. 


Schmalz  und  die  Aufhebung 
der  Erbuntertänigkeit. 


Als  zu  Beginn  des  neunzehnten  Jahrhunderts,  am  9.  Oktober 
1807  durch  das  Edikt  Friedrich  Wilhelm  III.  die  Erbuntertänigkeit 
in  den  preussischen  Landen  aufgehoben  wurde,  bedeutete  dies  nicht 
allein  eine  hervorragende  Errungenschaft  auf  dem  Gebiete  der 
Humanität,  sondern  es  bildete  gleichzeitig  eine  der  Hauptphasen 
des  wirtschaftlichen  Systemwechsels,  der  sich  zu  jener  Zeit  in 
Preussen  zu  vollziehen  im  Begriff  war.  Die  Grrossmacht  Preussen 
war  durch  die  napoleonischen  Kriege  zu  Boden  getreten,  war 
erschöpft  in  jeder  Beziehung,  sollte  sie  nicht  gänzlich  zu  Grunde 
gehen,  so  mussten  schleunigst  durchgreifende  Reformen  ein- 
geführt werden,  um  das  verarmte  und  heruntergekommene  Land 
wieder  aufzurichten. 

Diese  erschwerenden  Bedingungen  bestanden,  als  Preussen 
anfing  eine  Verschiebung  seines  ökonomischen  Schwerpunktes 
vorzunehmen.  Der  ehemalige  reine  Agrar-Staat  begann  sich 
langsam  in  einen  Industrie-Staat  zu  verwandeln. 

Bisher  war  England  der  Hauptlieferant  für  die  Industrie- 
produkte gewesen,  die  in  Preussen  konsumiert  wurden;  England 
war  ja  damals  das  Industrie-Land  par  exellence,  das  nicht  nur 
Preussen,  sondern  den  ganzen  Kontinent  mit  Manufakturerzeug- 
nissen neben  Kolonialwaren  versorgte.  Doch  England  hatte  auch 
einen  erbitterten  Feind,  Napoleon  L;  dieser  dekretierte  am 
21.  November  1806  von  Berlin  aus,  um  seinen  zähesten  und  am 
schwersten  zu  erreichenden  Gegner  an  seiner  empfindlichsten  Stelle 
zu  treffen,  dass  jeglicher  Handel,  sowie  auch  der  briefliche  Ver- 
kehr mit  England  abzubrechen  sei;  es  war  dies  der  Beginn  der 
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berüchtigten  Kontinentalsperre.  Durcli  diesen  Befehl  Napoleons 
wurde  mit  einem  Schlage  der  ganze  Kontinent  der  englischen 
Industrieerzeugnisse  beraubt.  Naturgemäss  blieb  aber  das  Be- 
dürfnis nach  diesen  Waren  bestehen,  und  so  war  die  nächste 
Folge,  dass  man  in  den  einzelnen  Ländern,  die  durch  Napoleons 
Dekret  betroffen  waren,  daran  ging  diese  Erzeugnisse  selbst  her- 
zustellen, zu  welchem  Behufe  auch  neue  Industrien  ins  Leben 
gerufen  wurden,  die  ja,  da  sie  fürs  erste  vor  der  englischen 
Konkurrenz  geschützt  waren,  alle  Aussicht  auf  Erfolg  hatten. 
Dieser  Vorgang  vollzog  sich  auch  in  Preussen,  doch  hier  fehlte 
es  vor  allem  an  dem  Haupterfordernis  zu  einer  grösseren  Industrie, 
nämlich  an  freien  Arbeitern,  weil  die  Institution  der  Erbunter- 
tänigkeit noch  bestand,  wodurch  der  grösste  Teil  der  vorhan- 
denen Arbeitskräfte,  an  eine  bestimmte  Scholle  gefesselt  war, 
wo  sie  zudem  nur  sehr  unvollkommen  ausgenutzt  wurde.  Das 
gab  der  schon  vorher  von  verschiedenen  Seiten  und  aus  vielen 
Grründen  angefeindeten  Einrichtung  den  letzten  Stoss,  und 
schon  im  Oktober  des  nächsten  Jahres  wurde  sie  durch  das 
obenerwähnte  königliche  Edikt  aufgehoben. 

Die  Aufhebung  eines  schon  so  lange  bestehenden  und  auch 
so  sehr  verbreiteten  Zustandes  konnte  natürlich  nicht  verfehlen, 
das  weitgehendste  Interesse  zu  erregen.  Von  allen  Seiten  er- 
schienen Publikationen  für  und  gegen  die  Aufhebung,  je  nach 
den  verschiedenen  Kreisen,  denen  die  Autoren  angehörten;  so 
haben  denn  auch  die  meisten  volkswirtschaftlichen  Schriftsteller 
jener  Epoche  nicht  verfehlt  zu  dieser  Frage  Stellung  zu  nehmen. 
Vielfach  allerdings  trat  man  an  die  Frage  heran,  ohne  überhaupt 
genau  zu  wissen,  um  was  es  sich  handelte;  so  treffen  wir  z.  B. 
fast  allgemein  eine  Verwechselung  oder  Verkennung  des  Be- 
griffes der  Erbuntertänigkeit.  Doch  immerhin  ist  es  von  Wichtig- 
keit für  die  Beurteilung  eines  volkswirtschaftlichen  Autors  jener 
Epoche  seine  Stellungsnahme  auch  zu  dieser  Frage  näher  zu 
beleuchten. 

Speziell  die  praktischen  ökonomischen  Wirkungen  jenes 
Ediktes  wurden  von  einer  ganzen  Anzahl  Abhandlungen  und 
Monographien  des  näheren  beleuchtet,  da  sich  ihr  naturgemäss 
zuerst  das  Hauptinteresse  zuwandte.  Dahingegen  ist  die  theore- 
tische Bedeutung  der  Frage  meist  nur  sehr  rudimentär  behandelt 
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worden  oder  man  hat  sie  wohl  gar  ganz  übergangen.  Jedoch 
auch  diese  Seite  der  Frage  ist  unleugbar  von  grossem  Interesse^ 
denn  indem  wir  diese  theoretische  Seite  näher  ins  Auge  fassen^ 
sehen  wir  erst  Mar,  welche  Wirkung  das  Edikt  in  den  Köpfen 
der  zeitgenössischen  Nationalökonomen  hervorgebracht  hat,  in- 
wiefern ihr  Greist  durch  dasselbe  beeinflusst  wurde.  Dies  zu 
erkennen  ist  umsomehr  von  Wert,  als  sich  ja  jede  Beeinflussung 
des  Geistes  auch  in  den  später  weiter  ausgesponnenen  Theorien 
und  Systemen  bemerkbar  macht.  Unter  diesem  Gresichtswinkel 
wollen  wir  in  dem  folgenden  Kapitel  zu  zeigen  versuchen,  wie 
sich  Theodor  Schmalz  zu  der  Aufhebung  der  Erbuntei  tänigkeit 
in  der  preussischen  Monarchie  gestellt  hat. 

Als  vollkommen  konservativer  Beamter  hat  er  sich  von 
vornherein  gänzlich  mit  den  Massnahmen  der  Regierung  ein- 
verstanden erklärt,  und  da  das  Edikt,  hauptsächlich  von  selten 
der  sich  geschädigt  glaubenden  Grundbesitzer,  vielfachen  An- 
griffen und  Entstellungen  ausgesetzt  war,  so  hat  er  schon  im 
März  des  Jahres  1808  eine  Schrift  darüber  herausgegeben.  In 
derselben  gibt  er  zunächst  einen  geschichtlichen  Ueberblick  über 
die  Entwicklung  der  Leibeigenschaft.  Wir  geben  denselben  hier 
wieder  ohne  Abänderungen,  da  es  ja  nicht  in  den  Rahmen  dieser 
nationalökonomischen  Arbeit  fällt,  unseres  Autors  rechtsgeschicht- 
liche Auffassung  zu  kritisieren,  sondern  wir  hier  nur  lediglich 
referieren  wollen. 

Er  ist  der  Ansicht,  dass  die  Leibeigenschaft  oder  Erbunter- 
tänigkeit, er  macht  zwischen  den  beiden  Begriffen  keinen  Unter- 
schied, sondern  sagt,  dass  es  nur  zwei  Namen  für  den  gleichen 
Zustand  seien,  direkt  aus  der  Sklaverei  hervorgegangen  sei, 
also  nur  ein  weiteres  Entwickelungsstadium  der  Sklaverei  dar- 
stelle. Der  Form  nach  sei  sie  allerdings  bedeutend  modifiziert 
worden,  sodass  dem  Leibeigenen  doch  gewisse  Rechte  gegenüber 
seinem  Leibherrn  zustehen.  Von  der  Sklaverei  selbst  sagt  er, 
dass  sie  ursprünglich  wohl  aus  humanen  Rücksichten  heraus 
entstanden  sei,  indem  man  den  Kriegsgefangenen,  die  früher 
einfach  getötet  wurden,  auf  die  Weise  das  Leben  rettete,  dass 
man  sie  zu  Sklaven  ihrer  Ueberwinder  machte,  denen  sie  dann 
allerdings  unumschränkt  gehörten,  in  deren  Hand  ihr  Leben 
ohne  jedes  weitere  Urteil  gelegt  war,  welches  letztere  Recht 
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erst  durch  die  römischen  Kaiser  eingeschränkt  worden  sei.  In 
Deutschland  sei  die  Sklaverei  auch  vielfach  auf  freiwillige  Er- 
gebung zurückzuführen,  weshalb  sie  hier  auch  schon  von  jeher 
nicht  so  drückend  empfunden  worden  sei,  als  z.  B.  in  Rom,  wo 
dies  ausgeschlossen  war.  In  Deutschland  habe  man  sich  schon 
von  jeher  der  Sklaverei  nur  bedient,  um  von  den  Sklaven  die 
Acker  bestellen  zu  lassen,  da  diese  Beschäftigung  den  freien 
Herrn  als  unwürdig  erschienen  sei.  Der  Sklave  habe  also  einen 
Hof  oder  ein  Grut  erhalten,  das  er  bewirtschaftete  und  dem 
Herren  aus  den  Erträgnissen  einen  Naturalzins  zahlte;  doch  auch 
hier  seien  die  Sklaven  völlig  der  Wilkür  ihrer  Herren  preis- 
gegeben gewesen.  Auch  habe  sich  mit  der  Zeit  ein  gewisses 
Grewohnheitsrecht  des  Besitzes  herausgebildet,  sodass  eine  Anzahl 
Sklaven  keinen  Hof  zur  Selbstbewirtschaftung  mehr  erhalten 
konnten,  wodurch  dann  die  Häuslinge  und  Knechte  entstanden, 
die  auf  dem  Gute  des  Herrn  oder  auch  auf  demjenigen  eines 
Leibeigenen  des  Herrn  arbeiteten.  Die  erste  Milderung  der 
Sklaverei  in  Deutschland  sei  durch  das  Vordringen  der  christ- 
lichen Kirche  bewirkt  worden,  die  viele  ihrer  eigenen  Sklaven 
freigelassen,  andere  losgekauft  habe.  Sie  trat  auch  der  persön- 
lichen Yeräusserung  der  Leibeigenen  aus  dem  G-ebiete  der  Mark 
hinaus  entgegen,  indem  sie  die  Strafe  des  Kirchenbannes  darauf 
setzte.  Dadurch  wurde  der  Zustand  eingeleitet,  dass  der  Leib- 
eigene nicht  mehr  ein  persönliches  Eigentum  seines  Herren 
war,  sondern  unveräusserlich  zu  dem  Gute  gehörte.  Eine  weitere 
Erleichterung  erfuhr  die  Leibeigenschaft  darch  die  Kreuzzüge, 
indem  grosse  Mengen  von  leibeigenen  Bauern,  die  durch  ihre 
Leibherrn  zu  stark  bedrückt  wurden,  sich  den  Kieuzf ahrern 
anschlössen,  wodurch  die  Entvölkerung  ganzer  Landstriche 
herbeigeführt  wurde.  Um  dies  zu  verhindern,  überliessen  viele 
Herren  ihren  leibeigenen  Bauern  die  von  ihnen  bewirtschafteten 
Höfe  als  freie  Pachtung  oder  zogen  auch  unter  den  gleichen 
Bedingungen  Bauern  aus  anderen  Gegenden  zu  sich  auf  ihre 
Güter.  Jetzt  begannen  die  vorher  sehr  seltenen  freien  Bauern 
auch  häufiger  zu  werden  und  diese  hatten  als  Selbstbesitzer 
natürlich  auch  ein  viel  grösseres  Interesse  an  der  Bewirt- 
schaftung ihrer  Höfe,  wodurch  dieselbe  intensiver  und  rationeller 
betrieben  wurde,  sodass  ein  gewisser  Reichtum  bei  den  Bauern 
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Platz  griff.  Dies  wirkte  wiederum  günstig  auf  den  von  den 
Städten  ausgehenden  Handel  ein,  der  sich  in  dieser  Zeit  auf 
das  vorteilhafteste  entwickelte.  „Denn",  so  sagt  Schmalz,  „wo 
sollte  ein  Handel  gedeihen,  wo  der  Landmann  in  Armut  seufzet. "i) 
Es  wird  durch  diese  Worte  einesteils  seine  physiokratische  Auf- 
fassung dokumentiert,  andrerseits  zeigt  sich  aber  auch  wieder 
das  nicht  scharfe  Auseinanderhalten  von  grande  culture  und 
petite  culture,  indem  ja  Schmalz  hier  in  der  petite  culture  ein 
produit  net  entstehen  lässt,  denn  er  spricht  ja  von  dem  wach- 
senden Reichtum  in  den  Kleinbauernwirtschaften,  was  doch 
nach  Quesnay  nur  in  der  kapitalistisch  betriebenen  Landwirt- 
schaft, in  der  grande  culture  möglich  ist.  Auch  befürwortete 
Quesnay  ja  bekanntlich  die  Zusammenziehung  von  zerstückelten 
kleinen  Gütern  zu  grösseren  Güterkomplexen.  Fortfahrend  führt 
Schmalz  dann  aus,  dass  die  Dinge  Jahrhunderte  lang  in  diesem 
Zustande  verharrten,  ja,  dass  die  Grundbesitzer  nicht  einmal 
dort  sich  dazu  entschliessen  konnten,  ihre  Bauern  aus  dem  Drucke 
der  Leibeigenschaft  frei  zu  lassen,  wo  sie  sahen,  dass  ihre 
Nachbarn,  deren  Güter  von  freien  Bauern  bewirtschaftet  wurden, 
es  waren  dies  meist  Klöster  und  Stifte,  einen  weit  höheren 
Gewinn  erzielten.  Die  Kultur  und  die  Civilisation  habe  einen 
Fortschritt  nach  dem  anderen  gemacht,  ohne  dass  der  Leib- 
eigenschaft dadurch  Abbruch  geschehen  sei.  Er  sagt:  „Die 
Wissenschaften  breiteten  sich  aus,  die  Buchdruckerkunst  war 
erfunden,  und  die  Leibeigenschaft  blieb  in  ihrer  Härte.  Das 
Faustrecht  war  abgestellt,  Amerika  und  der  Weg  um  Afrika 
entdeckt,  die  Hoheit  der  Fürsten  befestigt,  Luther  und  Calvin 
reformierten,  und  der  Druck  der  Leibeigenschaft,  wenn  gleich 
von  allen  gefühlt,  blieb  in  seiner  alten  Härte. "2) 

Etwas  gebessert  wurden  die  Verhältnisse  durch  den  Bauern- 
krieg, auch  begannen  jetzt  die  Fürsten  die  Bauern  durch  ver- 
schiedene Gesetze  bis  zu  einem  gewissen  Grade  vor  ihren  Herren 
zu  schützen,  hauptsächlich  ihr  Eigentum  sicherzustellen.  Dies 
geschah  allerdings  weniger  aus  philantropischen  Rücksichten,  als 
vielmehr  um  die  Steuerkraft  des  Landes  zu  erhöhen,  da  die 
immer  mehr  anwachsenden  Heere  bedeutende  Kosten  verursachten. 

1)  Ueber  Erbuntertänigkeit,  pag.  9. 

2)  Ebenda,  pag.  9. 
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Schmalz  sagt  darüber:  „Auch  ist  der  Leibeigene  wirklicher 
Bürger  des  Staates,  mit  Pflichten  gegen  den  Staat,  mit  Rechten 
im  Staate.  Er  ist  fähig  eines  Eigentums,  und,  um  es  zu  schützen, 
zur  Klage  wie  ein  anderer  Mann,  selbst  gegen  seinen  Herrn  be- 
rechtigt." ^)  Weiter  führt  er  aus,  dass  der  gesetzliche  Zustand 
der  Leibeigenen  in  den  verschiedenen  Teilen  Deutschlands  ein 
verschiedener  sei.  Und  zwar  sei  er  am  mildesten  in  Süddeutsch- 
land, etwas  härter  schon  in  Westfalen,  am  härtesten  aber  nörd- 
lich und  östlich  der  Elbe,  da  in  diese  Gegenden  die  Kultur  und 
das  Christentum  am  spätesten  eingedrungen  seien.  Dann  wendet 
er  sich  gegen  eine  begriffliche  Trennung  von  Erbuntertänigkeit 
und  Leibeigenschaft,  indem  er  sagt:  „Es  ist  kaum  erklärlich, 
wie  das  preussische  allgemeine  Landrecht  aussprechen  konnte, 
dass  in  unserem  Staate  vorlängst  Leibeigenschaft  aufgehoben 
und  nur  die  Erbuntertänigkeit  geblieben  sei.  Leibeigenschaft 
und  Erbuntertänigkeit  sind  gleichbedeutende  Namen;  ja  welch 
Glück  wäre  es  für  den  schlesischen  und  pommerschen  und 
preussischen  Erbuntertan  gewesen,  wäre  er  das  gewesen,  was  in 
Westfalen  und  am  Rheine  Leibeigene  heissen."  2)  Und  fort- 
fahrend sagt  er:  ,,So  mögen  auch  freie  Tagelöhner  sich  auf  dem 
Grundboden  eines  Gutes  niederlassen,  als  Hausväter,  und  aus- 
schliessend  dem  Herrn  ihre  Arbeit  auf  Zeit  verdingen.  So  mögen 
auch  endlich  freie  Bauern  hintersässige  Höfe  nehmen,  und  da- 
für nicht  nur  Pachtzins  und  Erbzins  geben,  sondern  auch  statt 
deren,  dem  Grundherrn  dafür  sein  Vorwerk  bauen  oder  andere 
mannigfaltige  Dienste  leisten."  ^) 

Wie  wir  im  Yorhergesagten  gesehen  haben,  ist  Schmalz  bei 
dieser  Betrachtung  über  die  Erbuntertänigkeit  ganz  nach  der 
historischen  Methode  verfahren,  wodurch  er  sich  wiederum  in 
einem  weiteren  Punkte  in  Gegensatz  zu  Quesnay  setzt,  der  ja 
bekanntlich  die  historische  Methode  in  der  Hauptsache  ablehnte. 
Ausserdem  ist  auch  Schmalz,  wie  wir  schon  sahen,  ein  Anhänger 
des  Relativismus,  indem  er  ja  die  Sklaverei  bedingungsweise 
rechtfertigt,  und  zwar  in  der  Art,  dass  er  ausführt,  die  Sklaverei 
habe  bei  ihrer  Einführung  einen  kulturellen  Fortschritt  bedeutet, 

1)  lieber  Erb  Untertänigkeit,  pag.  11. 

2)  Ebenda,  pag.  12. 

3)  Ebenda,  pag.  12/13. 
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sei  also  völlig  berechtigt  gewesen.  Im  Folgenden  geht  er  jetzt 
dazu  über,  die  einzelnen  Rechte,  die  der  Begriff  der  Leibeigen- 
schaft in  sich  schliesst,  auseinanderzusetzen.  Als  erstes  führt  er 
das  Satz-  oder  Besatzungsrecht  auf.  Dieses  bedingt,  dass  der 
Leibeigene  das  G-at  seines  Herrn  nur  mit  dessen  Bewilligung 
verlassen  darf,  und  dass  er  mit  dem  Grute  den  Besitzer  wechselt. 
Für  die  Dienste,  die  er  und  seine  Familie  dem  Besitzer  leistet, 
ist  dieser  nur  verpflichtet,  ihm  und  seiner  Familie  freien  Un- 
terhalt zu  gewähren.  Ferner  sagt  er:  „Es  sind  wohl  in  den 
Landesgesetzen  Fälle  bestimmt,  in  welchen  der  Erbuntertan 
seine  Entlassung  fordern  kann.  Aber  die  Gresetzgeber  sollen 
mehr  tun,  als  befehlen  und  Strafen  drohen.  Er  soll  auch  das 
Gresetz  der  Natur  gemäss  geben,  und  darum  überdenken,  was 
durch  Vernunft  an  sich  recht  sei,  um  nichts  anderes  zu  ordnen, 
als  was  der  Würde  und  dem  gegenseitigen  Vorteil  der  Menschen 
gemäss  ist,  nur  dann  sind  wenig  Uebertretungen."  i)  Wie  wir 
sehen,  spricht  hier  Schmalz,  ebenso  wie  auch  Kant,  dem  Men- 
schen eine  nur  ihm  eigentümliche  Würde  zu,  und  er  betrachtet 
die  Frage  auch  von  diesem  Gesichtspunkte  aus. 

In  dem  Vorhergesagten  tritt  uns  Schmalz  auf  dem  Boden 
des  Rechtes  gegenüber,  seinem  eigentlichen  Gebiete;  denn  war 
er  auch  Nationalökonom  aus  Liebhaberei,  so  war  er  doch  Jurist 
von  Fach.  So  tritt  uns  in  ihm  hier  der  Zwiespalt  entgegen, 
der  entstanden  war  zwischen  den  althergebrachten,  durch  Ge- 
wohnheit und  Ueberlieferung  sanktionierten  Einrichtungen  und 
Gebräuchen,  wie  es  z.  B.  die  Leibeigenschaft  einer  war,  und 
dem  Rechte,  das  damals  alle  Köpfe  beherrschte,  dem  Natur- 
rechte. Schon  längst  war  dasselbe  als  Sturmbock  gegen  die 
Erbuntertänigkeit  verwandt  worden,  and  auch  Schmalz  leitet 
hier  aus  ihm  die  Forderung  der  Aufhebung  der  Erbuntertänig- 
keit ab ;  auch  er  war  ein  begeisterter  Anhänger  des  Naturrechtes. 
Die  obenerwähnte  Entlassung  kann  nur  der  fordern,  der  den 
Nachweis  erbringen  kann,  dass  er  fähig  ist,  sich  in  der  Freiheit 
selbst  zu  ernähren.  Schmalz  sagt  darüber:  „Wie  seltsam!  Ist 
solch  ein  Ueberfluss  an  Arbeitern,  dass  zu  fürchten  wäre,  ein 
Fleissiger  fände  irgendwo  nicht  Brot?    Wird  er  Nahrung  ver- 


)  Erb  Untertänigkeit,  pag.  14. 
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lassen,  wenn  er  nicht  Nahrung  wieder  zu  finden  weiss  ?"  i)  Auch 
wenn  er  auf  einem  anderen  Grute  einen  Hof  bekommen  kann, 
soll  er  nur  dann  berechtigt  sein,  seinen  Herrn  zu  verlassen,  wenn 
dieser  nicht  ebenfalls  bereit  ist,  ihm  einen  Hof  zu  geben,  sollte 
derselbe  auch  viel  schlechter  und  weniger  günstig  sein  als  der 
fremde.  Noch  1794  wurde  bei  einer  Gresetzrevision  festgesetzt, 
dass  bei  der  Freilassung  von  Leibeigenen  sich  diese  Freilassung 
auf  die  schon  über  14  Jahre  alten  Kinder  nicht  miterstreckte; 
diese  mussten  also  zurückgelassen  werden,  wodurch  schon  für 
viele,  die  ihre  Kinder  nicht  zurücklassen  wollten,  die  Freilas- 
sung illusorisch  wurde.  Sogar,  wenn  der  Leibherr  nicht  im 
stände  war,  seinen  Leibuntertanen  zu  ernähren,  was  bei  der, 
durch  die  freie  Teilbarkeit  der  adligen  Grüter  veranlassten,  stets 
zunehmenden  Verarmung  des  Adels  ziemlich  häufig  der  Fall 
war,  durfte  ihn  der  Leibeigene  nicht  verlassen,  sondern  er  durfte 
sich  nur  mit  der  Erlaubnis  seines  Herrn  anderweitig  Arbeit 
suchen,  bis  derselbe  ihn  wieder  zurückberief.  Entfloh  ein  Leib- 
eigener, so  wurde  er  mit  der  Bemerkung,  „er  sei  ohne  alle  Ur- 
sache entlaufen",  steckbrieflich  verfolgt.  Ein  weiteres  Recht  des 
Leibherrn,  das  Bedemundungsrecht,  bestand  darin,  dass  die  Leib- 
eigenen nicht  ohne  vorher  eingeholte  Erlaubnis  ihres  Herrn 
heiraten  durften.  Und  der  Herr  konnte  schon  mit  der  Begrün- 
dung, einer  der  Verlobten  sei  zu  schwächlich,  die  Heirat  ver- 
bieten. Häufig  musste  auch  die  Einwilligung  des  Herrn  erkauft 
werden. 

Eins  der  abstossendsten  Rechte  der  Leibherrn  war  ohne 
Zweifel  das  Recht  der  körperlichen  Züchtigung,  welches  durch 
das  preussische  Landrecht  den  Herrn  ausdrücklich  befestigt 
wurde,  wenn  auch  mit  der  Einschränkung,  dass  nur  mit  ledernen 
Peitschen  geschlagen  werden  dürfe  und  nicht  mit  Stöcken.  Da 
es  nun  durchaus  keines  richterlichen  Urteils  bedurfte  zur  Aus- 
übung dieser  Züchtigung,  so  diente  dieselbe  häufig  zur  Befrie- 
digung der  Selbstrache,  was  ja  jedem  Begriffe  eines  staatlich 
garantierten  Rechtes  Hohn  spricht.  Schmalz  sagt  allerdings 
über  diesen  Punkt:  „Es  mag  sein,  dass  auch  ein  edler  Mann 
in  plötzlich  gereiztem  Zorne  sich  gegen  den  nachlässigen  oder 
boshaften  Diener  bis  zu  Schlägen  vergisst;  aber  das  Gesetz  darf 
1)  Ueber  Erbuntertänigkeit,  pag.  14. 
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das  doch  nicht  erlauben."  In  einer  Beschönigang  dieses  Selbst- 
züchtigungsrechtes sieht  er  einen  weiteren  Grund  zur  Aufhebung 
der  Leibeigenschaft,  denn  er  sagt:  „Wenn  dieses  Recht  dadurch 
entschuldigt  wird,  dass  diese  Menschen  nicht  anders  behandelt 
werden  können,  so  weiss  ich  nicht,  ob  die  Dummheit  oder  die 
Bosheit  dieser  Beschönigung  grösser  sei.  Wenn  die  Leibeigen- 
schaft die  Menschen  so  verdirbt,  dass  man  sogar  Selbstrache 
gegen  sie  erlauben  muss,  kann  man  dann  noch  Zweifel  hegen, 
dass  eine  solche  Schande  so  schnell  als  möglich  von  der  Mensch- 
heit genommen  werden  müsse."  ^)  Auch  der  Erpressung  von 
Seiten  der  Herren  wurde  durch  dieses  Züchtigungsrecht  Vorschub 
geleistet  und  hauptsächlich  wurde  das  Selbstbewusstsein  der 
Leibeigenen  völlig  vernichtet. 

Die  Kinder  der  Leibeigenen  kann  der  Herr  zu  sich  nehmen 
und  sie  in  irgend  einem  Dienste  verwenden,  gegen  einen  ge- 
setzlichen Lohn,  der  aber  so  gering  ist,  dass  er  nicht  einmal 
ausreicht  zur  Anschaffung  von  Kleidern,  wodurch  die  Leib- 
eigenen schon  von  Jugend  auf  an  das  Stehlen  gewöhnt  werden. 
Das  Recht  der  Baulebung  besteht  darin,  dass  der  Herr  das 
Recht  hat,  nach  dem  Tode  des  Leibeigenen  einen  Teil  seines 
Besitzes  für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Schmalz  schliesst  diese  Betrachtung  über  die  Rechte  der 
Erbuntertänigkeit,  indem  er  anführt,  dass  in  vielen  Gregenden 
der  Herr  das  Recht  hat,  dem  hörigen  Bauern  sein  ihm  ver- 
liehenes Gut  zu  jeder  Zeit  wieder  zu  nehmen;  dadurch  aber, 
dass  der  Leibeigene  keinen  Augenblick  seines  Besitzes  sicher 
ist,  verliert  er  auch  jedes  Interesse  daran,  seinen  Hof  zu  ver- 
bessern, denn  er  weiss  ja  nie,  wie  lange  er  ihn  noch  besitzen 
wird,  wodurch  das  ganze  System  auch  eine  nachteilige  Wirkung 
auf  die  Kultur  des  Landes  ausübt.  Ausserdem  kann  es  ja  auch 
dem  Hörigen  gleichgiltig  sein,  in  welchem  Zustande  sich  sein 
Gut  befindet;  denn,  gewinnt  er  nicht  soviel,  wie  er  zu  seinem 
Lebensunterhalte  gebraucht,  so  muss  der  Leibherr  ihn  und  seine 
Familie  ernähren.  Hat  er  irgendwie  Unglück,  stirbt  ihm  sein 
Weib,  so  trifft  das  den  Herrn  mehr  wie  den  Hörigen,  wird  sein 
Haus  baufällig,  so  muss  der  Herr  ihm  ein  anderes  Obdach  geben, 

1)  lieber  Erbuntertänigkeit,  pag.  18. 

2)  Ebenda,  pag.  19. 
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weshalb  sollte  er  es  also  aus  freien  Stücken  ausbessern?  So 
wird  also  durch  die  Erbuntertänigkeit  die  Faulheit  geradezu 
begünstigt,  der  gleiche  Mensch,  mit  den  gleichen  Mitteln,  würde 
als  freier  Mann  vielleicht  das  doppelte  oder  das  dreifache  ver- 
dienen, von  dem  was  er  jetzt  als  Leibeigener  zu  erwerben  ver- 
mag; sobald  aber  sein  Einkommen  derart  steigt,  ist  er  natur- 
gemäss  auch  im  stände,  eine  höhere  Abgabe  an  den  Staat  zu 
entrichten.  Desgleichen  wird  auch  sein  Herr,  welcher  ja  jetzt 
häufig  für  ihn  eintreten  muss,  entlastet,  und  somit  auch  steuer- 
kräftiger. Dass  ein  Gut  mehr  Ertrag  liefert  bei  der  Bewirt- 
schaftung mit  freien  Arbeitern,  als  ein  solches,  das  von  Leib- 
eigenen bebaut  wird,  sieht  man  ganz  deutlich  auf  den  Gütern, 
die  ihre  Leibeigenen  freigelassen  haben.  Schmalz  sagt  darüber: 
„Es  bedarf  nur  eines  Blickes  auf  Landgüter  mit  freien  Arbeitern 
und  auf  die  mit  Leibeigenen,  um  den  grossen  Unterschied  zu 
seheu.  Wie  meint  man,  würde  ein  Gutsbesitzer  in  England  oder 
im  Magdeburgischen  den  Vorschlag  aufnehmen,  dass  man  ihm 
für  seine  freien  Bauern,  Tagelöhner  und  Knechte,  Leibeigene 
geben  wolle."  ^)  Der  freie  Bauer  fällt  ja  dem  Herrn  auch  in 
keiner  Weise  zur  Last;  erleidet  er  irgendwelchen  Schaden  an 
seinem  Gute,  so  braucht  der  Herr  in  keiner  Weise  dafür  aufzu- 
kommen, kann  er  seinen  Zins  nicht  mehr  zahlen,  so  wird  das 
Gut  einfach  anderweitig  vergeben.  Auch  die  Knechte,  die  als 
Freie  im  Lohn  arbeiten,  werden  naturgemäss  vielmehr  leisten 
als  hörige  Tagelöhner,  denn  letztere  muss  der  Herr  doch  er- 
nähren, ob  sie  etwas  leisten  oder  nicht,  während  erstere  bei 
Unzufriedenheit  einfach  entlassen  werden  können.  Durch  diese 
Ausführung  über  die  Produktivität  der  freien  und  der  unfreien 
Arbeit  erinnert  Schmalz  an  Adam  Smith,  welcher  ja  auch  be- 
hauptet, dass  die  Arbeit  des  Sklaven  teurer  sei  als  diejenige  des 
freien  Arbeiters,  welche  Erwägung  eine  bedeutende  Rolle  ge- 
spielt hat  bei  der  Aufhebung  der  Erbuntertänigkeit  in  Preussen. 

Ein  häufig  vorgebrachter  Einwand  gegen  die  Freilassung 
der  Leibeigenen  war  zu  jener  Zeit,  die  Bauern  seien  noch  nicht 
reif  zur  Freiheit,  man  könne  sie  daher  noch  nicht  freigeben. 
Diesem  Einwände  tritt  Schmalz  entgegen  mit  einem  Beispiele, 
das  wir  auch  bei  einem  seiner  Zeitgenossen  finden,  nämlich  bei 
^)  Ueber  Erbuntertänigkeit,  pag.  27. 
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Leopold  Krug ;  er  sagt :  „Erst  sie  die  Freiheit  gebrauchen  lehren, 
ehe  man  sie  freigibt,  das  ist  ebenso  weise  wie  der  Vorsatz  eines 
Menschen,  nicht  eher  ins  Wasser  zu  gehen,  bis  er  habe  schwim- 
men gelernt.  Man  lernt  so  wenig  in  der  Freiheit  ohne  Freiheit 
leben,  als  im  Wasser  ohne  Wasser  schwimmen."  i)  Auch  wendet 
er  sich  gegen  den  Vorschlag,  welcher  gemacht  worden  war,  erst 
die  Schulen  zu  verbessern,  ehe  die  Erbuntertänigkeit  aufgehoben 
würde,  indem  er  ausführt,  dass  ja  die  Kinder  der  Leibeigenen 
schon  jetzt  vom  Schulbesuch  zurückgehalten  würden,  wo  sie 
doch  immerhin  etwas  lernen  könnten.  Teils  würden  sie  von 
den  Herren  zu  Dienstleistungen  gebraucht,  teils  hielten  es  die 
Eltern  selbst  für  überflüssig,  dass  die  Kinder  etwas  lernten,  da 
sie  ja  doch  Zeit  ihres  Lebens  Hörige  bleiben  würden,  also  gar 
keine  Gelegenheit  hätten,  das  Gelernte  irgendwie  zu  verwerten. 
Auf  letzteren  Punkt  Bezug  nehmend  sagt  er  zu  den  Gutsbe- 
sitzern gewandt:  „Oder  wollt  ihr  die  Eltern  wirklich  über- 
zeugen, dass  das  Wissen  um  des  Wissens  willen  selbst  wün- 
schenswert sei?  Wollt  ihr,  dass  eure  Erbuntertänige  einsehen, 
was  ihr  selbst  nicht  einsehen  könnt?"  2) 

Schmalz  ist  zwar  auch  der  Ansicht,  dass  sich  die  Verhält- 
nisse bei  der  Freigebung  der  Erbuntertanen  nicht  auf  einen 
Schlag  ändern  und  bessern  würden,  sondern  er  meint,  dass  sich 
die  ehemaligen  Hörigen  erst  an  das  neue  Verhältnis  gewöhnen 
müssen,  dass  sie  erst  sehen  müssen,  dass  von  nun  an  ihr  Schick- 
sal allein  in  ihre  eigene  Hand  gelegt  ist,  dass  sie  erst  Beispiele 
sehen  müssen,  dass  die  früheren  hörigen  Bauren,  unabhängig 
von  anderen,  zu  Wohlstand  gelangen.  Aber  dieser  Anfang  ein- 
mal gemacht,  ist  er  fest  davon  überzeugt,  dass  sich  schon  nach 
kurzer  Zeit  der  Stand  der  Güter  erheblich  verbessern  werde. 
Auch  die  Befürchtung,  dass  die  plötzlich  Freigelassenen  von 
ihrer  Freiheit  den  Gebrauch  machen  würden,  dass  sie  nunmehr 
noch  weiter  in  Trägheit  und  Faulheit  versänken,  hält  er  für 
unbegründet,  da  ja  die  nun  ganz  auf  sich  Angewiesenen  schon 
arbeiten  müssten,  um  sich  zu  erhalten,  und  Arbeit  sei  für  einen 
jeden  in  genügender  Menge  vorhanden.  Somit  kommt  Schmalz 
zu  der  Ueberzeugung,  dass  die  Freilassung  der  Erbuntertanen 

^)  Ueber  Erbuntertänigkeit,  pag.  28. 
2)  Ebenda,  pag.  29. 
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sowohl  für  diese  selbst,  als  auch  für  die  beteiligten  Grundbe- 
sitzer ausschliesslich  von  Vorteil  sei,  da  letztere  zwar  etwas 
mehr  Löhne  zu  zahlen  genötigt  sein  werden,  dafür  aber  auch 
die  Arbeit  eine  unvergleichlich  bessere  und  sorgfältigere  sein 
würde,  ebenso  wie  auch  lebendes  und  totes  Material  besser  be- 
handelt würden  und  dadurch  länger  vorhielten. 

Jetzt  handelt  es  sich  noch  um  die  wichtige  Frage,  wer 
überhaupt  das  Recht  habe,  die  Erbuntertänigkeit  aufzuheben. 
Der  einzelne  Gutsbesitzer  kann  natürlich  frei  darüber  verfügen, 
wenn  er  auf  seinem  Gute  die  Leibeigenschaft  aufheben  will, 
doch,  dass  dem  Staate,  der  Regierung  das  Recht  zustehe  mit 
einem  Schlage  überall  die  Erbuntertänigkeit  aufzuheben,  auch 
dort,  wo  die  Gutsbesitzer  nicht  damit  einverstanden  sind,  das 
wird  vielfach  bestritten,  auch  von  solchen,  die  die  Ungerechtig- 
keit und  Schädlichkeit  der  Leibeigens-chaft  vollkommen  einsehen. 
Als  Hauptgrund  dafür  wird  angeführt,  dass  die  Leibeigenschaft 
ein  zu  Recht  bestehender  Zustand  sei,  vom  Staate  anerkannt, 
so  dass  die  jetzigen  Besitzer  der  Güter  durch  die  Aufhebung 
geschädigt  würden  in  einem  Rechte,  welches  ihnen  beim  Kaufe 
des  Gutes  vom  Staat  garantiert  wurde.  Wenn  der  Staat  also 
diese  Rechte  beseitigen  wolle,  so  könne  dies  nur  dadurch  ge- 
schehen, dass  er  sie,  die  allerdings  nur  sehr  schwer  zu  taxieren 
seien,  abkaufte,  wozu  es  aber  an  den  nötigen  Mitteln  fehle. 
Dieses  Argument  wiederlegt  Schmalz  damit,  dass  er  ausführt, 
es  handle  sich  gar  nicht  um  die  Aufhebung  der  Einrichtungen, 
welche  den  Gutsherren  Nutzen  brächten,  oder  diese  kämen  doch 
erst  in  zweiter  Linie,  denn  die  auf  den  Bauernhöfen  ruhenden 
Pflichten,  wie  die  Frondienste,  sollten  durch  die  Aufhebung  der 
Leibeigenschaft  nicht  verändert  werden,  während  es  von  den 
Gegnern  der  Aufhebung  so  hingestellt  werde,  als  ob  auch  sie 
mit  aufgehoben  werden  sollten.  Es  handle  sich  nur  darum, 
dass  der  Bauer  diese  Dienste  jetzt  nicht  mehr  gezwungen  leiste, 
sondern  freiwillig,  denn  nun  stehe  es  ihm  ja  frei,  den  Dienst 
zu  verlassen  und  sich  einen  andern  zu  suchen,  der  ihm  besser 
zusage.  Er  sagt:  „Nicht  von  Bauernhöfen  ist  die  Rede,  nicht 
von  Diensten,  freiwillig  gegen  Lohn  übernommen,  sondern 
lediglich  davon,  ob  selbst  die  noch  nicht  geborenen  Kinder  des 
Leibeigenen  den  noch  nicht  geborenen  Kindern  des  Gutsherrn 
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schon  jetzt  gehören  sollen?"  i)  Nun  habe  aber  der  Staat  zweifellos 
das  Recht,  Verträge  aufzuheben,  wenn  dieselben  gegen  jeden 
Rechtsbegriff  Verstössen,  und  das  ist  bei  den  die  Leibeigenschaft 
begründenden  Verträgen  der  Fall,  denn  kein  Vater  hat  das  Eecht, 
seine  Kinder  und  deren  ganze  zukünftige  Nachkommenschaft 
einer  anderen  Person  für  immer  zum  unablöslichen  Eigentume 
zu  geben.  Mit  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  tue  also  die 
Regierung  weiter  nichts  als  dieses  unumstössliche  Recht  be- 
stätigen und  durchführen.  Weiter  sagt  er:  „Das  ist  kein  Ein- 
wand, dass  die  gegenwärtigen  Besitzer  doch  dies  Recht  bezahlt 
hätten!  Der  Käufer  einer  gestohlenen  Sache  hat  doch  auch 
bezahlt,  sollte  er  unter  dem  Vorwande  dem  bestohlenen  Eigen- 
tümer die  Sachen  versagen  dürfen,  da  er  beim  Kaufe  wusste, 
dass  er  fremdes  Eigentum  bezahlte."  2)  An  einer  andern  Stelle 
sagt  Schmalz :  „Es  kann  keine  Frage  sein,  ob  ein  Fürst  berechtigt 
sein  könne,  Leibeigenschaft  aufzuheben.  Er  ist  dazu  umsomehr 
berechtigt,  da  er  dazu  sogar  verpflichtet  ist.  Gerechtigkeit  ist 
sein  Beruf,  mithin  seine  Pflicht."  ^)  „Oder,  hat  sich  sein  Vater 
freiwillig  in  Leibeigenschaft  gegeben,  wie  kann  man  den  Sohn 
darin  erhalten,  wenn  er  auf  des  Vaters  Erbschaft  Verzicht  leisten 
will?  Was  nun  ungerecht  ist,  das  soll  der  Fürst  nicht  dulden." 4) 
Weiterhin  sagt  er  in  dem  gleichen  Werke :  „Der  Fürst,  der  die 
Leibeigenschaft  aufhebt,  hebt  nur  ein  Unrecht  auf.  Nicht  um 
des  Vorteils  willen  für  den  Staat,  sondern  schon  um  der  Ge- 
rechtigkeit willen  soll  und  darf  er  das  tun."  5)  Als  ein  Beispiel 
ähnlicher  Art,  wo  der  Staat  auch  Jahrhunderte  lang  in  einem 
Rechtsirrtum  gelebt  hat,  führt  Schmalz  das  Standrecht  oder 
Grundruhrrecht  an.  Nach  diesem  erlaubte  der  Staat  den  am 
Meeresstrande  ansässigen  Grundbesitzern  alle  in  ihrem  Strand- 
bereiche gestrandeten  Schiffe  als  ihr  Eigentum  zu  betrachten 
und  die  etwa  geretteten  Leute  der  Mannschaft  zu  ihren  Leib- 
eigenen zu  machen.  Auch  dies  Recht  wurde  beim  Gutskaufe 
dem  Käufer  vom  Staate  garantiert  und  es  war  sogar  ein  Recht, 

'  )  Ueber  Erbuntertänigkeit,  pag  37. 
2j  Ebenda,  pag.  38. 

3)  Staatswirtschaftslehre  in  Briefen,  Teil  II,  pag.  87. 
^)  Ebenda,  pag.  87. 
^)  Ebenda,  pag.  88. 


aus  dem  Grundbesitzer  einen  bedeutenden  Vermögensvorteil  zog, 
und  doch  wurde  es,  so  führt  er  aus,  als  man  es  als  Unrecht 
erkannte,  vom  Staate  einfach  und  ohne  jede  Entschädigung  an 
die  betreffenden  Grundbesitzer  aufgehoben.  Daraus  folgert  er, 
dass  dann  der  Staat  doch  auch  mit  derselben  Leichtigkeit  das 
Recht  der  Erbuntertänigkeit  aufheben  könne,  noch  dazu,  wo 
nach  ihm  dies  Recht  ja  den  Grundbesitzern  nicht  nur  keinen 
Vorteil  bietet,  sondern  sogar  für  dieselben  direkt  nachteilig  ist. 
„Denn",  so  sagt  er:  „ein  paar  Taler  in  etlichen  Jahren  höchstens 
an  Freilassung  gewonnen,  ersetzen  sich  schon  von  selbst  durch 
alle  Vorteile  der  Herren  freier  Leute."  i)  Ein  weiterer  Beweis 
der  wirtschaftlichen  Vorteile,  die  mit  der  Freilassung  verbunden 
seien,  werde  dadurch  erbracht,  dass,  als  der  König  10  Jahre  vor 
der  Aufhebung  den  Wunsch  nach  derselben  äusserte,  verschiedene 
Grundbesitzer  in  Preussen  dieselbe  durchführten  und  zwar  mit 
dem  allergünstigsten  Erfolge ;  in  vielen  Fällen  sei  z.  B.  der 
Verkaufspreis  der  Güter  nach  der  Aufhebung  der  Erbuntertänig- 
keit rasch  in  die  Höhe  gegangen  und  die  Besitzer  hätten  beim 
Verkauf  einen  hohen  Gewinn  erzielt.  Durch  alle  diese  Gründe 
hält  es  Schmalz  nun  für  erwiesen,  dass  der  Staat  ein  wohl- 
begründetes Recht  habe,  die  Erbuntertänigkeit  ohne  weiteres 
aufzuheben,  und  dass  er  durchaus  nicht  verpflichtet  sei,  den 
Gutsbesitzern  dafür  irgend  eine  Entschädigung  zu  gewähren. 
Der  ungeheure  Vorteil,  den  er  für  die  Landwirtschaft  in  der 
Aufhebung  sieht,  dokumentiert  sich  am  besten  in  folgenden 
Worten.  Er  sagt:  „Berechnet  immerhin  den  Gewinn  eurer 
Handelsbilanzen  und  die  angeblichen  Vorteile  erzwungener 
Fabriken.  Von  freien  Menschen  getrieben,  wird  der  Ackerbau 
unendlich  besser  gedeihen.  Wenn  das  Edikt  nur  die  Folgen 
hat,  dass  auf  unsere  12  Millionen  Morgen  Ackerlandes  auch  nur 
ein  Korn  mehr  erzeugt  wird;  welch  unendlicher  Gewinn  gegen 
alle  eure  Balancen  und  euren  Fabrikengewinn  ist  dieser  jährliche 
Mehrgewinn  von  8  Millionen  Scheffeln  Getreides!"  2) 

Des  weiteren  entrüstet  sich  Schmalz  darüber,  dass  das  Auf- 
hebungsedikt so  vielfach  missverstanden  oder  missdeutet  worden 
sei,  er  sagt  von  dem  Edikt :  „Die  edle  Kürze  seines  Ausdruckes, 

Ueber  Erbuntertänigkeit,  pag.  40. 
2)  Ebenda,  pag.  42|3. 
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den  Verständigen  desto  klarer,  ist  durch  die  gröbsten  Verwir- 
rungen der  Begriffe  als  dunkel  vorgestellt  worden.  Nichts  ist 
in  ihm  selbst  dunkel;  nur  die  Köpfe  derer  sind  es,  welche  un- 
willig sind,  es  anzuwenden."  ^)  Hauptsächlich  hatte  man  dem 
Edikte  vorgeworfen,  dass  durch  dasselbe  auch  die  Frondienste 
aufgehoben  worden  seien;  dieser  Auffassung  tritt  Schmalz  ent- 
gegen, indem  er  erklärt,  dass  nur  das  aufgehoben  worden  sei, 
was  der  persönlichen  Freiheit  zuwiderlaufe,  alles  das,  was  jemand 
nicht  persönlich  rechtsverbindlich  übernommen  habe ;  er  sagt : 
„Jeder  von  seinen  Vorfahren  übernommenen  Verbindlichkeit  ist 
also  der  befreit,  welcher  bereit  ist,  ihrer  Erbschaft  zu  entsagen ; 
die  Gutsuntertanen  haben  darin  mit  allen  anderen  Menschen 
jetzt  gleiche  Rechte."  ^)  Es  kann  also  bei  Inkrafttreten  dieses 
Ediktes,  d.  h.  am  10.  November  1810  jeder  Arbeiter  seinen 
Dienst  kündigen  und  fortziehen,  vorausgesetzt,  dass  er  nicht 
eine  Pachtung  auf  eine  gewisse  Zeit  übernommen  hat,  denn  in 
diesem  Falle  muss  er  natürlich  den  Pachtvertrag  innehalten, 
wie  dies  im  gleichen  Falle  ja  auch  jeder  freie  Mann  tun  müsste, 
wobei  nicht  in  betracht  kommt,  ob  er  den  Pachtzins  in  barem 
Grelde  oder  in  Diensten  irgend  welcher  Art  za  leisten  über- 
nommen hat.  Auch  ein  vor  dem  10.  November  1810  freiwillig 
eingegangener  Arbeitskontrakt  muss  von  dem  betreffenden  Erb- 
untertanen erst  noch  erfüllt  werden.  Jedoch  einen  Leibeigen- 
schaftsvertrag kann  niemand  mehr  eingehen,  resp.  ein  solcher  Ver- 
trag hat  keine  Rechtsgültigkeit  mehr.  Ebenfalls  braucht  niemand 
mehr  ein  Loskaufgeld  zu  bezahlen,  wenn  er  sein  bisheriges  Grut 
verlassen  will,  mit  Ausnahme  der  Fälle,  wo  auch  der  Freie  ein 
Abzugsgeld  oder  sogenannter  Abschoss  bezahlen  muss,  wenn  er 
seine  Heimat  verlassen  will.  Dies  Abschossgeld  bildet  meist 
eine  Entschädigung  für  den  Gerichtsherrn,  die  Schmalz  vor- 
schlägt durch  eine  kleine  laufende  Abgabe  zu  ersetzen,  die  dann 
von  allen  Gerichtssassen  zu  erheben  sei.  Auch  braucht  der 
Gutsarbeiter  jetzt  nicht  mehr  die  Erlaubüis  seines  Herrn,  wenn 
er  heiraten  will,  braucht  auch  keine  Bedemundung  mehr  zu 
zahlen.  Ebensowenig  kann  der  Gutsherr  die  Kinder  seiner 
Leute  für  Dienste  irgend  welcher  Art  in  Anspruch  nehmen. 

M  Üeber  Erbuntertänigkeit,  pag.  43. 
2j  Ebenda,  pag.  43. 
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Durch  das  Edikt  niclit  aiifgelioben  wurde  dagegen  das  Recht 
der  eigenmächtigen  Züchtigung,  doch  wird  dies  Recht  jetzt  da- 
durch illusorisch,  dass  es  ja  jedem  freisteht,  einen  Dienst,  der 
ihm  nicht  zusagt  zu  verlassen,  weshalb  ein  gewalttätiger  oder 
brutaler  Herr  bald  keine  Leute  mehr  finden  wird.  Dagegen  ist 
auch  eine  Beschränkung  der  Verfügungsfreiheit  der  Gutsbesitzer 
durch  das  Edikt  aufgehoben;  bisher  durfte  nämlich  der  Gruts- 
besitzer  Land,  das  er  einmal  vom  Hauptgute  abgetrennt  hatte, 
um  es  an  Bauren  zu  verpachten,  nicht  wieder  mit  dem  Haupt- 
gute vereinigen,  sondern  musste  es  stets  weiter  verpachten. 
Durch  das  Edikt  nun  wird  es  ihm  wieder  anheimgestellt,  das 
Land  zu  verpachten  oder  aber  es  einzuziehen,  wie  er  es  für  am 
vorteilhaftesten  findet.  Hierin  sieht  Schmalz  eine  gewisse  den 
Gutsbesitzern  bewährte  Dekompensation  für  die  Aufhebung  der 
Leibeigenschaft.  Natürlich  werden  auch  hier  schon  bestehende, 
rechtsgültige  Pachtverträge  durch  die  Bestimmung  nicht  beein- 
flusst.  Der  durch  diese  Klausel  ermöglichten  Arrondierung  der 
Güter  misst  Schmalz  keine  grosse  Bedeutung  bei,  es  tritt  hier 
wieder  einmal  sein  relativistischer  Standpunkt  zu  Tage,  und  zwar 
tritt  er  dadurch  in  diesem  Falle  in  einen  besonders  schroffen 
Gegensatz  zu  Quesnay,  er  sagt  nämlich  folgendes  über  diesen 
Punkt:  „Uebrigens  scheint  mir  der  oft  wiederholte  Streit,  ob 
kleine,  ob  grosse  Landwirtschaft  dem  Staate  vorteilhafter  seien, 
sehr  müssig.  Die  glückliche  Freiheit  im  Gebrauch  des  Eigen- 
tums wird  grosse  Güter,  wo  grosse  Güter  und  kleine  Güter,  wo 
kleine  Güter  vorteilhafter  sind  von  selbst  schaffen  und  durch 
Ebbe  und  Flut  alles  ins  Gleichgewicht  von  selbst  stellen."  i) 

Nicht  aufgehoben  sind  die  Frondienste,  da  sie  ja  mit  der 
Leibeigenschaft  in  gar  keinem  kausalen  Zusammenhange  stehen, 
denn  sie  bilden  ja  einfach  einen  Pachtzins,  der  in  Form  von 
persönlicher  Arbeit  abgetragen  wird,  und  zwar  ebenso  gut  von 
den  freien  Bauren,  wie  von  den  Leibeigenen.  „Allerdings",  so 
sagt  Schmalz,  „sind  diese  Dienste  ein  grosses  Uebel,  welches 
der  Industrie  des  Landmannes  tiefe  Wunden  schlägt,  und  also 
auch  dem  Ertrage  des  Landes,  dem  Nationalreichtume ;  aller- 
dings leistet  ein  gat  bezahlter'  Knecht  mit  eigenem  Gespanne 
viel  mehr  als  6  Fröner  je  leisten;  allerdings  gewöhnen  diese 
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sich  gerade  in  Frondienste  an  jene  träge  Grleichgültigkeit  im 
Arbeiten,  welche  unseren  Landmann  auszeichnet.  Aber  wie 
könnte  der  Staat  jene  Einrichtung  aufheben,  da  sie  auf  recht- 
lichen Verträgen  beruht?"  i)  Für  wünschenswert  erklärt  es  jedoch 
Schmalz,  dass  die  Frondienste  einfach  durch  Zins  in  Naturalien 
abgelöst  würden,  aber  auf  Grund  freier  Verträge.  Weiter  nicht 
aufgehoben  durch  das  Edikt  wurde  die  Patrimonialgerichtsbar- 
keit, was  auch  von  vielen  Seiten  behauptet  worden  war,  wohl 
hauptsächlich  deshalb,  weil  man  damals  in  Preussen  häufig  den 
Unterschied  zwischen  Gerichtsuntertänigkeit  und  Erbuntertänig- 
keit nicht  kannte.  In  Bezug  auf  die  Patrimonialgerichtsbarkeit 
macht  Schmalz  noch  den  Vorschlag,  dass  es  vorteilhaft  wäre, 
wenn  eine  Anzahl  benachbarter  Güter  sich  zu  einem  einzigen 
Gerichtsbezirke  vereinigten,  indem  dann  ein  einziger  genügend 
besoldeter  Gerichtshalter  die  Jurisdiktion  ausüben  sollte,  wofür 
alle  Einsassen  eine  kleine,  allerdings  erst  vom  Könige  zu  ge- 
nehmigende Steuer  zu  zahlen  hätten. 

Einen  grossen  Teil  des  dem  Edikte  entgegengesetzten  Wider- 
standes erklärt  Schmalz  dadurch,  dass  man  vielfach  der  Meinung 
sei,  das  Gesetz  wäre  für  den  Adel  als  solchen  nachteilig,  dies 
hält  er  jedoch  für  ausgeschlossen,  da  ein  Gesetz,  „eingegeben 
von  den  ewigen  Grundgesetzen  des  Rechtes  den  Kleinlichkeiten 
des  Zeitgeistes  nicht  huldige."  2)  Auch  wisse  man  ja  allgemein, 
„dass,  wo  der  Geburtsadel  verdrängt  sei,  doch  nicht  das  wahre 
Verdienst,  sondern  entweder  der  Geldadel  oder  böse  Künste  die 
Stellen  im  Staate  an  sich  reissen."^)  Auch  dass  jetzt  Bürger- 
liche Güter  erwerben  könnten,  die  früher  in  adligen  Händen 
waren,  sei  dem  Ansehen  des  Adels  in  keiner  Weise  schädlich, 
da  dies  ja  in  den  meisten  andern  Ländern  schon  längst  so  sei, 
auch  werde  ja  dadurch  eine  Steigerung  der  Nachfragn  bewirkt 
werden,  die  den  Wert  der  Güter  erhöhen  werde.  Für  das  ganze 
Land  sei  dagegen  der  freie  Güterverkauf  ein  grosser  Vorteil, 
indem  jetzt  reiche  Kaufleute  die  Möglichkeit  hätten,  Güter  zu 
erwerben,  die  sie  dann  vermöge  ihrer  grossen  Geldmittel  ver- 
bessern und  so  ihren  Ertrag  steigern  könnten.   Weiter  sagt  er: 

\)  Ueber  Erbuntertänigkeit,  pag.  50. 

2)  Ebenda,  pag.  55. 
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„Gerade  also,  wenn  das  Edikt  die  Folge  hat,  dass  der  Adel  nur 
durch  Reichtum  oder  Verdienst  seinen  Stand  behaupten  kann, 
gerade  dann  würde  es,  weit  davon  entfernt  dem  Adel  zu  schaden, 
ihn  zu  seiner  Bestimmung  zurückführen,  und  so  die  Vorteile, 
welche  er  dem  Staate  gewährt,  ins  Licht  setzen,  und  seine  zu- 
fälligen Nachteile  von  ihm  hinwegnehmen.  Weniger  zahlreich 
wäre  er  wieder  hochachtbar,  und  es  würde  wieder  eine  glänzende 
Belohnung  sein  zu  ihm  erhoben  zu  werden."  ^) 

Fassen  wir  in  einem  kurzen  Rückblick  die  Gründe  zusammen, 
welche  Schmalz  bewogen,  die  Aufhebung  der  Erbuntertänigkeit 
zu  befürworten.  Zuerst  führt  er  die  ethischen  Gründe  ins  Treffen, 
dieselben  sind  wohl  hauptsächlich  auf  seine  genaue  Kenntnis 
und  Würdigung  von  Immanuel  Kant  zurückzuführen.  Der  da- 
mals noch  durchaus  nicht  allgemein  anerkannte  grosse  Königs- 
berger Philosoph  hatte  die  Losung  ausgegeben  von  der  Würde 
des  Menschen,  und  Schmalz  war  einer  der  ersten  Köpfe  jener 
Epoche,  der  die  schwerwiegende  Bedeutung  jenes  Postulates 
richtig  erfasste  und  auch  gleich  praktisch  anwandte;  denn  seine 
vom  Standpunkte  der  Moral  ausgehenden  Begründungen  der  Auf- 
hebung der  Erbuntertänigkeit  sind  alle  auf  die  Anerkennung 
der  Würde  des  Menschen  zurückzuführen.  Die  ßechtsgründe, 
die  er  für  die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  findet,  gehen  aus 
dem  von  ihm  vertretenen  und  auch  in  mehreren  Werken  ver- 
fochtenen  Naturrechte  hervor. 

Was  endlich  die  wirtschaftlichen  Begründungen  anbelangt, 
so  gebrauchte  er  da  hauptsächlich  ein  schon  von  Smith  ange- 
wandtes Argument,  das  er  jedenfalls  auch  aus  diesem  geschöpft 
hatte,  nämlich,  dass  die  Arbeit  des  Freien  ungleich  billiger  sei, 
als  die  des  Unfreien,  also  des  Leibeigenen. 

Wie  aus  der  ganzen  Abhandlung  hervorgeht,  ist  Schmalz 
ein  unbedingter  Anhänger  der  Aufhebung  der  Erbuntertänigkeit, 
wovon  er  sich  in  jeder  Beziehung  und  für  das  ganze  Land  die 
grössten  Vorteile  in  ökonomischer  wie  in  moralischer  Beziehung 
verspricht. 

^ )  Ueber  Erbnntertänigkeit,  pag.  58. 


IV.  KAPITEL. 

Die  rechtsphilosophischen  Grundsätze 
von  Theodor  Schmalz. 

Dieselben  sind  im  speziellen  niedergelegt  in  zwei  Werken 
unseres  Autors.  Diese  beiden  Werke  sind:  1.  „Das  Recht  der 
Natur*'  und  2.  „Die  Wissenschaft  des  natürlichen  Rechtes." 
Ausserdem  finden  sich  schon  einzelne  Gedanken  in  der  4  Jahre 
früher  erschienenen  „Encyklopädie  des  gemeinen  Rechtes",  doch 
sind  diese  dann  später  mit  in  die  naturrechtlichen  Spezialwerke 
hineinverarbeitet  worden,  so  dass  wir  uns  in  dieser  Betrachtung 
auf  dieselben  beschränken  können. 

Die  beiden  oben  erwähnten  Schriften  liegen  weit  auseinander, 
was  den  Zeitpunkt  ihres  Erscheinens  anbetrifft;  „das  Recht  der 
Natur"  kam  in  erster  Auflage  im  Jahre  1791  heraus,  in  zweiter 
Auflage  1795.  „Die  Wissenschaft  des  natürlichen  Rechtes"  da- 
gegen erst  1831,  zwischen  den  beiden  Werken  liegen  also  40  Jahre. 
Das  zweite  Werk  konnte  Schmalz  nicht  mehr  persönlich  heraus- 
geben, da  er  während  der  Drucklegung  starb.  Auf  dem  Sterbe- 
bette beauftragte  er  seinen  Kollegen,  den  Professor  Dr.  Karl 
Ernst  Jarcke  für  das  Erscheinen  des  unter  der  Presse  befind- 
lichen Werkes  Sorge  zu  tragen,  was  derselbe  auch  tat.  In  einer 
von  ihm  verfassten  Vorrede  zu  dem  Buche  sagt  er,  dass  er 
weder  an  Form  noch  am  Inhalt  desselben  irgend  welchen  Anteil 
habe,  und  fügt  hinzu,  dass  dasselbe  „eine  gänzliche  Umarbeitung 
der  früheren  rechtsphilosophischen  Arbeiten  des  Verfassers"  ^) 
enthalte.  Diese  Angabe  könnte  leicht  zu  der  Täuschung  Anlass 
geben,  als  habe  Schmalz  seine  rechtsphilosophischen  Ansichten 
geändert,  dies  ist  aber  im  grossen  und  ganzen  nicht  der  Fall; 
wohl  hat  er  sie  in  Kleinigkeiten  modifiziert,  aber  von  einer 
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gänzlichen  Umarbeitung  im  Sinne  einer  systematischen  Umge- 
staltung kann  kein  Rede  sein. 

Schmalz  teilt  das  Naturrecht  ein  in: 

A.  Das  reine  Naturrecht,  welches  er  definiert  als  „die  Wissen- 
schaft von  den  Urrechten  und  den  Urpfiichten".  Auf  dasselbe 
kann  man  eine  streng  analythische  Methode  in  Anwendung 
briogen,  da  alle  von  ihm  postulierten  Wahrheiten  apodiktische 
Sicherheit  besitzen.  Einzig  und  allein  aus  dem  Freiheitsbegriff 
können  die  Urrechte  gefolgert  werden  und  aus  diesen  werden 
wiederum  die  Urverhältnisse  zu  Sachen  und  Personen  abgeleitet. 

B,  Das  angewandte  Naturrecht.  Es  „enthält  die  Lehre  von 
den  Modifikationen  der  Rechte,  welche  in  den  einzelnen  ge- 
gebenen Verhältnissen  stattfinden".  2)  Es  sucht  historisch  die 
Natur  der  einzelnen  Verhältnisse  auf,  auf  die  die  reinen  Gesetze 
der  äusseren  Freiheit  Anwendung  finden  sollen. 

Das  reine  Naturrecht  teilt  Schmalz  wiederum  ein  in: 

1.  Das  absolute  Naturrecht.  Dieses  enthält  die  Dedukation 
der  Urrechte  und  Urpfiichten  aus  der  reinen  äusseren 
Freiheit  (ihrem  obersten  Prinzip). 

2.  Das  hypothetische  Naturrecht,  „welches  aus  ihnen  die 
Möglichkeit  der  durch  sie  entstehenden  Urverhältnisse 
zeigt".  ^) 

3.  Das  allgemeine  Gesellschaftsrecht,  sagt  Schmalz  im  „Recht 
der  Natur",  gehört  auch  in  das  reine  Naturrecht,  weil  es 
nur  den  Gesellschaftsbegriff  behandelt.  In  dem  zwei- 
ten naturrechtlichen  Werke,  in  der  „Wissenschaft  des 
natürlichen  Rechtes",  hat  Schmalz  diese  erste  Auffassung 
modifiziert,  indem  er  jetzt  das  allgemeine  Gesellschafts- 
recht zu  dem  angewandten  Naturrechte  rechnet,  er  sagt 
dort:  „Aber  drei  Verhältnisse  des  Menschen  gibt  es, 
welche  die  ganze  Menschheit  umfassen,  welche  sie  selbst 
erst  zur  Menschheit  herausbilden,  die  Familie,  der  Staat 
und  die  Kirche.  Alle  übrigen  Verhältnisse  werden  auch 
durch  sie  modifiziert.  Und  da  sie  alle  drei  sich  als 
Gesellschaften  darstellen,  so  scheint  ihnen  ein  allgemeines 

\)  Das  Eecht  der  Natur,  pag.  24. 

2)  Ebenda,  pag.  24. 

3)  Ebenda,  pag.  24. 
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Gesellschaftsrecht   vorausgehen   zu  müssen.  Demnach 
würde  das  angewandte  Naturrecht  1.  allgemeines  Ge- 
sellschaftsrecht, 2.  natürliches  Familienrecht,  3.  natür- 
Kches    Staatsrecht  entwickeln  müssen."  i) 
Das  angewandte  Naüirrecht  teilt  Schmalz  ein  in: 

1.  Das  natürliche  Staatsrecht. 

2.  Das  natürliche  Familienrecht. 

3.  Das  natürliche  Kirchenrecht. 

Wie  wir  schon  weiter  oben  sahen,  hat  Schmalz  diese  Ein- 
teilung in  seinem  späteren  Werke  etwas  abgeändert,  indem  er 
hier  das  Kirchenrecht  nicht  als  besonderen  Teil  auffasst,  sondern 
dasselbe  mit  in  das  Staatsrecht  einbegreift. 

Zuerst  wird  das  reine  Naturrecht  behandelt  und  Schmalz 
schickt  demselben  eine  „Metaphysik  der  Sitten"  voraus.  In 
diesem  Abschnitte  werden  die  Begriffe,  „Handlungen,  Gesetze, 
Willen,  vernunftmässig,  vernunftwidrig  u.  s.  w."  erläutert. 

Hier  sucht  Schmalz  zu  zeigen,  dass  die  Vernunft  unabhängig 
ist  von  den  konkreten  Erscheinungen;  er  sagt:  „Da  nun  die 
Vernunft  auch  ohne  alle  Hülfe  der  Erfahrung  und  unabhängig 
von  allen  Erscheinungen,  die  in  der  Zeit  vorausgehen  mögen, 
ja  selbst  gegen  diese,  das  Widersprechende,  das  Vernünftige 
bilKgen  kann,  so  kann  das  vernünftige  Wesen  seine  Handlungen 
unabhängig  von  den  Eindrücken  dessen,  was  es  ausser  sich  an- 
schaut, bestimmen."  2)  Und  weiter,  „diese  seine  Unabhängigkeit, 
also  dies  sein  Vermögen,  die  erste  Ursache  seiner  Handlungen 
zu  sein,  ist  die  Freiheit,  im  höchsten  Sinne  dieses  Wortes  ".3) 
Diese  Freiheit,  wie  er  sie  hier  versteht  bildet  das  oberste  Prinzip 
seines  Naturrechtes. 

Im  weiterem  folgert  er,  dass,  da  der  Mensch  teils  ein  sinn- 
liches, teils  ein  vernünftiges  Wesen  sei,  seine  Handlungen  in 
unfreie,  d.  h.  in  solche,  die  nur  von  dem  sinnlichen,  tierischen 
Triebe  seines  Wesens,  und  in  freie,  d.  h.  in  solche,  die  nur  von 
seiner  Vernunft  diktiert  werden,  zerfallen.  Die  freien  Handlungen 
können  entweder  negative  oder  positive  sein,  da  ja  hier  auch 


1)  Wissenschaft  des  natürlichen  Eechtes,  pag.  33/4. 

2)  Das  Eecht  der  Natur,  pag.  30. 

3)  Ebenda,  pag.  SOjl. 
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gewollte  Unterlassungen  als  Handlungen  gezählt  werden  müssen. 
Diese  Handlungen  können  sowohl  gute  als  auch  böse  sein.  „Grut 
sind  sie,  wenn  sie  dem  Gesetze  der  Freiheit  gemäss  geschehen, 
wenn  das  Gesetz,  welches  sie  bestimmt,  in  einem  allgemeinen 
Gesetzsystem  für  vernünftige  Wesen  gedacht  werden  kann,  böse 
im  entgegengesetzten  Falle."  ^)  Fortfahrend  sagt  er:  „Wenn 
ein  Gesetz  beföhle,  dass  freie  Wesen  von  aussen  her  bestimmt 
werden  sollten,  so  würde  dies,  da  es  die  vernünftige  Natur 
aufhöbe,  notwendig  etwas  äusserst  böses  befehlen.  Ein  Gesetz 
aber,  nach  welchem  freie  Wesen  zu  Mitteln  für  Zwecke,  welche 
nicht  auch  sie,  sondern  nur  andere  gewählt  hätten,  gebraucht 
werden  sollten,  würde  befehlen,  dass  sie  sollten  von  aussen  be- 
bestimmt werden.  Daher  ist  das  allgemeine  Gebot  der  mora- 
lischen Natur:  Behandle  die  Menschheit  weder  in  dir  noch  in 
andern  als  blosses  Mittel,  sondern  immer  als  Zweck."  ^)  „Jedes 
vernünftige  Wesen  ist  also  Zweck  an  sich  selbst."^) 

Dies  ist  das  Leitmotiv,  das  sich  durch  seine  ganze  Rechts- 
philosophie hinzieht;  Schmalz  hat  diesen  Gedanken  Kant  ent- 
nommen, den  er  sehr  gut  kannte  und  auch  häufig  zitiert.  Er 
lehrte  ja  jahrelang  mit  ihm  an  einer  Universität  und  hatte  auch 
schon,  was  zu  damaliger  Zeit  durchaus  noch  nicht  allgemein  der 
Fall  war,  Kant  nach  seinem  vollen  Werte  gewürdigt,  ja  er  war 
stolz  darauf,  als  erster  die  kantische  Philosophie  auf  das  Natur- 
recht angewandt  zu  haben.  Er  schreibt  als  Erwiderung  auf 
eine  Rezension  der  ersten  Auflage  seines  Werkes:  „Soll  ich  nun 
anführen,  dass  der  Göttingische  Rezensent  sagt:  Ich  glaube  der 
erste  gewesen  zu  sein,  welcher  die  Grundsätze  der  Kantischen 
Philosophie  auf  das  Naturrecht  angewandt  hat?  Das  glaube 
ich  nicht,  sondern  das  weiss  ich  gewiss.  Herr  Hufeland  und 
Herr  Tofinger  hatte  allein  die  Prinzipien  dieser  Philosophie 
angeführt,  aber  nicht  sie,  sondern  die  Vollkommenheit  und 
Glückseligkeit  angewandt."  Ferner  sagt  er,  indem  auf  das 
Bedürfnis  einer  genauen  Prüfung  der  Urrechte  hinweist:  „Uns 
Teutschen  muss  die  grosse  Revolution  im  Reiche  der  Wissen- 

1)  Das  Eecht  der  Natur,  pag.  32. 

2)  Ebenda,  pag  33. 

3)  Ebeoda,  pag.  33. 

4)  Ebenda,  Vorrede,  pag.  12. 
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Schäften,  die  unter  uns  sich  erhob,  eine  solche  Untersuchung 
noch  von  einer  anderen  Seite  wichtig  machen.  Die  kritische 
Philosophie  hat  angefangen  über  alle  Teile  des  menschlichen 
Wissens  ihr  erhabenes  Licht  zu  verbreiten.  Was  muss  sie  nicht 
für  das  Recht  der  Natur  tun?"i) 

Dann  setzt  Schmalz  den  Unterschied,  der  zwischen  einer 
guten  Handlung  und  einer  rechtmässigen  besteht,  auseinander. 
Auch  hier  steht  er  vollständig  auf  Kantischer  Grundlage,  er 
sagt  nämlich,  dass  eine  Handlung  nur  rechtmässig  und  nicht 
gut  ist,  wenn  sie  sich  zwar  in  Uebereinstimmung  mit  den  be- 
stehenden Gesetzen  befindet,  ohne  ausdrücklich  von  den  Gesetzen 
bestimmt  zu  sein.  Es  ist  dies  die  gleiche  Definition,  die  Kant 
in  seiner  Metaphysik  der  Sitten  gibt. 

Darauf  geht  er  zu  der  Betrachtung  der  Gesetze  und  ihrer 
Einteilung  in  Permissiv-  und  Obligativ-Gesetze  über  und  weist 
nach,  dass  Kollisionen  zwischen  diesen  Gesetzen  ausgeschlossen 
sind.  Fortfahrend  sagt  er,  dass  alles,  was  durch  das  Gesetz  als 
eine  Pflicht  geboten  ist,  naturgemäss  auch  gleichzeitig  ein  Recht 
darstellt.  Diese  Rechte  und  Pflichten  zerfallen  in  innere  und 
äussere,  von  den  letzteren  sagt  Schmalz,  dass  das  reine  Natur- 
recht den  Inbegriff  der  vollkommenen  äusseren  Rechte  und 
Pflichten  darstelle.  2) 

Das  oberste  Prinzip  der  inneren  Pflichten  wird  in  dem 
Satze  ausgedrückt:  „Behandle  die  Menschheit  in  dir  nie  als 
blosses  Mitte],  sondern  immer  als  Zweck."^)  Das  oberste  Prinzip 
der  äusseren  Pflichten  lautet:  „Behandle  die  Menschheit  in 
andern  nie  als  blosses  Mittel,  sondern  immer  als  Zweck. "4) 

Auch  diese  beiden  Sätze  hat  Schmalz  Kant  entnommen  und 
zwar  der  „Grundlegung  zur  Metaphysik  der  Sitten.  Dort  sagt 
Kant:  Handle  so,  dass  du  die  Menschheit,  sowohl  in  deiner 
Person,  als  in  der  Person  eines  jeden  andern,  jederzeit  zugleich 
als  Zweck,  niemals  bloss  als  Mittel  brauchst. "5)  Schmalz  zerlegt 
diesen  Satz  in  zwei,  indem  er  im  ersten  sagt:  „Behandle  die 

\)  Das  Eecht  der  Natur,  Vorrede,  pag.  14. 

2)  Ebenda,  Vorrede,  pag.  17. 

3)  Ebenda,  pag.  39. 

4)  Ebenda,  pag.  39. 

5)  Kant,  Grundlegung  zur  Metaphysik  der  Sitten,  pag.  53. 
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Menschheit  in  dir"  etc.,  im  zweiten:  „Behandle  die  Menschheit 
in  andern"  etc.  Und  er  geht  sogar  noch  weiter  in  seiner  For- 
derung als  Kant,  denn  dieser  sagt:  „Zugleich  als  Zweck, 
niemals  bloss  als  Mittel,"  während  Schmalz  sagt:  „Nie  als  blosses 
Mittel,  sondern  immer  als  Zweck."  Kant  postuliert,  basierend 
auf  diesen  Satz,  „die  Würde  des  Menschen",  während  Schmalz 
von  der  „Würde  der  vernünftigen  Natur"  spricht.^)  Weiterhin 
sagt  Schmalz:  „Aus  dem  obersten  Gebote  der  Moralität  folgt 
noch  eine  andere  Einteilung  der  ßechte  und  Pflichten,  nämlich 
die  in  vollkommene  und  unvolkommene.  Die  vollkommenen 
bestimmt  der  Grundsatz:  Behandle  die  Menschheit  weder  in 
dir  noch  in  andern  je  als  blosses  Mittel;  die  unvollkommenen 
der  Grundsatz:  Behandle  die  Menschheit  in  dir  und  in  andern 
als  Zweck. "2)  Aus  dem  Satze,  „Behandle  die  Menschheit  in 
andern  nie  als  blosses  Mittel",  folgert  Schmalz,  dass  der  Mensch 
soweit  vollkommen  frei  sei,  als  er  die  naturgemäss  ebenso  be- 
rechtigte Freiheit  anderer  Menschen  nicht  beschränke  oder  beein- 
trächtige. Es  steht  also  der  Urpflicht  der  Nichtbeeinträchtigung 
der  Freiheit  anderer  das  Urrecht  der  eignen  Freiheit,  „das  Eecht 
auf  sich  selbst"^),  gegenüber.  „Alle  übrigen  Rechte  des  Menschen 
können  und  müssen  aus  diesem  Rechte  hergeleitet  werden; 
welches  die  einzige,  aber  durch  ihre  Früchte  sehr  reiche  Aus- 
steuer ist,  welche  die  Natur  dem  Menschen  in  diese  Welt 
mitgab.  "4) 

Das  zweite  von  Schmalz  postulierte  Urrecht  bildet  eigentlich 
nur  eine  Erweiterung  des  ersten,  es  ist :  „Das  Recht  des  Menschen 
auf  seine  Handlungen,  das  ist,  er  darf  1.  handeln,  2.  unterlassen, 
wie  er  will."^)  Aus  diesen  beiden  ersten  folgt  das  dritte  Urrecht 
des  Menschen,  „das  Recht  auf  den  Gebrauch  der  Sachen,  das 
ist,  auf  Behandlung  alles  dessen,  was  nicht  vernünftiges  Wesen 
ist,  zu  allen  möglichen  beliebigen  Zwecken  oder  auf  Befriedigung 
seiner  Bedürfnisse  durch  die  Sachen. "ß)  Nur  diese  drei  Rechte 

1)  Das  Eecht  der  Natur,  pag.  41. 

2)  Ebenda,  pag.  41. 

3)  Ebenda,  pag.  47. 

4)  Ebenda,  pag.  47|8. 
^)  Ebenda,  pag.  48. 
6)  Ebenda,  pag.  48/9. 
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sind  nach  Schmalz  als  Urrechte  zu  betrachten,  dieselben  sind 
unveränsserlich  und  kommen  jedem,  auch  Kindern  und  Wahn- 
sinnigen zu.  „Alles,  was  sonst  Recht  oder  Pflicht  des  Menschen 
genannt  wird,  ist  bloss  Modifikation  der  Urrechte  des  Menschen, 
welche  die  verschiedenen  Verhältnisse  des  Menschen  hervor- 
bringen."!) Also  kann  keine  dieser  Modifikationen  gegen  die 
Urrechte  Verstössen.  Eine  dieser  Modifikationen  ist  das  Eigentum; 
Schmalz  sagt  darüber:  „Eigentum  ist  das  ßecht  des  Menschen, 
eine  gewisse  Sache  ausschliessend  zu  gebrauchen,  und  die  Person, 
die  dies  Recht  hat,  wird  Eigentümer  genannt.  "2)  Hier  zeigt  sich 
der  grosse  Unterschied  der  Auffassung  des  Natarrechtes,  der 
zwischen  Schmalz  und  Francois  Quesnay  besteht,  während  bei 
Schmalz  das  Recht  auf  Eigentum  erst  ein  abgeleitetes  Recht 
darstellt,  bildet  dasselbe  bei  Quesnay  das  oberste  Prinzip  des 
Naturrechtes.  „Le  droit  naturel  de  l'homme  peut  etre  defini 
vaguement  le  droit  que  l'homme  a  aux  choses  propres  ä  sa 
jouissance."^)  Bei  Quesnay  ist  eben  sowohl  die  Grundlage  als 
auch  der  Endzweck  des  « droit  naturel »  ein  vorwiegend  ökono- 
mischer, während  bei  Schmalz  die  Basis  wie  auch  die  Anwendung 
des  Naturrechtes  mehr  ethischer  Natur  sind. 

An  den  Eigentumsbegriff  knüpft  Schmalz  sodann  den  Begriff 
des  Besitzes,  der  in  Civilbesitz  d.  h.  solchen,  bei  welchem  Besitz 
und  Eigentum  vereinigt  sind,  und  natürlichen  Besitz,  Besitz 
ohne  Eigentumsrecht  zerfällt. 

Bemerkenswert  ist  noch  seine  Ausführung  über  die  natur- 
rechtliche Erbfolge,  er  sagt  darüber  folgendes :  „Das  Eigentum 
hört  auf,  wenn  die  physische  oder  moralische  Möglichkeit  des- 
selben aufhört.  Es  fällt  also  weg  mit  dem  Tode  des  Eigentümers, 
es  sei  denn  ein  Miteigentümer  da,  auf  welchen  es  dann  allein 
fällt,  weil  nämlich  die  Sache  auch  an  seine  Urrechte  geknüpft 
ist.  Es  gibt  also  kein  Recht  des  Eigentümers,  zu  disponieren, 
wer  nach  seinem  Tode  die  Sache  haben  soll.  Diese  fällt  vielmehr 
in  das  allgemeine  Recht  aller  Menschen  zurück.  Denn,  wenn 
seine  Dispositionen  überschritten  werden  und  ein  anderer  die 
Sache  sich  zueignet,  so  wird  weder  der  Verstorbene  noch  der 

ij  Das  Recht  der  Natur,  pag.  56. 

2)  Ebenda,  pag.  58. 

3)  Oeuvres  de  Quesnay,  Neuausgafce  von  Oncken,  pag.  359. 
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von  ihm  bestimmte  Erbe  dadurch  beleidigt;  der  Verstorbene 
nicht,  weil  er  kein  Recht  in  dieser  Welt  der  Erscheinungen 
mehr  besitzt,  weil  Beleidigung  eines  Verstorbenen,  das  ist,  Be- 
handlung seiner  als  Mittel  nicht  denkbar  ist;  der  Erbe  nicht, 
weil  durch  die  Hinwegnehmung  der  Sache  durch  einen  anderen, 
ehe  nämlich  er  sie  okkupiert  hat,  keines  seiner  Urrechte  verletzt 
wird.  Okkupiert  er  sie  vorher,  so  hat  er  ohne  alles  Zutun  der 
Disposition  des  Verstorbenen  das  Eigentum  rechtlich  für  sich 
erworben.  Nicht  anders  ist  es  auch,  wenn  der  Erbe,  nicht  ver- 
möge einseitiger  Disposition,  sondern  durch  einen  Vertrag  succe- 
dieren  soll.  Denn,  wie  kann  durch  Vertrag  jener  beiden  der 
dritte  gehindert  werden,  sein  Recht  auf  die  nun  herrenlose  Sache 
auszuüben?  Wie  knüpfte  dieser  Vertrag  ein  Urrecht  des  Ver- 
tragserben an  die  Sache?  Was  würde  dieser  antworten,  wenn 
der  Okkupant  ihm  sagte :  „Durch  meine  Handlung  ist  die  Sache 
zur  meinigen  geworden.  Was  hast  Du  getan  ?  Etliche  Worte 
hast  Du  gesprochen.  Aber  seit  wann  sind  Deine  Worte  Gesetze 
für  andere?"  Die  einzige  im  Naturrecht  denkbare  Erbfolge  ist 
also  die  Intestat-Erbfolge,  welche  nämlich  die  Konsolidation 
des  Miteigentums  begründet. "i)  Es  ist  dies  eine  Auffassung, 
die,  wollte  man  sie  bis  in  ihre  äussersten  Konsequenzen  ver- 
folgen, zu  Ergebnissen  führen  würde,  mit  denen  wohl  auch 
Schmalz  kaum  einverstanden  gewesen  wäre. 

Das  Objekt,  auf  welches  das  Naturrecht  in  Anwendung 
gebracht  werden  soll,  ist  die  Gesellschaft,  welchen  Begriff  unser 
Autor  folgendermassen  definiert:  „Gesellschaft  heisst  der  Vertrag, 
wo  mehrere  Personen  einen  gemeinschaftlichen  Zweck  gegen- 
seitig zu  befördern  versprechen.  Dieser  Vertrag  kann  ausdrück- 
lich oder  stillschweigend  eingegangen  werden."  2)  Die  Gesell- 
schaft dient  dem  Zwecke,  die  äusseren  Rechte  des  Individuums 
zu  sichern.  Die  Erreichung  dieses  gemeinsamen  Zweckes  kann 
nur  durch  gemeinsame  Mittel  erfolgen.  Die  Anwendung  von 
gemeinsamen  Mitteln  bedingen  wiederum  einen  gemeinsamen 
Willen,  den  Gesamtwillen,  der  zuerst  von  J.  J.  Rousseau  er- 
kannt, und  als  «volonte  generale»,  bezeichnet  wurde.  Dieser 
Gesamtwille  bedeutet  eine    ausnahmslose  Einstimmigkeit  der 

Das  Eecht  der  Natur,  pag.  68|9. 
2)  Ebenda,  pag.  97. 
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einzelnen  Individuen,  aus  denen  sich,  die  Gesellschaft  zusammen- 
setzt, über  den  Zweck  derselben.  Schmalz  sagt  darüber:  „Der  tolle 
Irrtum,  dass  dieser  «volonte  generale  »  ein  anderes  sei  als  die  ab- 
solute Einstimmigkeit  aller,  und  ihre  Verwechslung,  erstlich  mit 
dem  Willen  der  Mehrheit,  und  dann  gar  mit  dem,  was  man 
gemeine  Meinung  nennt,  ist  die  Quelle  der  Ungeheuern  Irrtümer, 
die,  seit  fünfzig  Jahren  in  Tat  übergegangen,  so  endloses  Un- 
glück verbreitet  haben,  und  so  lange  sie  dauern,  immer  ver- 
breiten müssen."  ^)  Schmalz  deutet  hiermit  auf  die  französische 
Revolution  hin,  die  er  aufs  schärfste  verurteilt.  Da  es  nun  der 
Gesellschaft  auf  die  Dauer  nicht  möglich  ist,  alle  Entschlüsse 
durch  die  persönliche  Willensäusserung  jedes  einzelnen  Indivi- 
duums zu  fassen,  so  ist  es  unbedingt  nötig,  dass  die  Einzelnen 
ihr  Recht  der  Willensäusserung  unbeschränkt  auf  einige  wenige 
oder  wohl  nur  auf  eine  Person  übertragen.  Unser  Autor  fasst 
dies  in  folgende  Worte  zusammen:  „Sollen  daher  alle  verpflichtet 
werden,  auf  dieselbe  Art  und  durch  gleiche  Mittel  den  Zweck 
zu  befördern,  so  kann  dies  nur  durch  einen  neuen  Vertrag  ge- 
schehen (Unterwerfungsvertrag),  durch  welchen  die  einzelnen 
Mitglieder  jemand  das  Recht  übertragen,  statt  ihrer  die  Mittel 
zu  wählen."  2)  „Hierdurch  entsteht  dann  neben  dem  wirklichen 
Gesamtwillen,  der  wirklichen  Einstimmigkeit  über  den  Zweck, 
ein  künstlicher  Gesamtwille,  eine  künstliche  Einstimmigkeit  über 
die  Wahl  der  Mittel. 

Denn  der  Wille  derer,  welchen  die  Wahl  der  Mittel  über- 
lassen ist,  tritt  an  die  Stelle  des  Willens  aller,  und  da  alle  ge- 
wollt haben,  dass  jene  die  Wahl  der  Mittel  bestimmen  sollen, 
so  sind  die  von  ihnen  gewählten  Mittel  nun  gleich  solchen, 
welche  von  allen  wirklich  einstimmig  gewählt  wären,  indem 
nun  kein  Mitglied  durch  ihre  Wahl  der  Mittel  wider  seinen 
Willen  bestimmt  wird.  Jeder  hat  ja  wirklich  voraus  seinen 
Willen  gegeben  in  das,  was  sie  wählen  würden."  3)  Wie  wir 
deutlich  sehen,  ist  Schmalz  ein  Befürworter  der  absoluten  Mo- 
narchie, von  einer  Konstitution  will  er  nichts  wissen,  da  diese 
ja  eine  Regierung  der  Mehrheit  und  nicht  der  Einstimmigkeit 


1)  Die  Wissenschaft  des  natürlichen  Eechtes,  pag.  84. 

2)  Das  Eecht  der  Natur,  pag.  99/100. 

3)  Die  Wissenschaft  des  natürlichen  Eechtes,  pag.  85|6 
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bedeuten  würde.  Schmalz  vergisst  dabei,  dass  auch  das  absolute 
Regiment  immer  nur  ein  Regiment  der  Mehrheit  ist,  denn  bei 
der  Wahl  der  betreffenden  Regenten  wird  wohl  nie,  wie  Schmalz 
dies  unausgesprochen  voraussetzt,  volle  Einstimmigkeit  herrschen, 
sondern  auch  dort  entscheidet  die  Mehrheit.  In  seiner  Befür- 
wortung des  Absolutismus  begegnet  sich  übrigens  Schmalz  mit 
Francois  Quesnay,  der  ja  bekanntlich  auch  die  absolute  Monar- 
chie, beziehungsweise  den  aufgeklärten  Despotismus  postuliert. 

Yon  der  G-esellschaft  im  allgemeinen  geht  Schmalz  dann 
zu  der  politischen  Gesellschaft  zum  Staate  über.  Er  verfolgt 
die  Bildung  und  die  Entwicklung  desselben  aus  dem  Urzustände 
der  Menschheit  her  bis  zum  geordneten  nationalen  Staate. 

Der  Staat  bildet  für  unseren  Autor  einzig  und  allein  einen 
von  den  einzelnen  Individuen,  resp.  Staatsangehörigen  geschlos- 
senen Sicherheitsbund,  der  jedem  einzelnen  seine  persönliche 
Freiheit  gewährleistet.  Jeden  etwaigen  anderen  Zweck  des 
Staates  weist  er  weit  von  sich;  er  sagt  darüber:  „Man  hat  an- 
geblich höhere  Zwecke  und  umfassendere  dem  Staate  geben 
wollen,  Glückseligkeit  oder  Entwicklung  der  Menschheit.  Es 
ist  aber  offenbar,  1.  dass  niemand  im  Ernste  vom  Staate  Wohl- 
fahrt und  Entwickelung  seiner  Anlagen,  sondern  nur  Wegräumung 
dessen,  was  ihn  widerrechtlich  hindert,  beides  zu  erwerben, 
fordert ;  2.  dass  man  niemanden  ein  Recht  zugesteht,  vom  Staate 
zu  fordern,  was  ihn  glücklich  mache  oder  seine  Anlagen  ent- 
wickele (jeder  Verständige  wird  vielmehr  sein  Glück  von  der 
Vorsehung  und  eigenem  Fleisse  erwarten,  und  sehr  dagegen 
protestieren,  dass  nicht  Staatsbehörden  sich  damit  befassen,  ihn 
nach  ihrem  Sinne  glücklich  zu  machen  oder  seine  Talente  zu 
entwickeln);  3.  weder  Glück  kann  der  Staat  geben,  er,  der  so 
vieles  und  gerade  das  herbste  Unglück  nicht  verhindern  kann, 
noch  die  Menschen  zu  Weisen  oder  Geschickten  und  Verständigen 
machen;  4.  endlich  alle  Einrichtungen  der  Menschen  überhaupt 
haben  am  Ende  diese  Zwecke  und  sind  also  dem  Staate  nicht 
eigentümlich."  i) 

Als  niedrigste  Stufe  der  politischen  Gesellschaft,  oder  rich- 
tiger gesagt  als  Vorstufe  derselben,  nimmt  Schmalz  die  Horden 
an,  da  sie  wohl  einen  Sicherheitsbund  vorstellen,  aber  gerade 

1)  Die  Wissenschaft  des  natürlichen  Eechtes,  pag.  110. 
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das  für  die  menschliche  Kultur  am  meisten  in  Betracht  kommende 
Recht,  nämlich  das  Recht  des  Eigentums  am  Grrund  und  Boden, 
noch  nicht  schützen  können,  weil  dasselbe  ja  bei  den  Horden 
noch  gar  nicht  existiert.  Unser  Autor  drückt  sich  hierüber 
folgendermassen  aus:  „Die  Horde  kann  zwar  alle  Rechte  schützen, 
welche  Hirten  haben;  aber  nicht  alle,  welche  Menschen  haben 
können. 

Denn  der  Boden  ohne  Kultur  nährt  die  Herde  nicht  lange 
und  z\\dngt  die  Hirten,  stets  andere  Weiden  aufzusuchen.  In 
diesem  steten  Umherziehen  ist  es  also  unmöglich,  dass  die  Horde 
gerade  das  für  die  Kultur  wichtigste  Recht  des  Menschen  schützen 
könnte  —  das  Eigentum  an  G-rund  und  Boden.  Ja  sie  kennen 
dies  Recht  nicht  einmal,  kennen  es  nicht  einmal  dann,  wenn 
auch  Ackerbauer  rings  umher  sie  in  einen  gewissen  Kreis  ein- 
geengt haben.  Ein  Hirtenvolk  kann  also  noch  weniger  den 
Begriff  eines  Territoriums  haben.  Wo  kein  einzelner  Eigentum 
hat  und  kennt,  wo  sollte  da  Eigentum  aller  gedenkbar  sein?"i) 

Durch  besondere  Umstände  veranlasst,  oder  auch  dem  natür- 
lichen Laufe  ihrer  Entwicklung  folgend,  macht  sich  die  Horde 
schliesslich  sesshaft  und  beginnt  die  natürlichen  Erträgnisse  des 
Bodens  durch  den  Ackerbau  zu  regeln  und  zu  vermehren;  aus 
der  Horde  wird  die  ackerbautreibende  Gemeinschaft,  welcher 
man  zuerst  mit  vollem  Recht  die  Bezeichnung  „politische  Ge- 
sellschaft'' oder  „Staat"  geben  kann.  „Der  Staat  also,  als  der 
Sicherheitsbund  ackerbauender  Menschen/'  so  drückt  sich  Schmalz 
aus,  „unterscheidet  sich  von  der  Horde  hauptsächlich  dadurch, 
dass  er  erst  alle  erworbenen  Rechte  des  Menschen  zu  schützen 
imstande  ist."  2)  Und  an  einer  anderen  Stelle  sagt  er:  „Der 
Staat  also  ist  ein  Verein  von  Menschen,  die  Grundeigentum 
erworben  haben,  zur  Sicherheit  der  Freiheit  jedes  einzelnen 
Genossen."  3) 

Damit  der  Staat  die  Zwecke,  die  er  verfolgt,  auch  erfüllen 
kann,  muss  er  notwendigerweise  eine  gesicherte  Einnahmequelle 
haben,  welche  naturgemäss  nur  von  den  Staatsangehörigen,  resp. 
ihrem  persönlichen  Eigentum  gespeist  werden  kann,  weshalb 

1)  Das  Eecht  der  Natur.  Buch  II.,  pag.  30|1. 

2)  Ebenda,  pag.  31. 

3)  Die  Wissenschaft  des  natürlichen  Rechtes,  pag.  114. 
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dieses  letztere  auch  von  Schmalz  unter  dem  Begriffe  des  Staats- 
vermögens zusammengefasst  wird.  „Das  Staatsvermögen  ist  vor 
aller  Kultur",  sagt  er,  „und  ehe  der  Luxus  Handel  und  Künste 
herbeiruft,  offenbar  allein  der  Inbegriff  der  Landesprodukte, 
denn  anderes  Eigentum  ist  noch  nicht  da.  Mit  der  steigenden 
Kultur,  wenn  Greld,  Künste  und  Handel  eingeführt  sind,  werden 
gleichwohl  die  Naturprodukte  des  Landes,  das  einzige  Vermögen, 
der  einzige  Reichtum  des  Staates  bleiben",  Begründet  wird 
diese  These  mit  dem  gleichen  Argument,  wie  wir  es  schon  weiter 
oben  gesehen  haben,  nämlich,  dass  zwar  durch  die  Bearbeitung 
der  Naturprodukte,  deren  Wert  erhöht  werde,  dass  aber  bei  der 
Verarbeitung  gerade  soviel  verzehrt  würde,  wie  der  Wertzuwachs 
betrage.  Schmalz  behandelt  hier  Staatsreichtum  und  Staats- 
vermögen als  gleichwertige  Begriffe,  während  er  später  beide 
Ausdrücke  begrifflich  differenziert.  Er  sagt  an  einer  anderen 
Stelle  nämlich:  „Um  daher  wesentlich  verschiedene  Begriffe  in 
Worten  bestimmt  zu  unterscheiden,  mag  man  Nationalvermögen 
allein  den  Inbegriff  aller  fruchtbaren,  also  Einkommen  gewähren- 
den Sachen  aller  Staatsgenossen  nennen;  und  den  Ausdruck: 
Nationalreichtum  für  den  Inbegriff  aller  sowohl  fruchtbaren  als 
unfruchtbaren  Sachen  der  Staatsgenossen  behalten."  2)  Jedoch 
hier  wie  auch  dort  bleibt  seine  Auffassung  der  wertschaffenden 
Produktion  eine  physiokratische,  nur  diejenigen  Gewerbe  sind 
produktiv,  welche  die  Gaben  der  Natur  freiwillig  oder  erzwungen 
direkt  empfangen.  Den  Unterschied,  welchen  Adam  Smith  zwischen 
den  einzelnen  Berufsarten  der  sterilen  Klasse  macht,  verwirft 
Schmalz  hier  eben  wieder  den  Unterschied  zwischen  Dienst- 
tätigkeit und  Arbeit  übersehend;  er  sagt:  „Es  ist  daher  der 
Unterschied,  den  Adam  Smith  zwischen  produktiver  und  un- 
produktiver Arbeit  macht,  ganz  ausserwesentlich ;  mag  jene  den 
Wert  der  Naturprodukte  auch  wirklich  erhöhen,  und  so  das 
Produkt  der  Arbeit,  das  ist  die  Form,  welche  die  Zubereitung 
bewirkt,  verkäuflich  machen,  immer  ist  ja  dem  Empfänger  nur 
Zeit  erspart,  nichts  anderes  geleistet."  Die  Erhöhung  des 
Wertes,  die  ein  Naturprodukt  durch  irgend  eine  Verarbeitung 


1)  Das  Eecht  der  Natur,  Buch  II.,  pag.  33. 

2)  Die  "Wissenscliaft  des  natürlichen  Eechtes,  pag.  125. 
^)  Ebenda,  pag.  119, 
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erfährt,  bedeutet  nach  Schmalz  keine  Vergrösserung  des  Staats- 
vermögens; „da  ja  nun  der  Künstler",  sagt  er,  selbst  den 
Wert  seiner  Arbeit  taxiert,  so  kann  er  keinen  Massstab  dafür 
nehmen,  als  das,  was  er  indes  verzehrt.  Folglich  wird  der  Wert 
jenes  rohen  Produktes  genau  um  soviel  erhöht  sein,  als  der 
Künstler  während  der  Arbeit  verzehrte ».i) 

Der  wahre  Wert  der  Fabriken  und  des  Handels  für  den 
Staat  beruht  nach  unserem  Autor  nur  darin,  dass  sie  die  Er- 
zeugung von  Naturprodukten,  die  ja  die  Rohstoffe  für  sie  ab- 
geben, steigern. 

Die  direkten  Einnahmen  des  Staates  resultieren,  ausser  aus 
den  Staatsdomänen  und  Regalien,  aus  den  Steuern  und  Ab- 
gaben, die  der  Staat  seinen  Angehörigen  auferlegt.  In  bezug 
auf  diese  Steuern  zeigt  sich  Schmalz  wieder  als  Physiokrat, 
indem  er  die  physiokratische  Eins  teuer  für  die  allein  richtige 
erklärt.  Er  tut  dies  in  beiden  oben  erwähnten  naturrechtlichen 
Werken,  jedoch  begründet  er  diese  Einsteuer  in  beiden  Werken 
ganz  verschieden.  In  dem  1791  erschienenen  „Das  Recht  der 
Natur",  folgert  er:  „Alle  Auflagen  fallen  am  Ende  auf  die  Pro- 
dukte des  Landes  zurück.  Nämlich,  der  Käufer  macht  immer 
da  den  Preis  wo  mehrere  Verkäufer  sind,  und  der  Verkäufer 
macht  ihn,  wo  mehrere  Käufer  seiner  Ware  konkurieren.  Nun 
ist  selbst  in  den  kultivirtesten  Ländern  die  Zahl  derer,  welche 
mit  Naturprodukten  handeln  bei  weitem  grösser,  als  die  Anzahl 
derer,  welche  Kunst-  und  ausländische  Produkte  verkaufen  (in 
Europa  im  Durchschnitt  5  :  1).  Folglich  machen  die  letzteren 
allemal  den  Preis  sie  mögen  ihre  Kunst-  und  ausländischen 
Produkte  verkaufen  (denn  da  sind  in  Europa  5  Käufer  gegen 
1  Verkäufer)  oder  die  Naturprodukte  von  jenen  kaufen  (denn 
da  ist  in  Europa  1  Käufer  gegen  5  Verkäufer).  Sie  werden  also 
alle  auf  ihre  Konsumtion  oder  ihren  Fleiss  etc.  gemachten  Auf- 
lagen von  denen  wiederfordern,  denen  sie  ihre  Arbeit  oder  fremde 
Ware  verkaufen.  Also  reduzieren  sich  alle  Auflagen  auf  den 
Grundeigentümer. "2)  Wie  wir  sehen  ist  Schmalz  hier  noch  weit 
entfernt  von  der  physiokratischen  Motivierung  des  « impot  unique  »  ; 
diese  finden  wir  erst  in  seinem  zweiten  rechtsphilosophischen 

M  Das  Eecht  der  Natur,  Buch  II,  pag.  34. 
2)  Ebenda,  pag.  105|4. 
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Werke,  in  der  Wissenschaft  des  natürliclien  Rechtes;  hier  sagt 
er:  „Alle  Steuern  sollen  aber  von  Rechts  wegen  allein  von  den 
Eigentümern  der  fruchttragenden  Grrundstücke  getragen  werden. 
Denn,  da  die  Steuern  aus  dem  Nationaleinkommen  genommen 
werden  müssen,  und  dieses  allein  in  den  Naturprodukten  des 
Gebietes  besteht,  wie  denn  davon  allein  auch  aller  Arbeitslohn 
und  alle  Zinsen  gezahlt  werden,  so  würde  es  schon  physisch 
unmöglich  sein,  sie  anders  woher  zu  nehmen.  So  hat  es  auch  die 
Natur  geordnet,  dass,  wie  man,  und  welche  Steuern  man  anlegt, 
diese  alle  sich  immer  notwendig  auf  den  G-rundeigener  über- 
wälzen. Denn  jeder  Besteuerte  muss  die  Steuer,  die  er  zahlt, 
auf  den  Preis  seiner  Ware  oder  den  Lohn  seiner  Arbeit  auf- 
schlagen. Denn  von  Abgaben  von  Kaufmanns  waren  gibt  das 
natürlich  jeder  zu;  vom  Arbeitslohne  aber  versteht  es  sich,  weil 
die  Steuer  auch  zum  Verbrauch  des  Arbeiters  gehört,  und  kein 
Arbeiter  mehr  Lohn  erhalten  kann,  als  der  Durchschnittsver- 
brauch seiner  Klasse  beträgt.  So  muss  der  Landeigener  durch 
höhere  Preise  und  Lohn  doch  den  Kaufleuten  und  Arbeitern 
wieder  zahlen;  und  es  gibt  keine  wirkliche  direkte  Steuer,  als 
die  vom  reinen  Ertrage.  Die,  welche  behaupten  die  Arbeitenden 
erhielten  mehr  als  ihren  Unterhalt  zum  Lohne,  behaupten  damit, 
dass  der  Arbeiter  seinen  Kunden  nötigen  könne,  ihm  mehr  zu 
geben,  als  er  verbrauche,  und  eben  diese  behaupten  dann  gleich- 
wohl, der  Arbeiter  könne  seine  Steuer  nicht  aufschlagen;  sie 
behaupten  also  damit,  im  klaren  Widerspruch  gegen  die  erste 
Behauptung:  der  Arbeiter  könne  seine  Kunden  nicht  einmal 
nötigen,  ihm  soviel  zu  geben,  als  er  verbraucht. "i) 

An  der  Spitze  des  Staates  steht  der  Souverain,  und  zwar 
vertritt  Schmalz,  wie  wir  schon  weiter  oben  andeuteten,  das 
Prinzip  der  absoluten  Monarchie.  In  dem  „Recht  der  Natur" 
ist  diese  Tendenz  noch  nicht  vollkommen  durchgebildet,  jedoch 
in  der  „Wissenschaft  des  natürlichen  Rechtes"  tritt  er  mit  aller 
Energie  für  den  Absolutismus  ein.  Das  Recht  für  den  Staat 
Verträge  zu  schliessen,  über  Krieg  und  Frieden  zu  bestimmen, 
Gebietsabtretungen  vorzunehmen,  steht  einzig  und  ausschliesslich 
dem  Souverän  zu. 

In  Bezug  auf  die  friedliche  Verfassungsänderung  hat  unser 

')  Die  Wissenschaft  des  natürliclien  Rechtes,  pag.  188^9. 
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Autor  seine  Meinung  völlig  gewechselt,  er  widerspricht  sich  in 
den  beiden  oben  angeführten  Werken  direkt.  Einmal  sagt  er 
nämlich:  „Wenn  der  Unterwerfungsvertrag  geschlossen  ist,  so 
steht  es  nicht  in  der  Gewalt  des  Souveräns,  die  Staatsver- 
fassung zu  ändern.  Denn  er  kann  ein  Recht  nur  unter  den 
Bedingungen  behalten,  mit  denen  es  ihm  übertragen  ist."i)  Er 
erkennt  hier  also  an,  dass  die  Verfassung  als  ein  Vertrag 
zwischen  dem  Volke  und  dem  Souverän  anzusehen  ist  und  als 
solcher  auch  nur  nach  Uebereinkunft  beider  Parteien,  die  den 
betreffenden  Vertrag  geschlossen  haben,  also  des  Volkes  einer- 
seits und  des  Monarchen  andrerseits,  gelöst  werden  kann.  Ganz 
anders  urteilt  er  später:  „Niemand  als  der  Souverän  allein", 
so  sagt  er  nämlich  in  dem  zweiten  Werke,  „kann  die  Staats- 
verfassung ändern. 

In  der  Souveränität  allein  liegt  das  Recht  zu  ordnen,  was 
Mittel  zimi  Zweck  des  Staates  sein  mag;  befördert  also  diesen 
Zweck,  die  Sicherheit  aller  Einzelnen,  Umgestaltung  der  Ver- 
fassung, so  ist  diese  zu  bewirken  allein  Recht  der  Souveränität. 

Es  ist  offene  Ungereimtheit,  eine  Verfassung  durch  Verträge 
zwischen  Souverän  und  Volk  aufstellen  zu  wollen.  Denn  nur 
in  der  Souveränität  ist  das  Volk  eine  moralische  Person,  ohne 
sie  aber  ein  blosser  Inbegriff  einzelner,  der  keine  moralische 
Persönlichkeit  hat,  kein  Ganzes  macht,  mithin  auch  nicht  als 
moralische  Person,  als  Ganzes  Verträge  schliessen  kann.2)  So 
kann  es  uns  auch  nicht  weiter  Wunder  nehmen,  wenn  er  die 
Revolutionen  aufs  schärfste  verurteilt,  wie  ja  auch  weiter  oben 
schon  bemerkt  wurde.  „Nie  hat",  so  sagt  er,  „eine  gewaltsame 
Revolution  so  viel  Gutes  gewirkt,  dass  nur  der  tausendste  Teil 
des  Uebels  dadurch  vergütet  wäre.  Nicht  Menschen,  sondern 
Moralität  war  der  schreckliche  Verlust.  Und  wie  sollte  es  anders 
sein?  Hatte  die  Vernunft  sie  hervorgebracht,  und  kann  diese 
in  dem  Toben  der  aufgeregten  Sinnlichkeit  das  Steuer  behalten  ? 
Ich  habe  immer  mich  gewundert,  dass  man  im  Ernste  glaubte, 
in  Frankreich  hätte  nach  dem  14.  Juli  1789  noch  eine  Ver- 


1)  Das  Recht  der  Natur,  Buch  II,  pag.  12617. 

2)  Die  Wissenschaft  des  natürlichen  Eechtes,  pag.  202. 

3)  Das  Eecht  der  Natur,  Buch  II.,  pag.  130|1. 
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fassung,  auf  Philosophie  gegründet,  hervorgebracht  werden 
können,  oder  vollends  nach  dem  5.  Oktober.^) 

In  den  Fällen,  wo  eine  Revolution  unleugbar  gute  Folgen 
gehabt  hat,  zieht  sich  Schmalz  aus  der  Affäre,  indem  er  aus- 
führt, dass  es  sich  hier  nicht  um  die  Umstürzung  einer  Ver- 
fassung gehandelt  habe,  sondern  um  die  Herstellung  einer 
Verfassung,  die  durch  die  Tyrannei  irgend  eines  Herrschers 
unterdrückt  worden  war. 

Wie  wir  in  dem  vorstehenden  Kapitel  gesehen  haben,  stand 
Schmalz  auf  dem  Boden  des  Rechtsstaates  im  ökonomischen 
Sinne,  während  er  in  der  Politik  den  reinen  Absolutismus  be- 
fürwortete. Auch  haben  wir  gesehen,  dass  Schmalz  sich  selbst 
als  Anhänger  Kant's  bekennt,  und  dass  er  auch  zu  der  Popu- 
larisierung von  dessen  Ideen  beigetragen  hat.  Interessant  ist 
dabei,  dass  Schmalz  aus  der  kantischen  Moral-  und  Rechts- 
philosophie eine  rein  individualistische  Ethik  ableitet  im  Sinne 
des  ökonomischen  Rechtsstaates.  Es  ist  diese  Tatsache  um  so 
bemerkenswerter,  als  man  gerade  in  der  letzten  Zeit  lebhaft  die 
Frage  diskutiert  hat,  ob  Kant  mehr  als  Sozialist  oder  als  Sozial- 
reformer zu  betrachten  wäre. 


Abschliessende  Betrachtungen 


Im  Laufe  der  vorstehenden  monographischen  Darstellung, 
die  wir  hiermit  im  Begriffe  stehen  abzuschliessen,  haben  wir 
den  Versuch  unternommen,  die  Ansichten  von  Anton  Heinrich 
Theodor  Schmalz  in  kurzen  Zügen  vorzuführen.  Insbesondere 
hatten  wir  uns  die  Aufgabe  gestellt,  des  näheren  die  Beziehungen 
unseres  Autors  zu  dem  Gründer  des  physiokratischen  Systems, 
zu  dem  er  sich  selbst  persönlich  bekannt  hat,  nämlich  zu  Francois 
Quesnay  zu  beleuchten;  ebenso  auch  seine  Beziehungen  zu  dem 
System  von  Adam  Smith,  das  er  zwar  dem  Wortlaute  nach 
stellenweise  anerkannt  hat,  jedoch  dem  Sinne  nach  streng  ver- 
urteilt und  weit  von  sich  weist. 

Des  ferneren  hatten  wir  uns  mit  Schmalzens  Ansichten 
über  die  Aufhebung  der  Erbuntertänigkeit,  die  gerade  zu  seiner 
Zeit  stattgefunden  hatte,  sowie  mit  seinen  rechtsphilosophischen 
Grundsätzen  und  deren  Anlehnung  an  Immanuel  Kant  beschäftigt. 

Nach  Behandlung  dieser  einzelnen  Punkte  tritt  an  uns  jetzt 
noch  die  Aufgabe  heran,  die  Stellung  zu  präzisieren,  die  Schmalz 
in  der  Geschichte  der  Nationalökonomie  zukommt.  Es  ist  dies 
eine  Frage,  die  wir  ohne  weitere  Schwierigkeit  beantworten 
können,  nachdem  wir  in  der  vorstehenden  Arbeit  die  Ansichten 
unseres  Autors  eingehend  und  ausführlich  untersucht  haben. 

Wie  wir  schon  im  Anfange  sahen,  bezeichnete  sich  Schmalz 
selbst  als  Anhänger  des  physiokratischen  Systems,  und  wir  können 
ihm  hierin  zustimmen  unter  dem  Vorbehalte,  dass  wir  betonen 
müssen,  Schmalz  war  allerdings  ein  Physiokrat,  jedoch  nicht 
im  Sinne  von  Quesnay  selbst,  sondern  vielmehr  im  Sinne  der 
sogenannten  „Schule"  in  Frankreich.  Wir  sind  genötigt,  diese 
Unterscheidung  resp.  Einschränkung  zu  machen,  da  sich  ja,  wie 
wir  gezeigt  zu  haben  glauben,  sehr  wichtige  und  einschneidende 


Unterschiede  zwischen  den  Ansichten  Schmalzens  und  denjenigen 
Quesnay's  vorfinden.  Wenn  daher  Wilhelm  Roscher  ohne  wei- 
teres behauptet  hat,  Schmalz  sei  ein  Phjsiokrat,  so  ist  dies  dahin 
zu  berichtigen:  Physiokrat  wohl  im  Sinne  der  „Schule",  nicht 
aber  im  Sinne  von  Quesnay  selbst.  Eine  Erklärung  für  diesen 
Irrtum  Eoscher's  ist  in  dem  Umstände  zu  erblicken,  dass  Roscher 
selbst  der  Unterschied  zwischen  Quesnay  und  seiner  Schule  nicht 
bekannt  war. 

Einer  gänzlich  falschen  Meinung  über  Schmalz  begegneten 
wir  bei  Maurice  Block,  welcher  die  Behauptung  aufstellte,  Schmalz 
sei  ein  Anhänger  von  Adam  Smith  gewesen,  wie  wir  aber  gesehen 
haben,  hat  sich  Schmalz  gerade  gegen  diesen  mit  grosser  Bitterkeit 
gewandt  und  ihn  überall  heftig  bekämpft. 

Ebenso  müssen  wir  es  als  irrtümlich  bezeichnen,  wenn 
Schmidt  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  sagt, 
Schmalz  wäre  Antimalthusianer  gewesen,  da  wir  im  Kapitel 
„Schmalz  und  die  Physiokraten"  nachgewiesen  zu  haben  glauben, 
dass  Schmalz  ein  Anhänger  von  Malthus  war,  indem  er  auch 
das  von  Malthus  geleugnete  Recht  auf  Existenz  bestritt  und 
die  Volksvermehrung  nicht  glaubte  billigen  zu  sollen  und  zwar 
im  Sinne  von  Malthus  und  im  G-egensatze  zu  dem  Merkantil- 
system. 

Also  können  wir  nur  noch  einmal  wiederholen,  Schmalz  war 
ein  Physiokrat  im  Sinne  der  Schule  in  Frankreich,  nicht  aber 
im  Sinne  von  Quesnay  selbst.  Und  dies  ist  wohl  begreiflich 
und  natürlich,  denn  so  wie  die  Physiokratie  in  Frankreich  als 
Reaktion  auf  das  Merkantilsystem  folgte,  weil  die  übertriebene 
Förderung  der  Industrie  auf  Kosten  der  Landwirtschaft  geschah, 
so  musste  auch  in  Deutschland  die  häufig  zu  stark  forcierte  An- 
wendung des  Merkantilsystems  notwendig  zu  einem  Widerstand 
gegen  dasselbe  führen.  Einige  Schriftsteller  wurden  durch  diesen 
Umstand  veranlasst,  sich  dem  Systeme  von  Adam  Smith  zuzu- 
wenden, andere  dagegen  schlössen  sich,  wie  Schmalz,  der  physio- 
kratischen  Lehre  an. 


Berichtigung. 


Bei  den  Tabellen  auf  Seite  32  muss  es  überall  heissen 
,^  Millionen  Livres'^. 


